MAIZEITUNG 

Zeitung der Gewerkschaften in der DGB-Region Südostniedersachen zum l. Mai 2017 

www.suedostNiedersachsen.dgb.de 



rente-muss-feichen.de 

... H <s 



LEITARTIKEL 


www.suedostniedersachsen.dgb.de 


Armut, Reichtum, Gerechtigkeit und Demokratie 

TEXT: MICHAEL KLEBER | DGB-REGIONSGESCHÄFTSFÜHRER SUED-OST-NIEDERSACHSEN UND HEINRICH BETZ | DGB-STADTVERBANDSVORSITZENDER 


R eicher Mann und armer Mann 
standen da und sah'n sich an, und 
der Arme sagte bleich: ,Wär ich nicht 
arm wärst du nicht reich/ 

Bertholt Brecht 

Wir leben in einer der reichsten Regi¬ 
onen der Erde. Dieser Reichtum wird 
von der gesamten Gesellschaft hervor¬ 
gebracht, nicht nur von Einzelnen, die 
ihn sich aneignen. Wenn wir Kinderar¬ 
mut, Familienarmut, Altersarmut be¬ 
kämpfen wollen, dann sollten wir, ganz 
nach Brecht, vom Reichtum sprechen. 
Denn die Verteilung dieses Reichtums 
ist der Schlüssel zur Bekämpfung von 
Armut. 

Das Profane ist jedoch, dass in Zeiten 
zunehmenden Reichtums gleichzei¬ 
tig die Armut zunimmt. Da hilft keine 
Kritik an der geltenden Definition von 
Armut und Reichtum. Denn nicht diese 
Definition ist das Problem, sondern die 
ungleiche Verteilung des Reichtums un¬ 
serer Gesellschaft. Die konkreten Fakten 
lassen sich nicht wegdefinieren: 

Da sind 

• Kinder, denen eine gute Zukunft ver¬ 
wehrt wird 

• Familien, die nicht teilhaben können 
am Guten Leben 

• alte Menschen, denen das Nötigste 
zum Leben in Würde fehlt. 



Michael Kleber 
Regionsgeschäftsführer 


Was tuK? 

In kaum einer anderen Volkswirtschaft 
sind Einkommen und Vermögen so un¬ 
gleich verteilt wie in Deutschland. Wir 
empören uns zu Recht, dass Vorstands¬ 
mitglieder großer Konzerne fünf, zehn 
und mehr Millionen Euro pro Jahr erhal¬ 
ten, das zigfache Entgelt der im Betrieb 
Arbeitenden. Wer aber empört sich, dass 
die Oetkers, Porsches, Quandts und Klat- 
tens dieser Republik zur gleichen Zeit 
dutzende Milliarden erhalten als Verzin¬ 
sung eines Kapitals, das andere für sie 
erarbeiten? 




Heinrich Betz, 

DGB Stadtverbandsvorsitzender 


Und dass die wirklich Reichen von die¬ 
sem ungerecht verteilten Reichtum nicht 
einmal den Anteil an Steuern und Abga¬ 
ben bezahlen, den sie leisten müssten, 
so wie alle anderen Bürger es tun. Dies 
ist nicht nur sozial ungerecht, es schadet 
auch der gesamten Gesellschaft. 

Hier geht es um legale Steuerhinterzie¬ 
hung, ermöglicht auch durch Gesetzes¬ 
änderungen der letzten zwei Jahrzehnte. 
Die Reichsten des Landes nutzen die von 
uns allen finanzierte Infrastruktur für IHR 
Gutes Leben, für die Vergrößerung IHRES 
Reichtums, für die Mehrung IHRES poli¬ 
tischen Einflusses. 

Denn dies ist der Kern des Problems: 
Armut und Reichtum sind nicht nur 
eine Folge ungleicher und ungerechter 
Verteilung. Sie sind insbesondere auch 
eine politische Frage: Dass Reichtum zu 
wirtschaftlicher Macht und wirtschaft¬ 
liche Macht zu politischer Macht führt ist 
bekannt. Deshalb geht es zum einen um 
eine gerechte Verteilung von Reichtum 
durch eine andere Steuer- und Sozial¬ 
politik. Zum anderen muss es um mehr 
(Wirtschafts-) Demokratie gehen, um die 
Macht der Wirtschaftsmächtigen zu be¬ 
grenzen. Nur so kann wirksam ein Poli¬ 
tikwechsel geschehen und nicht nur klei¬ 
ne Korrekturen einer unsozialen Politik. 


Der DGB hat viele Vorschlägen vorge¬ 
legt, um eine gerechtere Verteilung des 
Reichtums zu erreichen (www.dgb.de 
„DGB-Verteilungsbericht 2016). Auch 
die Initiative „Reichtum Um verteilen - 
ein gerechtes Land für alle" hat in ihrem 
Aufruf (www.reichtum-umverteilen.de) 
zentrale Forderungen aufgestellt: 

• Finanzstarke Unternehmen und Rei¬ 
che müssen wieder höhere Beiträge 
zur Finanzierung des Gemeinwesens 
leisten; sehr hohe Einkommen sind 
stärker zu besteuern; Kapitalerträge 
dürfen nicht privilegiert werden; 

• Steuerbetrug muss bekämpft und 
Steuerschlupflöcher müssen beseitigt 
werden, in Deutschland, der EU und 
weltweit; 

• eine Vermögenssteuer und eine re¬ 
formierte Erbschaftsteuer müssen die 
Millionäre und Milliardäre angemes¬ 
sen an der Finanzierung der öffentli¬ 
chen Aufgaben beteiligen und soziale 
Ungleichheit abbauen. 

bas «4Öre elK BegtKK für mekr 
soziale <arereckttgkelt. 
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FÜR EIN GUTES LEBEN 



DGB VERTEILUNGSBERICHT 2016 

( 29 . 02 . 17 ) 

Wie sind Einkommen und Vermögen in Deutschland verteilt? Wie stehen wir im internationalen Vergleich 

da? Das haben die Wirtschaftsexperten des DGB untersucht und einen 90seitigen Verteilungsbericht er¬ 
stellt. Datenbasis sind unter anderem Zahlen des Statistischen Bundesamtes. Aus den Ergebnissen: 

• Die Einkommenungleichheit in Deutschland hat in den vergangenen Jahren im Trend zugenommen. Von 2005 
bis 2014 stieg sie um 18 Prozent. Aktuell liegt sie über dem Niveau des bisherigen Spitzenjahres 2007. 

• Derzeit gelten gelten 15,4 Prozent der Beschäftigten als einkommensarm, 8,2 % als einkommensreich. 

• Die Gehälter der Top-Manager konnten in den vergangenen Jahren kräftig zule¬ 
gen. Ein Dax-Vorstandsvorsitzende erzielt im Mittel das 167fache eines durchschnitt¬ 
lichen Einkommensbeziehers, ein MDAX-Vorstand immerhin das 58fache. 

• Die Vermögenskonzentration und -Ungleichheit ist unter entwickelten Volks¬ 
wirtschaften fast nirgends so ausgeprägt wie in Deutschland. 

• Die reichsten 10 Prozent der hiesigen Bevölkerung verfügen Ober 57,5 Prozent, das wohlhabendste 
1 Prozent Ober 24 Prozent des Gesamtnettovermögens. Am anderen Pol der Vermögensvertei¬ 
lung besitzen 70 Prozent der Bevölkerung gerade einmal 9 Prozent des Gesamtvermögens. 

• Auch innerhalb Deutschlands stellt sich die Vermögenssituation unterschiedlich dar. Die Bevölke¬ 
rung der alten Bundesländer verfügt im Mittel über höhere Vermögen als Personen in Ostdeutsch¬ 
land. In den neuen Bundesländern sind die Vermögen hingegen ungleicher verteilt. 

• Der Anteil der Personen mit Schulden oder ohne Vermögen ist höher und im Zeitverlauf steigend. 


Weitere Infos unter: http://www.dgb.de/themen 


MAIZEITUNG der Gewerkschaften zum 1. Mai 2017 


KULTUR 3 


Die Rente ist sicher... 

TEXT: THORSTEN STELZNER 4 FOTO: VERENA MEIER 


,Nur Menschen* 

FOTOGRAF: KLAUS G. KOHN 



D er Norbert hat es gesagt 
und wenn der Norbert das 
gesagt hat, dann stimmt das 
auch! Völlig unverblümt hat 
er verkündet:„Die Rente ist si¬ 
cher!" Wir haben es ihm gern 
geglaubt! Und wir haben auch 
danach gelebt. So! Da soll uns 
mal keiner einen Vorwurf ma¬ 
chen! Wir haben uns ja drauf 
verlassen. Wenn die Rente si¬ 
cher ist, dann reicht es doch 
wohl aus, wenn man erst im 
Alter von 30 Jahren anfängt zu 
arbeiten, als unbezahlter Prak¬ 
tikant auf Probe, als Minijob- 
ber, als Mindesthungerlöhner 
oder Leiharbeiter, Hartzvierler 
mit Flaschensammlerzertifi¬ 
kat! 

Die Rente ist sicher! Egal wie 
viel man einzahlt, egal wie lan¬ 
ge man wirklich die Chance hat¬ 
te einen „gutbezahlten" Job zu 
machen! Und auch egal wie alt 
man wird! 

Die Rente ist sicher! Klare Kan¬ 
te Herr Blüm! Nur ich glaube ja, 
dass der Norbert davon aus¬ 
gegangen ist, dass man mit 15 
in die Lehre geht, dann bis 65, 
also 50 Jahrelang, in dem einen 
Job ordentliches Geld verdient, 
dementsprechend einzahlt und 
dann sozialverträglich mit 68 
in die Urne abdampft! Die drei 


Jahre - das hätte klappen kön¬ 
nen! 

Die Realität sieht anders aus! 
Und ich warte im Grunde auf 
den Moment, wo verschollene 
Mitschnitte aus den 80er Jahren 
auftauchen, aus denen deutlich 
wird: Der Norbert hat das zwar 
gesagt und der hat das dann 
auch so stehen lassen, als er ge¬ 
merkt hat was seine Aussage für 
Wellen schlägt. Tja, manchmal 
geht man auch als ganz kleines 
Politkergewächs plötzlich in die 
Gechichte ein und macht sich 
mit einem Halbsatz unsterblich. 

Dieser Versuchung ist er da¬ 
mals erlegen. Was würde er 
jetzt darum geben das heute mit 
eben diesen verschollenen Mit¬ 
schnitten zu korrigieren:,. Das 
hab ich so gesagt! Stimmt! Aber 
der Satz ging ja noch weiter!" - 
„Die Rente ist sicher... eins der 
größten existentiellen Probleme 
der nahen Zukunft! Leute, das 
wird aber ganz, ganz eng!" 

So es ^trtettek! 

Hilft uns jetzt aber auch nicht 
weiter! Wir haben es versaut. 
Mit 35 anfangen zu arbeiten mit 
60 spätestens wieder aufhören 
und dann 95 Jahre alt werden 
wollen, wie soll das denn ge¬ 


hen? 25 Jahre Minijob und dann 
mit der fetten Rente nach Malle! 
Ja sicher!! 

Da müssen wir langsam mal 
der Realität ins starre, graue 
Auge blicken. Das klappt nicht. 

Es müssen neue Konzepte her. 
Nur gut, dass wir im Kapitalis¬ 
mus leben, da regelt sich so was 
ja von ganz alleine, der Markt 
machLs! 

Oder ich - meine Vorschläge: 

Die Jugend muss mehr saufen 
und der Flaschenpfand muss 
erhöht werden! Damit man vom 
Flaschensammeln auch leben 
kann. 

Auek PlcxsckeKscxmmler 
rvtüsseK Ik die 
Rente etKz.cxkleK - 
^ttzxg oder? 

Neben der Tafel richten wir 
die Theke ein, da kann dann 
der versoffene Mittelstand seine 
Weinkellerleichen und Party¬ 
reste abgeben. 

Die Bilder auf den Kippen¬ 
schachteln werden ersetzt/er¬ 
gänzt durch den Text: „ Rauchen 
verkürzt ihre Altersarmut!" 

Die Rollatoren müssen Trittlei¬ 
tern und größere Ladeflächen 
kriegen als Stauraum fürs Con¬ 
tainern. 

Butterfahrten mit der „Wal- 
king-Dead-Line" von Lem¬ 
mingtours anbieten, dann 
karren wir die dementen und 
senilen an die Steilküste von 
Helgoland und ab geht r s! 

Humaner wäre es, wenn wir 
die Restposten der Gesellschaft 
einfach aus der Krankenkasse 
feuern. Anschließend kann man 
die Alten dann auch zu Tierfut¬ 
ter verarbeiten, da schließt sich 
dann der magische Kreis der 
Pharmazie, Antibiotika aus den 
Tieren landet in den Rentnern 
und die Antidepressiva aus den 
Senioren bei den Viechern! - 
Und endlich wirklich glückliche 
Hühner! 

Na, ist das eine Lösung? Aber 
mein echtes Horrorszenario 
wäre ein anderes: 

Rocker-Rollatorenbanden mit 
getunten Einkaufswagen ziehen 
marodierend durch die Vorstäd¬ 
te! Die „Hells Angies", die „Sons 
of Gabriel", die „Rentidos" und 
die „20/10-Agendas" plündern 
unsere Biotonnen und verdin¬ 
gen sich mit Schutzgelderpres¬ 
sungen:" Gibst Du mir nichts zu 
essen, leg ich mich zum sterben 
in deinen Gartenteich!" 

Das w^trci. böse eKcAeK! 

Mein persönlicher Plan, ich 
brauche einen Plan, ich bin 
Künstler, sieht folgendermaßen 
aus: Banküberfall und dann ab 
in den Knast. Rentnerresidenz 
kann ich mir eh nicht leisten 
und Rennelberg ist immer noch 
besser als Rosenäckern! 


K laus G. Kohn, geb. 1957 in 
Rodewald/Kreis Nienburg, 
lebt und arbeitet als freier Foto¬ 
graf in Braunschweig. In vielen 
seiner Portraitserien hat er sich 
mit Menschen am Rande un¬ 
serer Gesellschaft befasst.... 

.. .Klaus G. Kohn zeigt in seinen 
Porträts eine besondere Sensibi¬ 
lität für diesen Zusammenhang. 
Indem er Hintergrund und Um¬ 
gebung ausblendet, steht der 
Mensch ganz im Zentrum der 
Aufmerksamkeit. Man sieht den 
Gesichtern an, dass sie in durch¬ 
aus extremen Lebensumständen 
leben. Umstände, die Spuren 
hinterlassen haben. Gleichzeitig 
schauen uns Persönlichkeiten 
entgegen, ästhetisch gewürdigt 
und aufgehoben, unverwech¬ 
selbare Individuen, die Respekt 
verdienen, mag ihr Leben noch 
so fragmentiert und gebrochen 
sein. 

In seinen Fotos entwickelt 
Klaus G. Kohn geradezu eine 
Ikonographie des Prekariats. Er 
zeigt Bilder des geminderten 
Menschseins, ohne Menschen 

EINZELAUSSTELLUNGEN 

(AUSWAHL): 

•Galerie KK, BS (1981) 

•DomSt. Blasii, BS (1985,1989,1992) 

• Eulerstross Nünn, Basel (1986,1988) 
•MagdeburgerDom (1997) 

• Christus-Pavillon / Expo 2000, Hannover 
• Galeria Sztuki, Konin/Polen (2001) 

• Reithalle, München (2002) 

• Öffentliche Versicherung, BS (2004) 

• Hans-Ralfs-Haus, Neustadt i.H. (2004) 
•NeuesRathaus,Celle (2011) 

• AcKu Hildesheim (2012) 

•KunsthausBBKBS (2015) 


zur Schau zu stellen. Vielmehr 
wird ihre ungeminderte Wür¬ 
de scharfgezeichnet. Auf diese 
Weise kommentiert seine Kunst 
auch die wirtschaftliche und 
soziale Lage in unserem Land. 
Der Künstler erinnert uns da¬ 
ran, dass der Mensch Maß und 
Mitte unseres Handelns bleiben 
muss." 

Landesbischof Prof. Dr. Fried¬ 
rich Weber (zur Ausstellung 
,Kunst trotzt Armut' 2011) 

yjlttx 

•Geb. 1957; verheiratet; 2 Kin¬ 
der 

•Freier Fotograf seit 1989 (Re¬ 
portage, Buchillustration, Ar¬ 
chitektur, Portrait) 

•Mitglied im ,Bund Bildender 
Künstlerinnen und Künstler' 
(BBK) seit 1994 

• Vorsitzender ,Museum für 
Photographie Braunschweig' 
1999 - 2007 

• Mitglied im Landesvorstand 
des BBK Niedersachsen 2012 
-2016 

GRUPPENAUSSTELLUNGEN 

(AUSWAHL): 

• Museum für Photographie, BS (1984) 

• Landesmuseum Oldenburg (1995) 

• Historisches Museum, Frankfurt (1997) 

• Willy-Brandt-Haus, Berlin (1999) 

• Kunstverein Leverkusen (1999) 

• Kunsthaus Kannen, Münster (2003) 

• Nord Art 2006, Rendsburg/Büdelsdorf 

• Goethe-Institut, Dresden (2008) 

• Landeskunstausstellung Aurich (2010) 

• Kreishaus Goslar (2011) 

• MARTaHerford (2012) 

• Documenta-Halle, Kassel (2012/2013) 
•StadthausUlm (2016) 

• IHK Karlsruhe (2017) 


VERÖFFENTLICHUNGEN (AUSWAHL): 
•,Kunst ist (k)ein Kinderspiel'; Stadt Braunschweig) 

•,Mittendrin'; Appelhans-Verlag (nominiert zum Deutschen Fotobuchpreis)) 
• ,The Mill / Die Mühle'; Luftschiff-Verlag 
•,Kultursensitive Krippenpädagogik'; Verlag das Netz 
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Ilse Sonnemann 

90 JAHRE, WITWE, 1 KIND - LEBT IM AWO WOHN- UND PFLEGEHEIM QUERUM 
ALLE INTEVIEWS + TEXTE: HANSI VOLKMANN ♦ FOTO: HANSI VOLKMANN 


E einen richtigen Beruf gelernt habe ich nicht. 

Wir waren zu Hause 5 Kinder, die Jungen, die 
mussten ja was werden, wie das früher so war. Ich 
habe dann erst das Pflichtjahr gemacht, damals hat¬ 
ten wir ja die Nazizeit noch. Dann habe ich, mit 14, 
in einem Lebensmittelgeschäft in Hildesheim ge¬ 
arbeitet, 13 Jahre, Mädchen für alles. Ich habe alles 
gemacht. Nebenbei habe ich die Kinder vom Chef 
und der Chefin groß gezogen. 

Nachdem mein Mann aus der Kriegsgefangen¬ 
schaft nach Hause kam sind wir nach Braunschweig 
gezogen, mein Mann fand dort Arbeit. Von 1957 bis 
zu meinem 63. Lebensjahr habe ich bei einer Verpa¬ 
ckungsfirma gearbeitet. Zuerst im Versand, bis mein 
Sohn geboren wurde. Dann habe ich für den selben 
Betrieb Heimarbeit gemacht, dadurch habe ich mei¬ 


nen Rentenanspruch behalten, Gott sei Dank! Ich war 
sozial versichert, das ist eine feine Sache. Sonst ging 
es mir heute nicht so gut!! Wir haben zu dritt bei uns 
im Keller Plastiktaschen hergestellt. Jeden Tag 1.300 
Stück, die Maschinen dazu hatte der Betrieb uns ge¬ 
bracht. Das mir heute die Schultern kaputt sind, das 
ist kein Wunder. Heute weiß ich wovon, körperlich 
schwere Arbeit im feuchten Keller. 

Das ging dann bis ich Rentnerin wurde Mit 63 Jah¬ 
ren bekam ich meine 1. Rente, heute sind das gut 500 
Euro. Nachdem mein Mann gestorben war, bekam 
ich die Witwenrente dazu. 

Von meiner Rente und der Pflegekasse kann ich 
jetzt die Heimkosten bezahlen, ich hoffe es bleibt so. 

Mein Leben ist gefüllt gewesen mit Arbeit, ich kann 
mich nicht beklagen, ich habe in eins durch 42 Jahre 
gearbeitet, das ist eine lange Zeit. 


I m April 1967 habe ich nach der Schule bei Volkwa¬ 
gen eine Lehre begonnen und abgeschlossen. Da¬ 
mals musste man ja noch zum Bund, ich bin aber zum 
Bundesgrenzschutz gegangen. Auch damals konnte 
man anschließend zurück ins Werk. Ich habe dann, 
erst an der Abendschule, dann an der Technikerschu¬ 
le meinen Techniker gemacht. Irgendwann war mir 
das dann zu viel Technik. Hab alles hingeschmissen 
und mich erstmal mit Gelegenheitsjobs über Wasser 
gehalten, bevor ich mich selbstständig gemacht habe. 


Horst Kothe 

65 JAHRE, WITWER, 3 KINDER 
FOTO: PRIVAT 

Das ging nicht lange gut und ich war froh, dass ich 
in der AWO 1987 erstmal einen ABM-Job bekommen 
habe. Seit 1988 war ich festangestellt bis zu meiner Ren¬ 
te. Davon war ich 28 Jahre als Betriebsrat tätig. 

Mit meiner Rente bin ich zufrieden, habe ja auch noch 
die AWO-Betriebsrente und die Witwerrente meiner 
verstorbenen Frau. Mich ärgert aber schon, dass ich auf 
die Betriebsrente und auf die Witwenrente den vollen 
Krankenkassenbeitrag und Pflegekassenbeitrag zahlen 
muss. Aber so sind die Gesetze. 



Edith Pöll 

84 JAHRE, GESCHIEDEN, 2 KINDER - LEBT IM AWO WOHN- UND PFLEGEHEIM QUERUM 


M ein Vater wollte mich nach der Schule, ich war 
16, in die Hotelfachschule schicken. Er ist dann 
aber gestorben und ich musste mich alleine durch¬ 
schlagen. Die Hotelfachschule musste man bezahlen, 
das ging also nicht. Ich habe dann überall mal im Ho¬ 
tel gearbeitet, als Angelernte, eine Ausbildung habe 
ich nicht. 

In einem Hotel in Bad Oeynhausen, immer die glei¬ 
che Arbeit, Mädchen für alles, mal Buffet, mal habe ich 
Kuchen verkauft. In Bielefeld war ich dann an der Re¬ 
zeption, in Bad Ems im Kurhaus in der Telefonzentrale. 
Verdient habe ich 40 DM im Monat, bei freier Kost und 
Logis, da wurde nicht viel in die Rentenkasse einge¬ 
zahlt. Ich hatte mein Zimmer, das war kein schönes 
Leben als junges Mädchen, ein Tag die Woche war frei, 
auch mal am Wochenende. Da es ein Saisonbetrieb war, 
hatte ich Glück, dass mich eine wohlhabende Frau an¬ 
gestellt hat in Düsseldorf, als Hausmädchen, aber ohne 
Arbeitsvertrag. Dieses sich Absichern, das hat man 
uns doch nicht beigebracht. Später habe ich dann auch 
Kurse in Steno und Schreibmaschine belegt, um nicht 
total ohne Ausbildung dazusitzen. Ich war dann beim 
Arbeitsamt arbeitslos gemeldet und habe Arbeitslosen¬ 
geld bezogen. Das Amt hat mir dann einen Arbeitsplatz 


in einem Industriebetrieb vermittelt, im Empfang. 300 
DM habe ich verdient, das erste mal richtig viel Geld, 
mit 23 Jahren. Dort habe ich meinen Mann kennen ge¬ 
lernt und geheiratet. 

Als das erste Kind geboren wurde, 1960, bin ich zu 
Hause geblieben. Mein Mann hat für mich freiwillig in 
die Rentenkasse, den Mindestbeitrag eingezahlt. 1985 
haben wir uns scheiden lassen. Ich habe auch bald wie¬ 
der angefangen zu arbeiten, erst mal hier, mal dort für 
ein wenig Geld, damit man sich mal was leisten konn¬ 
te. Und dann wieder auf Steuerkarte in einer Bäckerei, 
aber nur in Teilzeit, später auf 480 DM-Basis. Fand 
ich auch in Ordnung, wieder abgesichert zu sein. Das 
war nicht viel für die Rentenkasse, daher ist jetzt mei¬ 
ne Rente gleich null, nur die Mindestsicherung. Ohne 
meine Jungs, die mir mal im Monat einen Hunderter 
zugesteckt haben, wäre ich gar nicht über die Runden 
gekommen, als Rentnerin. Ich hatte eine schöne Woh¬ 
nung, da wollte ich nicht raus, sie war aber ein paar 
Quadratmeter zu groß, so dass ich kein Wohngeld be¬ 
kommen habe, trotz Grundsicherung. Jetzt, auch durch 
die Mütterrente bekomme ich 790 Rente, die Pflege¬ 
versicherung kommt dazu und die Kinder geben et¬ 
was, so dass die Heimkosten gezahlt werden können. 
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Die rote (R)ente 
kommt im September 
nach Braunschweig 


Vier Fragen zur gesetzlichen Rente 


EIN GESPRÄCH IM FEBRUAR 2017 
MIT JUGENDLICHEN EINER ABSCHLUSSKLASSE 


Welche Rolle spielt das 
Thema (gesetzliche) Rente 
bei euch zu Hause bz*$, Im 
8ekannten-/Freundekrels? 


Jennifer: ,,/m Freun¬ 
deskreis spielt es 
weniger eine Rolle, 
da viele weiter zur 
Schule gehen." 


(10. JAHRGANG EINER SEK. I SCHULE IN BRAUNSCHWEIG) 


Marcel: „Mit dem Thema habe ich 
mich noch nicht groß beschäftigt. 
Sie ist bestimmt sehr wichtig . 7 


Max: „ Mein Opa bekommt 
die Hälfte von seinem Gehalt, 
was er damals bei seiner 
Arbeit verdient hat." 


Meinst du, dass deine 
Rente später für dich 
zu einem guten Leben 
ausrelchen t^lrd? 


Felicia: „ Ich glaube, dass es im Alter für 
ein gutes Leben nicht reichen wird, wenn man 
zu wenig Geld verdient, da man z. B. 1200.- € 
verdient man nur 50% zurück bekommt (600.- €). 
Aber die Miete kostet meist schon 600.- ..." 


Fazit: Bei den meisten Jugendlichen spielt das Thema noch keine Rolle. 


Woher kommt das Greld 
für deine gesetzliche 
Rente? 


Lukas: „Von Steuern." 


Patrick: „Wenn ich Rentner 
Din zahlen die jungen Leute in die 
Rentenkasse ein und das wird mir 
dann ausgezahlt (Generations¬ 
vertrag). 7 


Julia: „Es kommt von meinem 
früher erarbeiteten Geld; unge¬ 
fähr die Hälfte von dem, was ich 
verdient habe." 


Charlotte: „Das Geld 
kommt aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung, wenn man 
arbeitet geht das Geld automat¬ 
isch dahin." 


Marcel: „Ich denke 
schon, da man im Alter 
nicht so viel Knosse (?) 
braucht und zuhause 
vor der Glotze sitzt." 


Kennst du Maßnahmen, 
durch die deine gesetz¬ 
liche Rente gesichert bz*>, 
sicherer werden kann? 


Ulla: Ja, es kommt auch 
darauf an, was man arbeitet und 
wie man Geld verdient. Aber wenn 
ich mit meiner Frau nur leben 
würde, würde es denke 
ich reichen. 


Charlotte: „Wenn man lange ar¬ 
beitet, kann sie sicher werden und 
nicht nur 1 bis 2 Jahre, sondern 
ungefähr 20 Jahre." 


Rene: „Das Geld kommt vom Staat und von den 
Steuern wird es finanziert. Durch Einzahlung vom 
Bruttolohn und Einzahlung von Jüngeren." 



Rene: „Wenn man 40 
Jahre arbeitet kriegt 
man die Rente. 
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Kurswechsel in der Rentenpolitik 

TEXT: ANNELIE BUNTENBACH | DGB BUNDESVORSTANDSMITGLIED ♦ GRAFIK: VERDI UND DGB BUNDESVORSTAND 


D er wohlverdiente Ruhe¬ 
stand nach einem langen 
Erwerbsleben ist ein Grund¬ 
prinzip des deutschen Sozi¬ 
alstaats, eine zivilisatorische 
Errungenschaft, die erkämpft 
wurde und tagtäglich vertei¬ 
digt werden muss. Dies gilt 
ebenso für die Erwerbsminde¬ 
rungsrente, die denjenigen zu¬ 
steht, die aus gesundheitlichen 
Gründen nicht mehr arbeiten 
können. Dieser Anspruch darf 
nicht weiter ausgehöhlt wer¬ 
den. Wenn aber das Rentenni¬ 
veau weiter sinkt und das Ren¬ 
teneintrittsalter weiter steigt, 
bedeutet das für die Menschen 
faktisch eine Rentenkürzung. 
Um sozialen Abstieg im Alter 
oder gar Altersarmut zu ver¬ 
meiden, brauchen wir daher 
einen Kurswechsel in der Ren¬ 
tenpolitik, mit dem Ziel, die 
gesetzliche Rentenversiche¬ 
rung zu stärken. 

...Wer jahrzehntelang gearbei¬ 
tet und in die Rentenkasse ein¬ 
gezahlt hat, muss im Alter eine 
Rente bekommen, von der er 
oder sie im Alter auch in Würde 
leben kann. Zu diesem Konsens 
muss die Politik wieder zurück¬ 
kehren und wir werden die Par¬ 
teien im Bundestagswahlkampf 
daran erinnern. 

Wenn jetzt nicht umgesteuert 
wird, wird das Leistungsver¬ 
sprechen der gesetzlichen Rente 
immer weiter ausgehöhlt: die 



■RENTE 


Weichen sind durch die Ren¬ 
tenreform von 2001 so gestellt, 
dass das Rentenniveau kontinu¬ 
ierlich sinkt, damit droht nicht 
nur denjenigen mit niedrigen 
Einkommen Altersarmut, son¬ 
dern bis in die Mitte der Arbeit¬ 
nehmerinnen und Arbeitneh- 




mer hinein, sozialer Abstieg. 

Heute beträgt das Rentenni¬ 
veau 48 Prozent und wird, wenn 
wir nichts ändern, bis 2045 auf 
unter 42 Prozent sinken - bliebe 
das Niveau bei 48 Prozent wäre 
die Rente 2045 rund 14 Prozent 
höher. 


Zwei kleine Beispiele machen 
die Folgen deutlich: Ein Koch 
bekommt heute einen Tariflohn 
von 1943 Euro. Würde er heute 
nach 40 Jahren Vollzeit in Rente 
gehen, bekäme er 755 Euro im 
Monat. Das ist schon nicht viel, 
aber bei einem Rentenniveau 
von 43%, wie es für 2030 als Si¬ 
cherungsziel im Gesetz steht, 
wären es noch einmal 80 Euro 
weniger. Eine Krankenschwe¬ 
ster im Westen hätte nach 40 
Jahren Vollzeit bei einem Lohn 
von 2741 Euro heute 985 Euro 
Rente, bei 43% Rentenniveau 
nur noch 884 Euro. Und für 
Viele bedeutet ein Absinken des 
Rentenniveaus, dass sie direkt in 
die Grundsicherung und damit 
in die Altersarmut abrutschen... 

Kurswechsel heißt für uns, 
dass das Rentenniveau bei 48 
Prozent stabilisiert werden 
muss. In einem weiteren Schritt 
muss das Rentenniveau deutlich 


angehoben werden, etwa auf 50 
Prozent. Die Rente zukünftiger 
Generationen wird ohne Kurs¬ 
wechsel deutlich geringer aus- 
fallen. Das ist nicht akzeptabel, 
denn die private Vorsorge kann 
das nicht ausgleichen. Das zeigt 
die Bilanz von 15 Jahren Riester¬ 
rente und gilt erst recht in Zeiten 
niedriger Zinsen.... 

Ein stabiles und ausreichendes 
Rentenniveau ist nicht zuletzt 
für die heute jungen Menschen 
von existenzieller Bedeutung. 
Außerdem müssen die Elemente 
des sozialen und solidarischen 
Ausgleichs gestärkt werden. 
Wer erwerbslos ist oder lange 
Zeit nur einen geringen Lohn 
hatte, braucht in der Rente die 
Solidarität der Gemeinschaft. 
Zeiten von Aus- oder Weiter¬ 
bildung, Kindererziehung und 
Pflege, dürfen keine Löcher in 
die Altersversorgung reißen. 
Und nicht zuletzt muss die Er¬ 
werbsminderungsrente verbes¬ 
sert werden, indem die Abschlä¬ 
ge abgeschafft werden. 

Wir kämpfen für eine gute Al¬ 
terssicherung, die den Lebens¬ 
standard sichert. Für eine starke 
gesetzliche Rentenversicherung 
brauchen wir auch gute Löhne, 
die zu einer höheren Rente je¬ 
des Einzelnen beitragen. Daher 
sind die Tarifrunden in diesem 
Jahr, beispielsweise im Einzel¬ 
handel und Ende des Jahres in 
der Metall- und Elektroindus¬ 
trie, von großer Bedeutung. Die 
Gewerkschaften kämpfen für 
gute sozialversicherungspflich¬ 
tige Beschäftigung und für gute 
Bezahlung durch Tarifverträ¬ 
ge. Wir treten für eine bessere 
Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie ein und für gleiche Be¬ 
zahlung zwischen Männern und 
Frauen.... 

Zu einer demokratischen po¬ 
litischen Auseinandersetzung 
vor der Bundestagswahl gehört 
es, die großen Fragen von Ren¬ 
te, Solidarität und sozialer Ge¬ 
rechtigkeit zu stellen und die 
Parteien hierzu in die Pflicht zu 
nehmen.... 
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ARBEITERWOHLFAHRT 


AWO fordert: Soziale Gerechtigkeit stärker 

in den Fokus rücken 



D ie Politik des Jahres 
2017 steht ganz im Zei¬ 
chen der im Herbst stattfin¬ 
denden Bundestagswahl. 
Trotz der allgemein guten 
wirtschaftlichen Lage wird 
die neu zu wählende Bun¬ 
desregierung vor großen 
Herausforderungen stehen. 
„Es gilt nicht weniger, als 
die bundesdeutsche Gesell¬ 
schaft zusammenzuhalten. Es 
gibt zu viele Menschen, die 
nicht an der positiven wirt¬ 
schaftlichen Entwicklung 
teilhaben konnten", erklärt 
der Vorstandsvorsitzende 
des AWO-Bezirksverbandes 
Braunschweig Rifat Fersaho- 
glu-Weber. 

Hinzu kommen gesellschaft¬ 
liche Entwicklungen, die neue 
Verteilungsfragen aufwerfen: 
So wird der demografische 
Wandel die Sozialwirtschaft 
in doppelter Hinsicht fordern. 
Zum einen im Hinblick auf die 
steigende Nachfrage nach sozi¬ 
alen Dienstleistungen für ältere 
Menschen und zum anderen 
im Hinblick auf den Fachkräf¬ 
temangel, der in vielen Ein¬ 
richtungen und Diensten schon 
heute spürbar ist. Gleichzeitig 
schotten sich Deutschland und 
Europa immer weiter ab und 
die Angst vor Geflüchteten 
nimmt zu. „Die Antwort kann 
nur darin liegen, mehr Demo¬ 


kratie zu leben und mehr Viel¬ 
falt zu wagen", betont Fersaho- 
glu-Weber. 

Vor diesem Hintergrund for¬ 
dert die AWO von den demo¬ 
kratischen politischen Parteien, 
sich für eine Politik einzuset¬ 
zen, die die folgenden fünf 
Kernforderungen umsetzt: 

1, Mekr VerfcelluKqsge¬ 
reckt lg kelfc sckaffen! 

Armut und soziale Ausgren¬ 
zung müssen in allen Lebens¬ 
lagen konsequenter bekämpft 
werden. Dies erfordert einen 
weiteren Ausbau des Sozial¬ 


staates, insbesondere realitäts¬ 
gerechte Grund sicherungs- und 
Sozialhilfeleistungen sowie 
ausreichenden und bezahl¬ 
baren Wohnraum. Gleichzeitig 
bedarf es einer umfassenden 


Reform der familienpolitischen 
Leistungen, die eine konsi¬ 
stente, gerechte und transpa¬ 
rente Förderung der Familien 
sicherstellt. Der zunehmenden 
Spaltung zwischen Arm und 
Reich muss durch eine höhere 
Besteuerung von Reichtum 
und Vermögen begegnet wer¬ 
den. Darüber hinaus braucht 
es eine höhere Besteuerung der 
Kapitalerträge und eine Finanz¬ 
transaktionssteuer. 

&, ZusammeKkalfc Ik der 

<=rese.llscka£l stärkeK! 

Alle Menschen in unserer 
Gesellschaft müssen gleiche 


Rechte und gleiche Chancen 
haben. Dies erfordert vor allem 
eine konsequentere Gleichstel¬ 
lung von Frauen und Män¬ 
nern, mehr Teilhabe für Men¬ 
schen mit Behinderungen, eine 
entschiedene Bekämpfung 
jeglicher Diskriminierung und 
ein Eintreten für eine moderne 
Vielfaltspolitik. Zudem muss 
das bürgerschaftliche Enga¬ 
gement bessere Rahmenbe¬ 
dingungen erhalten, denn ein 
breites bürgerschaftliches En¬ 
gagement ist Ausdruck eines 
starken Zusammenhalts in der 
Gesellschaft. 

3, < 2 re£lückfcefceH elKe 
‘Perspektive 3eben! 

Menschen, die vor Krieg und 
Verfolgung flüchten müssen, 
sollen einen umfassenden 
Schutz und eine Perspektive 
für ein friedliches und selbst¬ 
bestimmtes Leben in unserer 
Gesellschaft erhalten. Auch 
dazu benötigen wir ein zu¬ 
kunftsorientiertes Einwande¬ 
rungsgesetz, das über die rei¬ 
ne Fachkräftesicherung hinaus 
geht und die Rahmenbedin¬ 
gungen für das Zusammenle¬ 
ben aller Menschen in unserer 
Gesellschaft regelt. 

4-« Soziale Sickerkett 
gew^äkrlelsteK! 

Unsere Gesellschaft basiert 
auf dem Ziel von sozialer 
Gerechtigkeit. Dazu werden 
starke soziale Sicherungssy¬ 
steme benötigt, die eine selbst¬ 
bestimmte Teilhabe und wirt¬ 


schaftliche Unabhängigkeit in 
allen Wechselfällen des Lebens 
garantieren, insbesondere bei 
Arbeitslosigkeit, Krankheit, 
Erwerbsminderung, Pflege 
und im Alter. Die paritätische 
Finanzierung durch Arbeitge¬ 
berinnen und Arbeitnehmerin¬ 
nen muss als Fundament der 
Sozialversicherung wieder¬ 
hergestellt werden. Zugleich 
muss die Solidarität in unseren 
sozialen Sicherungssystemen 
gestärkt werden. Dies erfor¬ 
dert, dass alle Bürgerinnen in 
die gesetzliche Krankenversi¬ 
cherung und die soziale Pfle¬ 


geversicherung einbezogen 
werden. Ebenso muss die ge¬ 
setzliche Rentenversicherung 
zu einer Erwerbstätigenver¬ 
sicherung ausgebaut werden, 
die den Lebensstandard nach 
einem erfüllten Erwerbsleben 
wieder absichert und damit 
auch vor Altersarmut schützt. 

Ik soziale Infra¬ 
struktur Investieren! 

Soziale Sicherheit in einer 
verunsicherten und älter wer¬ 
denden Gesellschaft braucht 
einmal mehr eine funktionie¬ 
rende soziale Infrastruktur im 
Quartier, von Kindertagesstät¬ 
ten, über Beratungseinrich¬ 
tungen bis hin zu Seniorenzen¬ 
tren. Damit dies gelingt, bedarf 
es verstärkter Investitionen in 
die soziale Infrastruktur. Ihre 
Entwicklung darf nicht sich 
selbst oder dem gewinnorien¬ 
tierten Wettbewerb überlassen 
werden. 

Eine wachsende soziale Un¬ 
gleichheit bedeutet nicht nur 
eine Gefahr für die wirtschaft¬ 
liche Entwicklung, sondern 
auch für den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. „Die zuneh¬ 
mende Ungleichheit unter¬ 
gräbt den Zusammenhalt un¬ 
serer Gesellschaft und entlädt 
sich in einem Zulauf zu poli¬ 
tischen Extremen. Angesichts 
dieser Entwicklungen wird es 
Aufgabe der Politik in diesem 
und in den kommenden Jah¬ 
ren sein, das verloren gegan¬ 
gene Vertrauen der Menschen 
in den demokratischen und 
sozialen Rechtsstaat wieder 
zurückzugewinnen", zeigt 
sich Fersahoglu-Weber über¬ 
zeugt. 
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Jugend und Rente: wie passt das denn zusammen? 


RENTE Rückblick auf eine gemeinsame Aktion der IG Metall Jugend mit den IG Metall Senioren 

TEXT: DAVID RÖSLER | JUGENDSEKRETÄR DER IG METALL BRAUNSCHWEIG ♦ FOTOS: MAIK MATTHIAS / D&D 


D ie heutigen Jugendlichen 
und jungen Erwach¬ 
senen sind die Generation, 
die von den weitreichenden 
Rentenreformen der vergan¬ 
genen Jahre - von der Erhö¬ 
hung des Renteneintritts¬ 
alters auf 67 Jahre über die 
perspektivische Absenkung 
des Rentenniveaus auf 43% 
- in vollem Umfang erfasst 
wird. Sie können sich erheb¬ 
lich weniger auf sozialstaat¬ 
liche Leistungen zur Alters¬ 
sicherung verlassen als jede 
Generation vor ihnen. Ohne 
frühzeitige private Alters¬ 
vorsorge droht ihnen nach 
dem Erwerbsleben das Ab¬ 
rutschen in die Altersarmut. 
Und da Sparen fürs Alter für 
große Teile der Bevölkerung 
immer schwieriger wird, wird 
die Armut im Rentenalter ein 



ZU MJvtßpJIJi 


ganz reales Szenario. Poli¬ 
tisches Eingreifen wird des¬ 
halb immer dringender und 
notwendiger. 


Das Problem: Bei Erwerbs¬ 
biographien mit Unterbre¬ 
chungen wie Studium, Ar¬ 
beitslosigkeit (zum Beispiel 


bei keiner Übernahme nach 
der Ausbildung), Pausen für 
Familie und Pflege, längerfri¬ 
stiger Krankheit oder einem 


vorzeitigen Ende der Lebens¬ 
arbeitszeit erreichen Beschäf¬ 
tigte nur schwer eine Rente 
ohne zusätzliche Abschläge. 
Die Zunahme prekärer Be¬ 
schäftigungsverhältnisse ver¬ 
schärft das Problem weiter. 

„Wir fordern eine Lebens¬ 
standardsichernde Rente für 
Jung und Alt. Das Problem 
betrifft nicht nur diejenigen, 
die kurz vor der Rente ste¬ 
hen, sondern gerade auch die 
Jüngeren, die sich bereits jetzt 
große Sorgen um ihre Altersab¬ 
sicherung machen. Das muss 
geändert werden! Dafür hat 
die IG Metall ihr Konzept zur 
Neuordnung der solidarischen 
Alterssicherung vorgelegt/' so 
Eva Stassek, 1. Bevollmächtig¬ 
te der Metall Braunschweig, 
über die Aktion. 



„Wir rvtüsseK als I<3r 
Metall Sagend auf die 
deutsche Rentenpoll- 
tlk aufmerksam ma¬ 
cken, Auch heute häufen 
schon die Fälle von 
Altersarmut und die 
gesetzliche Rente reicht 
leider nicht mehr aus" 


Chiara Klaka 

ORTSJUGENDAUSSCHUSS 

LEITUNGSKOLLEKTIV 


„Es wäre solidarisch, 
weKK nicht nur Ar¬ 
beitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, sondern 
alle ln die gesetzliche 
Rentenversicherung 
elnz.aklen, auch Selbst¬ 
ständige, Beamte und 
Parlamentarier" 


David Rosler 

POLITISCHER SEKRETÄR 
IG METALL BRAUNSCHWEIG 


„Die Politik entzieht 
sich Ihrer Verantwor¬ 
tung, Wir sind heute mit 
unserer Aktion hier auf 
dem Weihnachtsmarkt, 
um die Politik daran z.u 
erinnern und um soli¬ 
darische und z.ukunfts- 
fählge Rentenkonz.epte 
elnz.ufordern" 


Kim-Marvin Trippier 

MITGLIED DER VERTRAUENS¬ 
KÖRPERLEITUNG BEI 
VOLKSWAGEN BRAUNSCHWEIG 



„Wir sind als Senioren mit unserer Kar Metall 
fügend unterwegs, well wir dafür sorgen wollen, 
dass die Rente sicher Ist und sicher bleibt" 

Wolfgang Weiss 

MITGLIED IM ORTSVORSTAND DER IG METALL BRAUNSCHWEIG 



„Selbst wenn man das ganz.e Leben lang arbeitet 
und durchschnittlich viel verdient, kann es pas¬ 
sieren, dass später die Rente kaum für die Miete 
ausrelcht. Auf diese skandalöse Entwicklung wol¬ 
len wir als Kar Metall Dugend hlnwelsen," 

Oussama Ben Romdhane 

VORSITZENDER DER JUGEND- UND AUSZUBILDENENVERTRETUNG 
BEI VOLKSWAGEN BRAUNSCHWEIG 
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INFOKASTEN 


Mit Tarifverträgen gibt es Perspektiven für die Jugend und einen 
geregelten Ausstieg für die Älteren 

Übernahme von Auszubildenden in der Metall- und Elektroindustrie 

Die Auszubildenden der Metall- und Elektroindustrie haben seit dem 
Tarifabschluss 2012 das grundsätzliche Recht auf unbefristete Über¬ 
nahme nach der Ausbildung. Die Mitspracherechte der Betriebsräte 
bei der Ausbildung und Übernahme sind ebenfalls gestärkt worden. 
Spätestens 6 Monate vor Ende der Ausbildungsverträge beraten im 
Rahmen der Personalplanung und unter Berücksichtigung der wirt¬ 
schaftlichen Lage Arbeitgeber und Betriebsräte über den Bedarf, 
also über die Anzahl der Auszubildenden, die unbefristet zu überneh¬ 
men sind. 


IG METALL JUGEND 


Ausgebildete „über Bedarf“ haben einen Anspruch auf mindestens 12 Monate befristete Weiterbeschäftigung. Der Ar¬ 
beitgeber muss dann drei Monate vor Auslaufen der Befristung prüfen, ob eine unbefristete Weiterbeschäftigung mög¬ 
lich ist. Das Ergebnis der Überprüfung ist mit dem Betriebsrat zu beraten und den Beschäftigten mitzuteilen. 


Altersteilzeit in der Metall- und Elektroindustrie 

Für den Bereich der Metall- und Elektroindustrie wurde 2015 ein neuer Tarifvertrag mit dem Namen „Tarifvertrag zum 
flexiblen Übergang in die Rente“ abgeschlossen. Nach diesem Tarifvertrag können Beschäftigte ab 57 Jahren einen 
Vertrag mit einer bis zu 5 jährigen Altersteilzeit frühestens beginnend mit Vollendung des 58. Lebensjahres (je nach 
Belastungen durch die Tätigkeit) abschließen. 

Während der Altersteilzeit kann Teilzeit gearbeitet werden oder die gesamte Zeit im Blockmodell in eine Arbeits- und 
eine Freistellungsphase aufgeteilt werden. Das sozialversicherungspflichtige Entgelt beträgt während dieser gesamten 
Zeit 50 Prozent des bisherigen Arbeitsverdienstes und muss je nach Entgeltgruppe auf bis zu ca. 

90 % vom Arbeitgeber aufgestockt werden. 
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Kinderarmut in Braunschweig 

Ursachen, Folgen und was dagegen getan werden kann 


D ie Mai-Zeitung möchte 
dieses Jahr das Phänomen 
„Kinderarmut" in den Fokus 
nehmen. Wie kann es sein, dass 
in unserer reichen Gesellschaft 
fast jedes siebte Kind in Armut 
lebt? Wir wollen dieser Frage 
nachgehen und mit Experten 
und Praktikern ins Gespräch 
kommen. 


Kinderarmut ist klar definiert 
und orientiert sich am Wohl¬ 
stand der Gesellschaft. Arm ist, 
wer weniger als 60 % des mitt¬ 
leren Netto-Einkommens hat. 
Für eine alleinerziehende Mut¬ 
ter mit zwei Kindern sind das 
zum Beispiel 1440 Euro. Rund 
45 % aller Alleinerziehenden 
fallen unter die Armutsgrenze. 


Armut wird subjektiv wahr¬ 
genommen und ist nicht nur 
materiell. Sie misst sich auch 
an der Fürsorge, die Kinder 
bekommen oder nicht bekom¬ 
men. Arme Kinder erfahren 
schon früh, was es heißt, aus¬ 
geschlossen zu sein. Ob in 
der Bildung, der Kultur oder 
des Sports, überall gibt es für 


sie Barrieren, die Kinder aus 
wohlhabenden Familien nicht 
kennen. Oft ist nicht die Tatsa¬ 
che als solches das Problem für 
die Kinder, sondern das sich 
verfestigende Gefühl, nicht 
dazu zu gehören. 

In Deutschland sind es mehr 
als 2,5 Millionen Mädchen und 
Jungen, die diese negativen 


Erfahrungen von Kindesbei¬ 
nen an machen müssen. Ih¬ 
nen fehlt es an Geld für Essen, 
Kleidung und Spielsachen. 
Urlaubsreisen kennen sie nur 
aus dem Werbeprospekt. Wir 
sprachen mit zwei Experten 
im westlichen Ringgebiet über 
ihre Erfahrungen mit der Kin¬ 
derarmut. 


„Es braucht individuelle Hilfe, um den Teufelskreis 
der Kinderarmut zu durchbrechen.“ 

DAS INTERVIEW FÜHRTEN OLIVER HOLZHAUER (VKL VOLKSWAGEN BRAUNSCHWEIG) UND MICHEL WINCKLER (BETRIEBSSOZIALARBEITER VOLKSWAGEN BRAUNSCHWEIG) MIT 
MONIKA DÖHRMANN, LEITERIN DES MÜTTERZENTRUMS IN BRAUNSCHWEIG, UND ULRICH BÖSS, DIAKON DER EV. KIRCHENGEMEINDEN IM WESTLICHEN RINGGEBIET. 


bUA 


Mutte rzentruTTi Braun^chweig eV. im westliche 



lU. C m 

Michel Winckler, Monika Döhrmann, Oliver Holzhauer und Ulrich Böß vor dem Mehrgenerationenhaus 
in der Hugo-Luther-Straße. 


MaiZeitung: Frau Döhrmann, 
Sie arbeiten seit langem im 
Mütterzentrum in der Hugo- 
Luther-Straße. Wie erklären Sie 
sich das Phänomen „Kinderar¬ 
mut" in einer der reichsten Ge¬ 
sellschaften? 

Monika Döhrmann: Richtig, 
ich habe seit über 20 Jahren mit 
diesem Thema beruflich zu tun und 
immer hier im westlichen Ringge¬ 
biet. Die Armut der Kinder ist na¬ 
türlich zuerst auch immer die Ar¬ 
mut der Eltern. Die größte Gruppe 
der Kinder in Armut lebt bei ihren 
alleinerziehenden Müttern im 
Haushalt. Durch Betreuung ihrer 
Kinder können diese alleinerziehen¬ 
den Mütter nicht oder nicht ausrei¬ 
chend lange arbeiten. Oft zahlen die 
Väter auch nicht regelmäßig den 
Kindesunterhalt. 

Und wir haben hier viele Kinder 
aus Familien, deren Eltern in Beru¬ 
fen arbeiten, in denen von vornhe¬ 
rein sehr wenig verdient wird wie 
beispielsweise als Kassiererinnen 
im Einzelhandel, als Reinigungs¬ 
kräfte oder in der Zeitarbeit. Auch 
nach der Babyphase haben diese 
Familien Probleme, vom eigenen 
Einkommen zu leben. 

Ulrich Böß: J a, wir beobachten 
auch die Verbindung von Armut 
und geringer Qualifikation. Es wer¬ 
den keine reinen Eagerarbeiter mehr 
gesucht. Viele können nicht mehr 
ihrer Vollzeitarbeit leben. Das ist 
eine Folge des Niedriglohnsektors, 
der sich immer weiter ausbreitet. 
Selbst bei der Stadt gibt es keine 
Menschen mehr, die auskömmlich 
als Reinigungskräfte verdienen. Sie 
arbeiten bei Zeitarbeitsfirmen oder 
anderen ausgelagerten Dienstlei¬ 
stern zu sehr niedrigen Föhnen. 

MaiZeitung: Wo sehen Sie die 
Schwerpunkte Ihrer Arbeit? 
Wie sieht das Angebot Ihres 
Hauses für Kinder in Armut 
konkret? 

Monika Döhrmann: Wir haben 
bei uns im Haus dadurch, dass wir 
ein Mehrgenerationenhaus sind, 
eine gute Durchmischung von vie¬ 
len Bevölkerungsschichten. Die, die 
sehr wenig haben, kommen zum 
Beispiel in Kontakt zu älteren Besu¬ 
chern, die auch schon viel im heben 


erlebt und durchgestanden haben. 
Man kann sich dann gegenseitig 
Mut machen und sich unterstützen. 
Das ist Teil von unserem Konzept. 

Aber Armut bedeutet zum Bei¬ 
spiel, auch keinen Urlaub machen 
zu können. Wir hatten hier einen 
Fall, wo eine 30 Jahre alte Frau noch 
nie das Meer gesehen hatte. Erst im 
Rahmen einer Mutter-Kind-Kur 
wurde dieser Traum Realität. Wir 
organisieren hier selber besonde¬ 
re Familienausflüge in den Ferien, 
wenn alle anderen ganz normal 
wegfahren können. Dabei helfen 
auch Mitteln aus dem Braunschwei¬ 
ger Kinder- und Jugendfonds. 

Ganz wichtig sind die individu¬ 
ellen Angebote wie unsere Haus¬ 
aufgabenhilfe. Wir brauchen dafür 
jedes Jahr 5.000 Furo an Spenden, 
um dieses Angebot weiter aufrecht 
halten zu können. Davon profitie¬ 
ren vor allem Kinder aus Zuwande¬ 
rungsfamilien, aber auch Kinder aus 
Familien, in denen das Thema Schu¬ 


le immer problematisch war. Wenn 
die Eltern schon selber Schule mit 
Angst in Verbindung gebracht ha¬ 
ben, wird es für diese Kinder umso 
schwerer. Beispielsweise werden die 
Eltern zu Flternsprechtagen beglei¬ 
tet. Fs geht darum, die Schullauf¬ 
bahn so zu fördern, damit Armut in 
der nächsten Generation vermieden 
wird und eine gute Schullaufbahn 
auch unter schwierigen Startbedin¬ 
gungen gelingen kann. 

MaiZeitung: Wenn Sie auf 
Ihre über Jahre 20 Jahre Be¬ 
rufserfahrung schauen, welche 
aktuellen Trends und Entwick¬ 
lungen in Sachen Kinderarmut 
nehmen Sie aktuell wahr? 

Monika Döhrmann: Ich nehme 
wahr, dass es von der Politik ver¬ 
standen worden ist, dass in die För¬ 
derung aller Kinder sehr früh und 
sehr viel investiert werden muss. 
Der Ausbau von Ganztagsangebo¬ 
ten von der Krippe, über die Kita, 


die Grundschule und die weiter¬ 
führenden Schulen ist das Ergebnis 
dieser in Deutschland eher späten 
Erkenntnis. Man hat erkannt, dass 
in dieser heutigen Eeistungsgesell- 
schaft sonst sehr viele Kinder ver¬ 
loren gehen und ohne Abschluss 
die Schule verlassen. Ich finde, dass 
sind schon große Schritte in die 
richtige Richtung. 

Trotzdem gibt es im System im¬ 
mer noch Tücken. Einige Kinder 
brauchen auch immer noch indi¬ 
viduelle Hilfen zum Beispiel über 
Nachhilfe. Deshalb ist uns dieses 
Projekt Hausaufgabenhilfe auch so 
wichtig. Die Kinder aus reicheren 
Haushalten bekommen das von ih¬ 
ren Eltern finanziert, aber da, wo 
das Geld dafür einfach nicht da ist, 
passiert sonst nichts. Erst verpasst 
man den Anschluss und hinterher 
fehlt der Abschluss. 

MaiZeitung: Wenn wir uns 
die nackten Zahlen des Braun¬ 


schweiger Sozialatlas ansehen, 
kann man seit 2006 eine deut¬ 
lich positiv verlaufende Kurve 
erkennen. Die Anzahl der Kin¬ 
der in Hartz4-Bezug ist deut¬ 
lich gesunken. Ist jetzt aller 
super oder ist was faul an der 
Statistik? 

Ulrich Böß: Es ist richtig, dass 
auch hier im westlichen Ringge¬ 
biet die Hartz 4-Quote von 50 % 
auf 30 %-Hartz4-Bezug gesunken 
ist. Aber beispielsweise durch die 
Einführung des Kinderwohngeldes 
sind viele Kinder aus der Statistik 
geflogen. Das Kinderwohngeld wird 
voll auf das Familieneinkommen 
angerechnet. Das heißt, die Fami¬ 
lie wird nicht mehr in der Hartz 
4-Statistik geführt, hat aber keinen 
Cent mehr in der Tasche. Und die 
Statistik bescheinigt auch, dass wir 
eine hohe Sockelarbeitslosigkeit in 
Braunschweig behalten haben, die 
sich besonders auf unseren Stadtteil 
auswirkt. Und der dritte Punkt ist 
die Tatsache, dass wir Zuzug nach 
Braunschweig haben. Der Wohn- 
raum hat sich gerade bei Neuvermie¬ 
tungen extrem verteuert hat. Wenn 
dieser Trend anhält, steigen die 
Mieten insgesamt noch weiter und 
es wird Verdrängungseffekte geben. 
All das macht die Statistik schöner, 
aber die Probleme nicht kleiner. 

Monika Döhrmann: Außerdem 
gibt es immer mehr Familien, die 
nur wenige Euro über der Hartz4- 
Grenze im Familieneinkommen 
liegen. Kinder vergleichen sich un¬ 
tereinander. Wer trägt welche Mar¬ 
ke, wer hat welches Handy. Wer da 
nicht mithält, spürt schnell, was 
Ausgrenzung bedeutet. 

MaiZeitung: Welchen Trend 
sehen Sie in der Bekämpfung 
der Kinderarmut in Braun¬ 
schweig? 

Monika Dörmann: Braunschweig 
macht ganz viel durch den Ausbau 
der Ganztagsbetreuung, um das 
System zu modernisieren. Aber um 
im Einzelfall den Teufelskreis zu 
durchbrechen, brauchen wir auch 
weiterhin individuelle Einzelfallhil¬ 
fe und dafür setzen wir uns ein. 

MaiZeitung: Wir bedanken 
uns für das Gespräch. 
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Umfrage unter Kolleginnen und Kollegen 

Im Zuge unserer Recherchen zum Thema Kinderarmut wollen wir auch die Meinungen unserer Kolleginnen und Kollegen 
hören und haben eine kleine Umfrage durchgeführt. ♦ fotos: waldemar grunwald (Seite 10+11) 



„In dem jetzigen Wirtschaftssystem muss es für einige Ge»w Inner, sehr viele Verlierer geben! Zu den 
Verlierern gekoren ln "Deutschland auch ca, 2 Millionen Kinder die arm oder armutsgefäkrdet sind, 
Kinder von Hartz. 4 Empfängern, Allelnerziekenden und prekär Beschäftigten sind hier am stärksten 
betroffen. Ick bin dafür den Mlndestlokn kräftig anz.ukeben und dynamisch z.u steigern, Chancen¬ 
gleichheit bei Bildung sollte beispielsweise durch kostenlose Lehrmittel und dem kostenfreien Zugang 
an Universitäten geschaffen «werden, GroJen Handlungsbedarf sehe Ich außerdem bei den derzei¬ 
tigen Steuergesetzen, Eine Reform ln dem hohe Einkommen und Kapitalvermögen stärker besteuert 
und Mittelschicht und Gering Verdiener entlastet »werden, «wären aus meiner Sicht nötig für die Um¬ 
verteilung von „Oben nach Unten", 

TONI 




„Ich «wohne Im Bereich Weststadt, Hier lebt ein ho¬ 
her Anteil der Kinder ln Armut, Es gibt z.«war viele 
Statistiken über Kinderarmut, aber leider z.u «wenig 
«wirksame Ansätze, um die Ursachen z.u bekämp¬ 
fen, Als Ge«werksckafter trete Ich für «weit«wette 
Stärkung der „Ware" Arbeitskraft ein, um prekäre 
Beschäftlgungsverhältnlsse aufz.ulösen, Ich bin 
für das Verbot von Lelharbelt, für Recht auf Arbeit 
und gegen die Pflicht z.ur Arbeit," 

OLIVER 


Hauptsächlich z.ur Welknack.tsz.elt «wird durch Wer¬ 
bung das Thema Klnderarmut durch die Medien 
präsent gemacht, zum Beispiel durch TV~Formate 
«wie „Ein Herz, für Kinder" der Bild-Zeitung, Ich 
«wäre dafür, eine Steuer für Besser verdienende 
etnz.uführen und Patenschaften z.ur Bekämpfung 
von Klnderarmut etnz.usetz.en. Im privaten Umfeld 
helfe Ich, «wenn es er «wünscht Ist, aber oft Ist der 
Stolz. z.u groJ, um Hilfe auch anzunehmen, 

CHRISTIAN 



„Quantitativ lässt steh Armut ln "Deutschland gut 
durch die relative Einkommensarmut beziffern, 
"Die Folgen und Aus«wirkungen von Armut «werden 
dadurch jedoch nicht sichtbar, "Dies können nur 
Ansätz.e leisten, die Armut als mehrdimensionales 
Problem verstehen «wie der Lebenslagenansatz., 
Gerade in Bez.ug auf Kinder bietet diese Betrack- 
tungs«weise von Armut Vorteile, da sich besonders 
für sie Armut nicht nur durch den Mangel an 
Geld, sondern eher durch den Mangel an sozi¬ 
alen Kontakten, Bildungschancen und sozialer 
Integration ausz.eicknet, 

ANJA 



„Viele Institutionen, 
Schulen und Kinder- 

f färten engagieren sich 
ür Kinder über un¬ 
sere Grenzen hinaus, 
"Damit vermitteln «wir 
unseren Kindern schon 
früh, dass «wir für die 
Gestaltung der Werte 
verantswortlick sind. Ich 
beteilige mich darüber 
hinaus an Aktionen für 
Kinder (Weihnachten) in 
unserer Region, denn 
da «wo «wir leben, ist es 
nötig, sich einz.usetz.en. 
Ich «wäre für politische 
Fokussierung durch 
Gesetz.esänderungen in 
Form von „Rettungs¬ 
schirmen" für sozial 
benachteiligte Fami¬ 
lien," 

MARION 


SPENDENPROJEKT „HAUSAUFGABENHILFE“ 

Das Mütterzentrum in der Hugo-Luther-Straße ist jedes Jahr auf Spenden zur Weiterführung der 
Hausaufgabenhilfe angewiesen. Wir möchten dabei helfen, dieses Projekt zu unterstützen. 

Daher bitten wir um Spenden für dieses soziale Projekt. 
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...und raus bist Du! 

BIS ZUR RENTE ARBEITEN? DAS SCHAFFEN VIELE NICHT 


R ente muss für ein gutes 
Leben reichen!", dafür ma¬ 
chen sich die DGB-Gewerk- 
schaften im Wahljahr 2017 
stark. Für die IG BAU wichtig: 
Ein Kurswechsel beim Renten¬ 
niveau und sichere Übergänge 
von der Arbeit in die Rente. 

„Chronische Bronchitis" - mit 
dieser Diagnose begann für 
Waldemar E. die Abwärtsspi¬ 
rale: Wegen Atembeschwerden 
war Schluss in seinem Beruf 
als Maler und Lackierer. Nach 
fast 40 Jahren, aber weit vor der 
Altersrente. „Ich habe nie ge¬ 
raucht, aber jahrzehntelang mit 
Farben und Lacken gearbeitet", 
sagt er. Seinen Antrag auf Er¬ 
werbsminderungsrente lehnte 
die Rentenversicherung ab, 
weil er angeblich noch „leichte 
Bürotätigkeiten" ausüben kön¬ 
ne. Faktisch hatte er Null Chan¬ 
cen auf einen solchen Job, aber 
das interessierte nicht. 

Waldemar E. verbrauchte 
also sein Erspartes, verkaufte 


seine Lebensversicherung und 
bezog schließlich Hartz IV. 
Mittlerweile hat er das Rente¬ 
nalter erreicht: 565 Euro Ren¬ 
te bekommt er, 15 Euro über 
Grundsicherung. Abschläge 
und Rentenansprüche seiner 
Ex-Frau führen zu dieser Mini¬ 
rente. „Das ist so, als hätte ich 
mein Leben lang nichts gearbei¬ 
tet", sagt E. Als „demütigend" 
empfindet er oft seine Situation. 
„Aber ich schäme mich nicht, 
ich kann ja nichts dafür. Doch 
ich hätte nie gedacht, dass es 
einmal so weit kommt." 

„Altersflexl" verklKclert 

Absturz, vor der Rente 

Im Schnitt müssen Bauarbei¬ 
ter mit 58 Jahren ihren Beruf 
an den Nagel hängen. Auch 
in vielen anderen Branchen ist 
Arbeiten bis zur Rente längst 
nicht die Regel. „Wir brauchen 
deshalb sichere Übergänge von 
der Arbeit in die Rente - gerade 


für die, die ihre Arbeit wegen 
Gesundheitsproblemen verlie¬ 
ren", sagt Eckhard Stoermer, 
IG BAU-Regionalleiter Nie¬ 
dersachsen. 



Industriegewerkschaft 

Bauen-Agrar-Umwelt 


Dafür hat IG BAU den 
„Altersflexi"-Vorschlag auf den 
Tisch gelegt: Eine Art Kurzar¬ 
beitergeld für Altere, die wegen 
Gesundheitsproblemen ihre 
Tätigkeit nicht mehr voll ausü¬ 
ben können. Sie könnten dann 
gezielt die Aufgaben überneh¬ 


men, die ihrer Qualifikation 
und ihren Möglichkeiten ent¬ 
sprechen - auch wenn das nur 
wenige Stunden pro Woche 
sind, zum Beispiel in der Kun¬ 
denbetreuung. 

Kurswechsel bei der ge¬ 
setzlichen Rente 

Parallel braucht es einen 
Kurswechsel bei der gesetz¬ 
lichen Rente. Heute bekommt 
ein langjährig Beschäftigter im 
Schnitt 1050 Euro Rente. In 30 
Jahren wären es umgerechnet 
nur 900 Euro - wenn die Politik 
tatenlos zusieht. Das DGB-Ren- 
tenkonzept zeigt, dass es anders 
geht. Dazu muss das Rentenni¬ 
veau stabilisiert und in weiteren 
Schritten angehoben werden. 

Nur dann können auch Be¬ 
triebsrenten weiter die gesetz¬ 
liche Rente sinnvoll ergänzen. 
Und gerade bei Betriebsrenten 
ist der Bau Vorreiter: Langjährig 
Beschäftigte haben zum Beispiel 


im Bauhauptgewerbe Anspruch 
auf eine Betriebsrente von der¬ 
zeit bis zu 88 Euro -in allen Be¬ 
trieben und ohne einen Cent 
selbst einzuzahlen. 

Umgesetzt wird das von der 
SOKA-Bau, einer von fünf ge¬ 
meinsamen Branchen-Sozial- 
kassen der Bau-Tarifvertrags¬ 
parteien. „Und zwar ohne dass 
Profite an Versicherungskon¬ 
zerne fließen", unterstreicht 
Stoermer. Grundlage sind allge¬ 
meinverbindliche Tarifverträge, 
die von der Politik durchgesetzt 
werden. Was wenige wissen: So 
werden am Bau nicht nur Be¬ 
triebsrenten geregelt, sondern 
auch überbetriebliche Ausbil¬ 
dungszentren, Ausbildungsum¬ 
lagen oder die Sicherung von 
Urlaubsansprüchen. Stoermer: 
„Ein echter Joker für die Bau- 
Beschäftigten. Damit der bei 
der Rente richtig greift, müssen 
aber die Rahmenbedingungen 
bei der gesetzlichen Rente stim¬ 
men!" 


Wenn sonntags die Läden öffnen... 
müssen Verkäuferinnen für wenig Geld hart arbeiten 



A m Sonntag, den 29.Januar, 
hatten in Braunschweig 
die Geschäfte in der Innenstadt 
geöffnet, das Ganze lief unter 
der Marke „Winterkunstzeit 
2017". Weitere Ereignisse dieser 
Art sind ein „Modeautofrüh¬ 
ling", ein „Trendsporterlebnis" 
und eine „Mummegenussmei¬ 
le". All diese gewichtigen Er¬ 
eignisse sollen ein Grund sein, 
dass am Sonntag die Geschäfte 
auf haben. 

Und das reicht dann auch als 
Grund, schlecht bezahlte Be¬ 
schäftigte des Einzelhandels am 


Sonntag in die Läden zu stel¬ 
len. Ein Blick ins Grundgesetz 
schafft Klarheit: „Der Sonntag 
und die staatlich anerkannten 
Feiertage bleiben als Tage der 
Arbeitsruhe und der seelischen 
Erhebung gesetzlich geschützt." 
So steht es da etwas altbacken 
unter Verweis auf die Weimarer 
Reichsverfassung. 

Dennoch greift das sonntäg¬ 
liche Einkäufen um sich: Bä¬ 
derregelung, Tankstellenrege¬ 
lung, Bahnhofsregelung usw. 
Über Jahre hatten die Kommu¬ 
nen das entsprechende Nie¬ 


dersächsische Gesetz zu ihren 
Gunsten ausgelegt: Bis zu vier 
offene Sonntage je Gemeinde 
steht darin - und die Kommu¬ 
nen haben einfach entschieden, 
dass damit die Stadtteile ge¬ 
meint seien und so kam es zur 
wundersamen Vermehrung 
der geöffneten Sonntage in 
Wolfsburg, in Braunschweig, 
in Hannover und anderswo. 
Bis endlich letztes Jahr ein Ver¬ 
waltungsgericht diesem Un¬ 
wesen ein Ende bereit hat. 

Jetzt will die Landesregie¬ 
rung das NLöffVZG, das Nie¬ 
dersächsische Gesetz über die 
Ladenöffnungszeiten, über¬ 
arbeiten. Und trotz vieler Ge¬ 
spräche mit Abgeordneten gibt 
es jetzt einen Gesetzesentwurf, 
der vier offene Sonntage im 
Monat plus einen weiteren of¬ 
fenen Sonntag je Stadtbezirk 
plus einen weiteren offenen 
Sonntag je Verkaufsstelle bei 
besonderen Anlässen vorsieht. 
Anstatt den Wildwuchs end¬ 
lich einzudämmen, wird er 
auch noch per Gesetz festge¬ 
schrieben! 

ver.di spricht sich klar dage¬ 
gen aus. Überwiegend Frauen 
arbeiten im Einzelhandel und 
die haben sonntags auch was 
anderes zu tun. Nur in weni¬ 
gen Betrieben werden noch 
Tarifverträge angewendet - für 
die Beschäftigten gibt es nicht 
einmal eine verbindliche Re¬ 
gelung für Zuschläge für ihre 
Sonntagsarbeit. Auf gerade 
mal 1.800 Euro brutto im Mo¬ 



nat kommt eine Verkäuferin 
bei 38 Stunden Vollzeit und 
fünf Jahren Berufstätigkeit 
(Quelle: Lohnspiegel.de)! 

Und dann der Anlass: Laut 
Gesetz soll eine Öffnung nur 


verdi 


Vereinte 

Dienstleistungs¬ 

gewerkschaft 

möglich sein, wenn ein der 
Öffnung angemessener An¬ 
lass vorliegt. D. h. ohne Grund 
wird nicht geöffnet! Aber was 
ist ein angemessener „Anlass"? 


Dazu gibt es Urteile: Die Recht¬ 
sprechung sagt, dass der An¬ 
lass selber mehr Menschen in 
die Stadt ziehen soll, als die ge¬ 
öffneten Läden. Aber kann sich 
das jemand vorstellen bei einer 
„Winterkunstzeit" oder einem 
„Modeautofrühling"? 

Kurz: Das alte Gesetz wurde 
missachtet, der neue Entwurf 
lässt jetzt mehr Sonntagsöff¬ 
nungen zu und führt zu mehr 
Gerichtsverfahren: ver.di-Ge- 
schäftsführer Sebastian Wert¬ 
müller kündigt an, zukünftig 
die Frage der Anlässe von 
Sonntagsöffnungen sehr genau 
zu prüfen. 

Aber der eigentliche ver.di- 
Rat an die Landesregierung: 
Sonntagsöffnungen eindäm¬ 
men, nicht ausweiten! Arbeit¬ 
nehmerinnen und ihre freien 
Tage schützen und sie nicht 
zur Sonntagsarbeit vergattern! 
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Der Zukunftspakt bei Volkswagen als 
ein Instrument der erweiterten Mitbestimmung 


M it der Entscheidung, die 
Batteriesysteme auch für 
zukünftige E-Fahrzeuge von 
Volkswagen in Braunschweig 
entwickeln und fertigen zu las¬ 
sen ist ein erstes Element des 
Zukunftspaktes umgesetzt. 

Ein gutes Zeichen nach den 
inzwischen beigelegten Ausei¬ 
nandersetzung um die Ausle¬ 
gung des Zukunftspakts. 

Nach dem Zukunftstarifver¬ 
trag von 2006 bei Volkswagen 
und der „Vier-Tage-Woche" 
von 1994 ist es bei Volkswagen 
erneut mit einer Vereinbarung 
zwischen Arbeitnehmerseite 
und Unternehmen gelungen, 
einer Krisensituation zu begeg¬ 
nen. Kern des Zukunftspaktes 
sind neben der Verlängerung 
der Beschäftigungssicherung 
bis Ende 2025 verbindliche 
Zusagen über Produkte und 
Investitionen für die Stand¬ 
orte. Damit erhält die Beschäf¬ 
tigungssicherung in Form des 
Ausschlusses betriebsbedingter 
Kündigungen quasi einen ma¬ 
teriellen Unterbau. Er sorgt da¬ 
für, dass Produkte und Investi¬ 
tionen definiert sind, mit denen 
Arbeitsplätze nachhaltig gesi¬ 
chert werden. 

Gleichzeitig enthält der Zu¬ 
kunftspakt von beiden Seiten 
akzeptierte Zahlen und Szena¬ 
rien über die mittelfristige Per¬ 
sonalentwicklung. Danach wer¬ 
den bis Mitte des kommenden 
Jahrzehnts bis 25.000 Arbeits¬ 
plätze in der Marke Volkswa¬ 
gen unter Berücksichtigung der 
demografischen Entwicklung 
bzw. mit dem Instrument der 
Altersteilzeit abgebaut. Auf der 
anderen Seite sollen rund 9.000 
Arbeitsplätze in neuen Wachs¬ 
tumsbereichen, zum Beispiel Di¬ 
gitalisierung und IT, entstehen. 

Der Zukunftspakt beschreibt 
außerdem die Eckpunkte für 
die zukünftige strategische 
Entwicklung von Volkswagen. 
Dabei geht es vor allem um die 
Zukunftsthemen wie E-Mobi- 
lität, Digitalisierung und die 
Erschließung neuer Geschäfts¬ 
felder in der Mobilität. 

Aktuell führt der Rückgang 
der Fertigungsprogramme in 
den Fahrzeugwerken insbeson¬ 
dere am Standort Braunschweig 
zu einer angespannten Beschäf¬ 
tigungssituation. Leiharbeit¬ 
nehmerinnen beispielsweise 
können nicht mehr wie bisher 
unbefristet übernommen wer¬ 
den. Das stellt Braunschweig 
vor besondere Herausforde¬ 
rungen und erfordert schon 
heute erhöhte Anstrengungen 
für das Gelingen der Transfor¬ 
mation. 

Der Zukunftspakt ist aber 
nicht nur eine kreative Ant¬ 
wort darauf, wie die Folgen 
der Abgasmanipulation, wie 
zum Beispiel begrenzter Inve¬ 
stitionsspielraum , und die an¬ 


stehenden Veränderungen, wie 
zum Beispiel Umstieg auf die 
E-Mobilität, im Interessen der 
Beschäftigten bewältigt werden 
können. Die Vereinbarung zwi¬ 
schen Gesamtbetriebsrat und 
Unternehmen ist zugleich Aus¬ 
druck der besonderen Form der 
Mitbestimmung bei Volkswa¬ 
gen, der sogenannten „qualifi¬ 
zierten Mitbestimmung". 

Dabei setzt sich der Betriebsrat 
intensiv mit den wirtschaftli¬ 
chen und strategischen Zusam¬ 
menhängen im Unternehmen 
auseinander. Vor allem betriebs¬ 
wirtschaftliche Notwendig¬ 
keiten und Zusammenhänge 
werden in sein Handeln einbe¬ 
zogen. 

Betriebsrat gestaltet 
Entwicklung und 
Ausrlcktung des 
Unternehmens mit 

Das geht soweit, dass sich der 
Betriebsrat Kenntnisse über 
Entwicklungen neuer Technolo¬ 
gien, Fertigungsverfahren, der 
neuen Produkte und Techniken 
aneignet, um die Unterneh¬ 
mensstrategien nachvollziehen 
und verstehen zu können. Die 
Interessenvertretung akzeptiert 
damit auch wirtschaftliche Prä¬ 
missen, sucht aber immer nach 
betriebswirtschaftlich mög¬ 
lichen und beschäftigungspoli¬ 
tisch besseren Alternativen. 

Schließlich gestaltet der Be¬ 
triebsrat die Entwicklung und 
Ausrichtung des Unternehmens 
mit, und übernimmt dabei auch 
Verantwortung. 

Eine wesentliche Grundlage 
dafür ist die Gleichrangigkeit 
von Wirtschaftlichkeit und Be¬ 
schäftigung bei Volkswagen. 

Mit diesem Selbstverständnis 
begibt sich die gewerkschaft¬ 
liche Interessenvertretung bei 
Volkswagen in direkte Aus¬ 
einandersetzung um wirt¬ 
schaftliche Angelegenheiten 
im Unternehmen. Für das 
Komponentenwerk in Braun¬ 
schweig geht es dabei in erster 
Linie um die Beeinflussung 
von Produkt- und Investitions¬ 
entscheidungen zugunsten des 
Standortes. Diese Auseinander¬ 
setzung wird von einer schein¬ 
bar betriebswirtschaftlichen zu 
einer hochgradig politischen. 

Dabei kann sich der Betriebs¬ 
rat keineswegs der Frage der 
Wirtschaftlichkeit als einem 
Entscheidungskriterium ent¬ 
ziehen. Nicht etwa weil wir 
Betriebsräte die besseren Tech¬ 
niker oder Betriebswirte sein 
wollten. Vielmehr wird aner¬ 
kannt, dass die Wirtschaftlich¬ 
keit in diesem marktwirtschaft¬ 
lichen Wirtschaftssystem über 
die Sicherung der Beschäfti¬ 
gung, über Investitionen und 
in die Zukunftsfähigkeit des 
Standortes entscheidet. 


Gleichzeitig will der Betriebs¬ 
rat sicherstellen, dass Wirt¬ 
schaftlichkeit nicht buchstäblich 
und ausschließlich auf Kosten 
der Beschäftigten geht. Dies ist 
schließlich der Kern der betrieb¬ 
lichen Auseinandersetzungen. 
Jedes Unternehmen versucht 
Wirtschaftlichkeit über den Weg 
von Lohnverzicht, Arbeitsver¬ 
dichtung oder unentgeltlicher 
Arbeitszeitverlängerung zu er¬ 
reichen. Unser Ziel ist es, Pro¬ 
duktivitätsverbesserungen und 
Effizienzsteigerungen mit ande¬ 
ren Mitteln zu erreichen. 

Dafür gibt es bei Volkswa¬ 
gen das seit Langem bewährte 
Instrument des Volkswagen 
Weges. Zugespitzt ausgedrückt: 
Die Interessenvertretung bei 
Volkswagen will nicht, dass 
die Beteiligung und Mitbestim¬ 
mung beim Anstrich in den Um¬ 
kleidekabinen oder den Preisen 
im Betriebsrestaurant endet. 

Das ist unbestritten wichtig, 
weil es den Alltag von Kolle¬ 
ginnen und Kollegen betrifft. 

Nicht weniger wichtig sind 
wirtschaftliche und unterneh- 
messtragische Fragen, die im 
Übrigen immer der Ausgangs¬ 
punkt für die sozialen Folgen 
auf Seiten von Arbeitnehmerin¬ 
nen und Arbeitnehmern sind. 
Deshalb ist die qualifizierte 
Mitbestimmung geradezu un¬ 
verzichtbar. 

Der Einsatz, die inhaltliche 
Auseinandersetzung und der 
Kampf um den Zuschlag von 
Komponenten für unseren 
Standort, ist ein wesentlicher 
Teil der qualifizierten Mitbe¬ 
stimmung des Betriebsrates in 
Braunschweig. 

Welche Brisanz in der „qua¬ 
lifizierten Mitbestimmung" 
steckt, haben Kapitalvertreter 
längst erkannt. Die Aussagen 
des Volkswagengroßaktionärs 
Wolfgang Porsche anlässlich 
der Eröffnung des Genfer Au¬ 
tomobilsalons bringen es in 
seltener Deutlichkeit auf den 
Punkt. 

Aufsichtsratsmitglied und 
Miteigentümer Wolfgang Por¬ 
sche sagt: „Arbeitnehmer und 
Vorstand bräuchten in Europas 
größtem Autokonzern ein gutes 
Verhältnis. Aber es muss der 
Vorstand führe und nicht der 
Betriebsrat. Es muss ein biss¬ 
chen mehr im Gleichgewicht 
sein." 

Die praktischen Erfahrungen 
nicht nur bei Volkswagen spre¬ 
chen allerdings gegen die Auf¬ 
fassung von Herrn Dr. Porsche. 

Ohne eine aktive Interessen¬ 
vertretung und „qualifizierte 
Mitbestimmung" gibt es keine 
Arbeitsplatzsicherung. 

Der Betriebsrat muss sich ak¬ 
tiv einmischen, um Fehlent¬ 
wicklungen frühzeitig zu ver¬ 
hindern. 

Die gewerkschaftlichen Er¬ 


fahrungen in den Kämpfen um 
Arbeitsplätze, Beschäftigung 
und Standorte, beispielswei¬ 
se bei den ehemals traditions¬ 
reichen Foto- und Optikunter¬ 
nehmen Voigtländer und Rollei 
in Braunschweig belegen dies 
ebenso. 

ZukuKftsorleKtlerte 
Care^erksekafteK uKci 
Betriebsräte 

Zukunftsorientierte Betriebs¬ 
rats- und Gewerkschaftsarbeit 
heißt: Intensive Analyse wirt¬ 


schaftlicher Entwicklungen, 
umfassende Informationen 

unternehmerischer Strategien, 
Kenntnisse über Entwick¬ 
lungen neuer Technologien, 
Fertigungsverfahren, neuer Pro¬ 
dukte und Techniken. 

Das ist im kapitalistischen 
Wirtschaftssystem keine Ge¬ 
währ aber eine Voraussetzung 
dafür Gefahren und Risiken 
für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern für soweit als 
möglich vorzubeugen. Nur so 
ist Beschäftigung nachhaltig zu 
sichern! 
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Gedanken zur gesellschaftlichen Dimension 

von Erwerbslosigkeit 

TEXT: ANTJE KÄMPFE | PROJEKTLEITUNG ARBEITSFÖRDERUNG DRK SPRUNGBRETT ♦ FOTO: ISTOCK (OBEN) + KLAUS G. KOHN (UNTEN) 


O der: Wozu wir einen 
zweiten Arbeitsmarkt 
brauchen: Arbeitslosigkeit als 
gesellschaftliches Problem, 
Arbeitslosigkeit gilt in dieser 
Gesellschaft noch immer als in¬ 
dividuelles Problem der „Drü¬ 
ckeberger" und „Sozialschma¬ 
rotzer", die „ja alle sowieso 
nicht arbeiten wollen". Wie 
diskriminierend und nachge¬ 
rade falsch diese Darstellung 
ist wird deutlich, wenn man 
die gesellschaftliche Dimensi¬ 
on berücksichtigt. 

Zunächst ist es eine banale 
Tatsache, dass heute zuneh¬ 
mend qualifizierte Arbeits¬ 
kräfte gefragt sind, während 
die Arbeitslosigkeit unter we¬ 
niger bis nicht Qualifizierten 
stark zunimmt. Erschwerend 
kommt hinzu, dass viele Tätig¬ 
keiten, die in der Vergangen¬ 
heit von gering Qualifizierten 
ausgeführt wurden, heute von 
Maschinen übernommen wer¬ 
den; der Umgang mit aktueller 
Technologie erhöht die Anfor¬ 
derungen an die Arbeitnehmer. 
Fazit ist: Das persönliche Ar¬ 
beitslosigkeitsrisiko hängt also 
stark vom jeweils vorhandenen 
Bildungs- bzw. Ausbildungsab¬ 
schluss ab. 

Gesellschaftliche Stigmati¬ 
sierung und Ausgrenzung. Er¬ 
werbsarbeit hat eine integrie¬ 
rende Wirkung, die weit über 
das Geldverdienen hinausgeht. 
Ein Erwerbsloser verliert die 
Strukturierung seines Alltags, 
vermisst in der Regel eine Sinn- 
haftigkeit seines Tuns sowie 
Kommunikation und Kontakte 
in einem lokalen Beziehungs¬ 
geflecht jenseits der Familie - 
mit anderen Worten, ein Lang¬ 
zeiterwerbsloser erfährt keine 
soziale oder fachliche Anerken¬ 
nung (mehr). 



Jemand, der arbeitslos wird, 
hat daher nicht nur mit den mas¬ 
siven Veränderungen seines Le¬ 
bens zu kämpfen, die sich ohne 
Beschäftigung und ohne Ver¬ 
dienst ergeben, sondern auch 
mit der „gesellschaftlichen" 
Verurteilung eines Arbeitslosen. 
Beispiele hierfür finden sich zu¬ 
hauf in der täglichen Beratungs¬ 
arbeit: „Ich verlasse täglich um 
8 Uhr mein Haus, damit meine 
Nachbarn und meine Kinder 
nicht merken, dass ich längst 
keine Arbeit mehr habe." „Ich 
bekomme manchmal anonyme 
Drohungen, für solche wie mich 
wäre kein Platz hier." 



Warum diese Stigmatisie¬ 
rung in dieser so leistungso¬ 
rientierten bundesdeutschen 
Gesellschaft? Geht es um die 
soziale Entwertung von Er¬ 
werbslosen? Um Ausgrenzung, 
um ein „ich bin besser als du"? 
Ist das Ziel dabei, Arbeitslose 
von normalen Rechten auszu¬ 
schließen oder negative Maß¬ 
nahmen wie Sanktionen zu 
rechtfertigen? Arbeitslosigkeit 
und der Druck auf die Psyche: 
Was passiert unter diesem ge¬ 
sellschaftlichen Druck? Die 
Menschen werden krank: Der 
Anteil der psychisch beein¬ 
trächtigten Personen unter den 
Erwerbslosen ist etwa doppelt 
so hoch wie unter Erwerbstäti¬ 
gen. 

Erwerbslosigkeit ruft 
psyeklscke Folgen 
kervor 

Neben der dauerhaft prä¬ 
senten Existenzangst sind nach¬ 
gewiesene psychische Folgen 
von Erwerbslosigkeit vor allem 
Depressionen, Angststörungen 
sowie psychosomatische Stö¬ 
rungen und schleichende 
Auswirkungen auf das Selbst¬ 
wertgefühl, verdeutlicht in In¬ 
terviews durch Aussagen wie 
„ich bin für die Gesellschaft 
nichts mehr wert" oder „ich 
nehme jeden Job, egal welchen". 
Eigentlich klar, dass eine so 
nach außen getragene Verinner¬ 
lichung eines gesellschaftlichen 
Status einer Wiedereinstellung 
nicht förderlich ist, wodurch 
eine eigene Lösungsstrategie 
immer unwahrscheinlicher 


wird. „Was soll ich denen denn 
noch erzählen? Die haben doch 
sowieso nix mehr für mich, 
Wünsche habe ich nicht." Darü¬ 
ber hinaus hat Erwerbslosigkeit 
im frühen Erwachsenenalter, z. 
B. nach der Ausbildung, einen 
nachhaltigen negativen Einfluss 
auf die Gesundheit im späteren 
Erwachsenenalter. Ebenso ha¬ 
ben Kinder erwerbsloser Eltern 
ein höheres Risiko später selbst 
erwerbslos zu werden. In zwei¬ 
ter Linie kann es nach längerer 
Arbeitslosigkeit verstärkt zu 
Suchtproblemen kommen, vor 
allem Alkoholmissbrauch steht 
hier an erster Stelle. 

Hökere RückföXlguofce 

Je länger die als sinnfrei emp¬ 
fundene Auszeit dauert, desto 
mehr steigt ggf. auch der Kon¬ 
sum anderer (preiswerter) Dro¬ 
gen. Auch die Rückfallquote 
ist bei Erwerbslosen höher, mit 
anderen Worten: „Wozu jetzt 
mit Saufen aufhören? Kann ich 
ja immer noch, wenn ich wie¬ 
der Arbeit habe." Nicht zuletzt 
flüchten vor allem Frauen in 
die „Jobalternative Hausfrau", 
um so gesellschaftliche An¬ 
erkennung in dieser (positiv 
besetzten) Rolle zu erfahren: 
„Wenn ich keinen Ausbildungs¬ 
platz kriege, werde ich erstmal 
Mama. Dann kann ich zu Hau¬ 
se bleiben." Nischenpädago¬ 
gik, zweiter Arbeitsmarkt und 
alternative Denkmodelle: Vor 
diesem Hintergrund wird die 
Notwendigkeit von geförderten 
Arbeitsverhältnissen als einer 
Möglichkeit der gesellschaft¬ 


lichen Re-Integration deutlich, 
wobei Erfolgskriterium von 
Maßnahmen neben dem Ab¬ 
fragen fachlicher Kompetenzen 
und der Wiedervermittlungs- 
quote vor allem die Verbesse¬ 
rung der psychischen Befind¬ 
lichkeit sein sollte. Sinnvolle 
Tätigkeiten in geschützten Si¬ 
tuationen, wie aktuelle Arbeits¬ 
förderungsprogramme vom 
Bund oder der EU dies anbie¬ 
ten, gestützt von individueller 
Begleitung, können die Auswir¬ 
kungen der Erwerbslosigkeit 
nicht nur in den Hintergrund 
treten lassen, sondern mittelfri¬ 
stig für einen „Entwicklungs¬ 
schub" des Selbstbewusstseins 
sorgen. „Sie glauben gar nicht, 
wie gut ich mich neuerdings 
mit den Nachbarn verstehe. 
Und meinem Vermieter habe 
ich auch schon geschrieben, 
dass ich jetzt endlich mal dran 
bin bei der Sanierung." So klä¬ 
ren sich dann häufig gleich 
mehrere Probleme. 

Hier fehlen alternative Denk¬ 
modelle, welche den höheren 
und eigenständigen Wert der 
individuellen Arbeitstätigkeit 
in den Vordergrund stellen. Ar¬ 
beitslose an gesellschaftlichen 
Prozessen zu beteiligen kann 
auch heißen, sie an persönlich 
oder gesellschaftlich sinnvollen 
Aktivitäten teilhaben zu lassen, 
etwa um Vereinzelung und den 
Verlust von Strukturen im All¬ 
tag und soziale Anerkennung 
zu verhindern - sogar dann, 
wenn der erste Arbeitsmarkt 
(noch!) unerreichbar ist oder 
scheint. Es gibt ein Recht auf ge¬ 
sellschaftliche Teilhabe 
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Union Busting - Matratzen Concord - 
Kein Betrieb wie jeder andere... 

TEXT: SEBASTIAN WERTMÜLLER | VERDI ♦ FOTO: ISTOCK (OBEN) 


M ehr als tausend Filialen 
hat die Firma Matratzen 
Concord in Deutschland. Jede 
und jeder hat sicher schon mal 
irgendwo ein Geschäft des 
Matratzen-Filialisten gesehen. 
Etwa 2.500 Menschen arbeiten 
für das Unternehmen. 

Die Branche ist hart um¬ 
kämpft, Matratzen Concord 
ist nicht der einzige Filialist, 
aber der größte - nicht nur in 
Deutschland, sondern in Euro¬ 
pa! 

Auch bei Matratzen Concord 
gibt es Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die sich einen Be¬ 
triebsrat wünschen, die ihre 
Arbeitsbedingungen anders 
gestalten wollen, die auf einen 
Tarifvertrag setzen. 

Im „Bezirk A 15", das ist der 
Raum Braunschweig, mach¬ 
ten sich Kollegen/innen auf 
den Weg, luden im Juni 2016 
zur Versammlung des Wahl¬ 
vorstandes ein und schließlich 
wurde der Kollege Karsten 
Knoke im Juli 2016 zum Vorsit¬ 
zenden gewählt. 

Ganz einfach war das nicht: 
Karsten Knoke wurde zum 
Vier-Augen-Gespräch mit dem 
Geschäftsführer Rainer Brock¬ 
müller einbestellt. Nach eige¬ 
nen Aussagen wurde ihm sogar 



Geld angeboten, wenn er von 
den Wahlen Abstand nehme. 
Nachdem er das Angebot nicht 
annahm sah er sich bereits am 
Folgetag vom Bezirksleiter zum 
Verkäufer degradiert. 

Trotz des Druckes - Knoke 
wurde zum BR-Vorsitzenden 
gewählt, ver.di unterstützt ihn 
durch den zuständigen Betreu¬ 


mk 



ungssekretär Eberhard Busch¬ 
horn und die Einbeziehung 
einer Anwaltskanzlei, die sich 
den Arbeitnehmerinteressen 
verbunden fühlt. 

Leider gibt das Unterneh¬ 
men keine Ruhe: Es zieht den 
Betriebsrat nicht in mitbestim¬ 
mungspflichtige Entschei¬ 
dungen wie Dienstplangestal¬ 



tung, Arbeitsanweisungen und 
Versetzungen ein und tut alles 
dafür, dem gewählten Gremi¬ 
um die Arbeit so schwer wie 
möglich zu machen. Erst über 
Gericht konnte der BR an ein 
Büro gelangen. 

Eine andere Strategie gegen 
die Interessensvertretung schei¬ 
nen Umstrukturierungen im 


Unternehmen zu sein: Es gab 
Pläne, den Bezirkszuschnitt 
neu zu gestalten, um das Gre¬ 
mium zu verkleinern. 

Das einzige, was langfristig 
helfen kann, sind Betriebsräte 
in allen Bezirken, so die Ein¬ 
schätzung bei ver.di. Aufver.di- 
Informationen für die übrigen 
Filialen in Deutschland rea¬ 
gierte sie mit der anwaltlichen 
Aufforderung an ver.di Unter¬ 
lassungserklärungen abzuge¬ 
ben. Hat ver.di natürlich nicht 
gemacht 

Die Gesamteinschätzung bei 
ver.di ist eindeutig: Hier wird 
versucht, sowohl die betrieb¬ 
liche Interessensvertretung wie 
auch die Gewerkschaft vor der 
Tür zu halten. Man glaubt es 
kaum: Im angeblich so sozial¬ 
partnerschaftlichen Deutsch¬ 
land gibt es immer noch eine 
Arbeitswelt, in der das Prinzip 
des Herrn im Hauses mehr 
zählt als das Betriebsverfas¬ 
sungsgesetz. In den Vereini¬ 
gten Staaten nennt man dieses 
antigewerkschaftliche Vorge¬ 
hen „Union Busting". Solange 
es aber Kollegen wie Karsten 
Knoke und Gewerkschaften 
wie ver.di gibt werden die Un¬ 
ternehmen damit nicht durch¬ 
kommen. 


Die Stadt und die Tarifverträge - 
Öffentlicher Dienst ist nicht gleich öffentlicher Dienst 

TEXT: SEBASTIAN WERTMÜLLER | VERDI ♦ FOTO: KLAUS G. KOHN (UNTEN) 


verdi 


Vereinte 

Dienstleistungs¬ 

gewerkschaft 


A uch wenn es nicht so¬ 
fort einleuchtet - die 
Stadt Braunschweig bezahlt 
ihre Beschäftigten und ins¬ 
besondere die Beschäftigten 
ihrer Gesellschaften höchst 
unterschiedlich: Da gibt es z. 
B. die Stadthalle GmbH, die 
Stadtbad GmbH, die Hafen¬ 


betriebs GmbH, aber auch das 
Klinikum (außer den Ärzten), 
die alle nach den Tarifen des 
öffentlichen Dienstes bezahlt 
werden. * 

Dann gibt es die Gesellschaf¬ 
ten, die nach anderen Tarifver¬ 
trägen mit ver.di entlohnen. 
Dazu gehören u. a. die Verkehrs 


AG, die Volkshochschule und 
ihre Töchter' und die Nibelun¬ 
gen Wohnbau. 

Dann gibt es noch eine dritte 
Kategorie: Beim Klinikum gibt 
es eine Klinikdienste GmbH und 
eine Bistro Klinikum GmbH: 
Die haben keinen Tarifvertrag, 
sondern wenden den Tarifver¬ 
trag für das Gebäudereiniger¬ 
handwerk der IG BAU an. 

Und dann gibt es noch etwas 
ganz Besonderes: Eine weitere 
Gesellschaft des Klinikums, 
die Textilservice GmbH hat ei¬ 
nen Haustarifvertrag mit dem 
„DHV-Die Berufsgewerkschaft" 
abgeschlossen. 

Wer ist das? Der DHV hat 
seine historischen Wurzeln 
im „Deutschnationalen Hand¬ 
lungsgehilfen-Verband" der 
Vorkriegszeit, einer deutsch¬ 
nationalen Angestelltengewer¬ 
kschaft. Jetzt ist der DHV ein 
Teil des Christlichen Gewerk¬ 
schaftsbundes CGB, der sich mit 
verschiedenen Kleinstgewerk- 
schaften gerne als Lohndrücker 
betätigt. Nicht ganz zu Unrecht 
hatte die taz schon 2009 die sog. 
christlichen Gewerkschaften 
als „Lohndrücker im Namen 
Gottes" bezeichnet. 


Es ist wohl noch einiges zu 
tun, bis die Beschäftigten der 
kommunalen Gesellschaft eben¬ 
so wie die der Stadt nach ver¬ 
nünftigen Tarifverträgen ent¬ 
lohnt werden. 


*AII diese Feinheiten der unter¬ 
schiedlichen Vergütung und ihrer 
vertraglichen Grundlage hat die Ant¬ 
wort der Verwaltung auf Anfrage der 
Fraktion der Linken im Rat der Stadt 
Braunschweig ergeben 
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Altersarmut ist weiblich 

TEXT: EDDA SCHLIEPACK | SOVD ♦ FOTO: ISTOCK (OBEN) + SOVD (UNTEN) 


U nd wieder belegen Zah¬ 
len, dass die Frauenalters¬ 
armut in Deutschland wächst. 
Die Gefahr ist real, denn sie 
lässt sich anhand von Fakten 
nachweisen. Es ist keineswegs 
so, dass dieses Problem her¬ 
beigeredet wird. Dazu einige 
Zahlen: Westdeutsche Männer 
bekamen im Ruhestand 2014 
monatlich im Schnitt 994 Euro, 
westdeutsche Frauen 576 Euro 
und damit 42 Prozent weniger 
aus der gesetzlichen Renten¬ 
kasse. Altersarmut ist also ein¬ 
deutig weiblich. 

Im Schnitt verdienen Arbeit¬ 
nehmerinnen deutlich weniger 
als Arbeitnehmer. Warum? Un¬ 
ter anderem, weil sie öfter in 
schlecht bezahlten Berufen tätig 
sind, seltener in Führungsposi¬ 
tionen gelangen und häufiger in 
Teilzeit arbeiten. Hinzu kommt 
aber noch, dass Frauen wesent¬ 
lich häufiger als Männer ihre 
Erwerbstätigkeit unterbrechen, 
um sich um Kinder oder pflege¬ 
bedürftige Angehörige zu küm¬ 
mern. Die meisten, die im Nied¬ 
riglohnbereich arbeiten, sind 
Frauen. Allein deshalb tragen 
sie ein besonders hohes Risiko, 
im Alter arm zu sein. Denn die 
Weichen für eine armutsfeste 
Alterssicherung werden früh 
gestellt - im Erwerbsleben. Wer 
in dieser Phase zu wenig Geld 
verdient, steht später im Ab¬ 
seits. Hinzu kommt die unglei¬ 
che Bezahlung im Vergleich zu 
Männern. Auch dieser Nachteil 
stellt die Frauen später schlech¬ 
ter. Und das darf nicht so blei¬ 
ben. Deshalb kämpft der SoVD 
für gleichen Lohn für gleiche 
Arbeit und gegen Minijobs! 

Immer wieder kommen 
Frauen zu uns, denen erst spät 


bewusst geworden, wie wich¬ 
tig eine eigene Altersvorsorge 
in Form der gesetzlichen Ren¬ 
tenversicherung ist. Einige ha¬ 
ben noch am Anfang Vollzeit 
gearbeitet, erzählen sie mir. 
Spätestens mit der Entschei¬ 
dung, eine Familie zu grün¬ 
den, verändere sich alles. Die 
eigene Erwerbstätigkeit gerate 
aufgrund der Kindererziehung, 
die immer noch in erster Linie 
von Frauen geleistet werde, in 
den Hintergrund. Dann arbei¬ 


ten viele Frauen in Teilzeit oder 
auf Minijobbasis für viele Jahre 
und kommen aus dieser „Falle" 
nicht heraus. So vergehen viele 
Jahre und leider kommt es bei 
einigen auch zu einer Schei¬ 
dung, wo sich die Frage nach 
der eigenen Altersversorgung 
nochmal stellt - zahlreiche 
Frauen stellen dann fest, dass 
sie nicht viel in die Rentenkasse 
eingezahlt haben und im Alter 
nicht abgesichert sein werden. 
Hinzu kommen pflegebedürf¬ 
tige Angehörige, die wiederum 
meistens von Frauen gepflegt 
werden. Und damit gelingt es 
wieder nicht, eine besser be¬ 
zahlte Arbeit zu finden. Frauen, 
die generell nicht oder nur we¬ 
nig gearbeitet haben (z. B. Mi¬ 


nijobs) stehen nach so einem 
Verlauf noch schlechter dar und 
sind im Alter automatisch arm. 

Zahlreiche Frauen stehen 
heutzutage finanziell auf eige¬ 
nen Beinen, besonders durch 
die eigene Berufstätigkeit. Und 
doch gibt es viele Frauen, die 
in einem Mann immer noch 
den Ernährer und somit ihren 
Versorger sehen. Sie verlassen 
sich darauf, dass immer alles 
ungestört so weiter geht und 
sie bis zum Ende ihrer Tage ihr 
finanzielles Ruhekissen durch 
den Mann haben. Die Realität 
hingegen sieht oftmals leider 
dagegen sehr düster aus: Tren¬ 
nungen oder eine drohende Al¬ 
tersarmut - Frauen stehen hier 
oftmals vor dem finanziellen 


Desaster. Daher ist es meiner 
Meinung nach zwingend not¬ 
wendig, dass Frauen erkennen, 
wie notwendig ihre finanzielle 
Unabhängigkeit ist und dass 
sie dementsprechend auch han¬ 
deln sollten. Ich rate jeder Frau, 
sich nicht von ihren Männern 
dahin drängen zu lassen, bei¬ 
spielsweise einen Minijob über 
Jahre auszuüben. Wer über 15 
Jahre einen Minijob ausübt, um 
sich um die Familie zu küm¬ 
mern, hat später eine Rente von 
70 Euro im Monat! Darum ist es 
enorm wichtig, dass wir Frauen 
darüber in Kenntnis setzen, wie 
wichtig es ist, für sich selber 
vorzusorgen und zu zeigen, 
dass ein Mann keine Altersvor¬ 
sorge ist. 


Jahre 


SoVD 


Edda Schliepack, 1. Vorsitzende SOVD-Kreisverband Braunschweig 


Sozialverband 

Deutschland 
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Kinder und Jugendliche in Braunschweig in Armutslagen 

TEXT: BRUNHILDE EILSER | GEWERKSCHAFT ERZIEHUNG UND WISSENSCHAFT ♦ FOTO: ISTOCK (OBEN) + KLAUS G. KOHN (UNTEN) 



A rmut ist: vielschichtig. 

Geld ist nur eine Dimen¬ 
sion, schwer messbar- ALG-II- 
Bezug ist nur ein Indikator, für 
einige eine dauerhafte Perspek¬ 
tive, für viele ein Durchgangs¬ 
stadium, für noch viele mehr 
eine ständige Bedrohung, für 
viele kein Thema. 

ÜKglelckkelt Ik der 
<aresell$ckcxft, 

Armut ist kein individuelles 
Problem, wie es oft nicht nur von 
Einzelnen, sondern von vielen in 
der Gesellschaft gesehen und be¬ 
handelt wird. 

Die Armut und hier auch die 
Kinderarmut in Deutschland ist 
eine Folge der gesellschaftlichen 
Ungleichheit. Arm und Reich 
driften in Deutschland seit Jah¬ 
ren immer stärker und schnel¬ 
ler auseinander. Die Einkom¬ 
mensungleichheit ist schneller 
seit 1990 gewachsen als in ande¬ 
ren OECD-Ländern. 

Die zunehmende Polarisierung 
wird vor allem zurückgeführt 
auf die Entwicklung der Löh¬ 
ne und Gehälter (Niedriglohn¬ 
jobs), auf die wachsende Zahl 
von Teilzeitbeschäftigten, auf 
die Vielzahl von Zeitverträgen, 
die Arbeitslosigkeit und auf den 
sozialen Wandel in Gestalt der 
Zunahme von Alleinerziehen¬ 
den und Single-Haushalten (vgl. 
Butterwegge 2013). 

Als Folge der Polarisierung 
kann der soziale Zusammenhalt 
zunehmend schwinden, da die 
stabilisierende Wirkung einer 
breiten Mittelschicht nachlässt, 
wenn die Lebenschancen in der 
Bevölkerung noch stärker aus¬ 
einanderdriften. 

Eine wissenschaftliche Stu¬ 
die deutet darauf hin, dass die 
Zustimmungsraten zu sozialen 
Kernnormen wie Solidarität, 
Gerechtigkeit und Fairness sinkt 
und damit die Gefahr wächst, 
die Grundlagen für das soziale 
Zusammenleben und für die 
gesellschaftliche Integration zu 
verlieren (vgl. Heitmeyer 2010). 

Um diesen Kräften entgegen 
zu wirken, ist politisches und ge¬ 
werkschaftliches Handeln umso 
dringlicher. 

Kinder~Ar rvtufe und tkre 
Polgen: 

Die gesellschaftlichen Un¬ 
gleichheiten prägen Kindheiten 
entscheidend, sie schaffen be¬ 
günstigende aber auch benach¬ 
teiligte Kindheiten. 

Im Gegensatz zur Armut von 
Erwachsenen hat Kinderarmut 
eine eigene Qualität, weil sich 
die Kinder noch in der Entwick¬ 
lung befinden und durch Armut 
besonders negativ beeinflusst 
werden können. 

Verschiedene Kinderarmuts¬ 
studien belegen die Beeinträch¬ 


tigung von Armut betroffener 
Kinder in ihrer materiellen Si¬ 
tuation (Kleidung, Ernährung, 
Schulmaterialien, Wohnsituati- 
on), in ihrer sozialen Integrati¬ 
on (Freundschaften, Konflikte, 
Einladungen, Kontakte), in ihrer 
Gesundheit, in ihrem familialen 
und schulischen Wohlbefinden 
sowie in ihrer kulturellen Teilha¬ 
be im Rahmen ihrer Freizeitakti¬ 
vitäten. 

Die Bildungsbenachteiligung 
stellt eine besonders gravierende 
Folge der Kinderarmut dar. Der 
Zusammenhang zwischen sozia¬ 
ler Herkunft und Bildungserfolg 
ist nach wie vor eindeutig gege¬ 
ben. 

KlHderoorymfc Ih 
BrauKsck^elg: 

In Braunschweig leben 15,9 % 
d. h.5089 Kinder und Jugendli¬ 
che unter 16 Jahren in Familien, 



die Arbeitslosengeld II beziehen 
(Quelle: Sozialatlas der Stadt 
Braunschweig 2016). Sie leben in 
Armut - Kinderarmut ist gleich¬ 
zeitig auch immer Familienar- 
mut. 

Innerhalb der einzelnen Stadt¬ 
bezirke zeigen sich gravierende 
Differenzen. So zeigt der Sozia¬ 
latlas, dass in manchen Stadttei¬ 
len die Armutsquote von Kin¬ 
dern unter 10 Prozent liegt, in 
anderen fast 50 % beträgt. Dem¬ 
entsprechend sind auch die An¬ 
teile der Kinder in Armutslagen 
in den jeweiligen Grundschulen 
und Kindertagesstätten sehr un¬ 
gleich verteilt. Viel deutlicher als 
bisher müssten finanzielle und 
personelle Mittel in die frühe 
Förderung gelangen, und durch 
ein kommunales Wohnraum- 
konzept müsste einer möglichen 
Gettoisierung vorgebeugt wer¬ 
den. 

Noch vor circa 12 Jahren war 
das Thema „Kinderarmut in 
Braunschweig" ein Tabuthema. 

Kinderarmut in Braunschweig 
gebe es nicht, wurde öffentlich 
behauptet. Dieses sei ein Thema 
für die Armutsländer in dieser 
Welt, aber nicht für das reiche 
Deutschland und somit auch 
nicht für Braunschweig. 

Der DGB, Einzelgewerkschaf¬ 
ten, Wohlfahrtsverbände, Kin¬ 
derschutzbund, Kirchenvertreter 
traten an die Öffentlichkeit, und 
schließlich führte ein BZ-Artikel 
zur Initiierung eines kommu¬ 


nalen Netzwerkes von fast 50 
gesellschaftlichen Akteuren und 
eines daraus folgenden Beirats 
gegen Kinderarmut und seine 
Folgen durch den damaligen So¬ 
zialdezernenten. Das Netzwerk 
stellte schon damals fest: Kinder¬ 
armut muss uns alle berühren 
und es muss eine kommunale 
Verantwortung sein wie auch die 
Verantwortung aller, die Ursa¬ 
chen von Armut zu bekämpfen 
und die Folgen von Armut zu 
mindern. 

Kommunales KoK^ept 
gegeK KlKcierarrvtul uKcl 
Ikre Folgen: 

Seit 2007 ist ein Prozess auf 
kommunaler Ebene durch Ini¬ 
tiative des damaligen Sozialde¬ 
zernenten eingeleitet worden: 
Ein Netzwerk und ein Beirat, 
bestehend aus Akteuren unter¬ 
schiedlicher gesellschaftlicher 
Gruppen, der Verwaltung und 
Betroffenenvereinen beschloss 
zur Prävention von Kinder- 
Armut und zur Linderung ihrer 
Folgen initiativ zu werden. An¬ 
fangs konzentrierte sich die 
Arbeit auf 3 Bereiche: Mittages¬ 
sen für alle Kinder in den Ganz¬ 
tagsschulen, materielle Hilfe bei 
der Einschulung, Schulsozialar¬ 
beit für 3 besondere Grundschu¬ 
len, (Finanzierung von 3 halben 
Stellen durch Stiftungen). 

Durch Groß- und viele klei¬ 
ne Spenden wurde der Fonds 
für Kinder und Jugendliche in 
Braunschweig gebildet, der seit 
fast 10 Jahren Unterstützungslei¬ 
stungen ermöglicht. 

• Förderung sozialer und kultu¬ 
reller Teilhabe von bedürftigen 
Kindern durch ein Budget für 
Schulen und Kindertagesstät¬ 
ten 

• Förderung des Mittagessens 
in der Schule, damit jedes Kind 
eine warme Mahlzeit zu sich 
nehmen kann, auch wenn die 
Eltern einmal nicht zahlungsfä¬ 
hig sind 

• Förderung von einzelnen Kin¬ 


dern und Jugendlichen in be¬ 
sonderen Notlagen 
• Förderung von Projekten mit 
Angeboten für Kinder und Ju¬ 
gendliche aus sozial benachtei¬ 
ligten Familien 

Durch die konzeptionelle Ar¬ 
beit des Beirats, in Abstimmung 
mit dem Netzwerk, haben die 
entwickelten Leitziele und die 
Handlungsempfehlungen „ Für 
die Prävention von Kinder- und 
Familienarmut und zur Linde¬ 
rung der Folgen" im Dezember 
2012 zum Ratsbeschluss über 
das Braunschweiger kommunale 
Handlungskonzept Kinderar¬ 
mut geführt. 

Die <SruKdsätz.e. dieses 
XoKz.epts slKd: 

Alle Kinder besitzen ein Recht 
auf elterliche Fürsorge, Gesund¬ 
heit, Bildung und Teilhabe. Kin¬ 
derarmut verletzt diese Rechte. 
Das Ziel: Gleiche Chancen für 


alle Kinder, ihre Rechte durch¬ 
setzen. 

PöGflrt Ul£K2L£KtreH 

Präventionskette: 

Das kommunale Handlungs¬ 
konzept orientiert sich an dem 
Modell einer Präventionskette, 
das heißt: Entlang dem Lebensal¬ 
ter der Kinder und Jugendlichen 
werden notwendige Handlungs¬ 
felder bestimmt. 

Seitdem sind auf dieser Grund¬ 
lage langfristige und wirkungs¬ 
volle Maßnahmen auf den Weg 
gebracht worden. 

Beispiele: 

„Frühe Hilfen", das Begrü¬ 
ßungspaket und die Willkom¬ 
mensbesuche bei allen neugebo¬ 
renen Kindern in Braunschweig, 
Schaffung von Familienzentren, 
die Einführung eines aner¬ 
kannten Konzepts Early Excel- 
lence in über 10 Kitas, die Ein¬ 
richtung von Praxisklassen in 
Hauptschulen, um vom Schei¬ 
tern bedrohten Schülern durch 
besondere Angebote einen Schul¬ 
abschluss als auch eine Ausbil¬ 
dungsstelle zu ermöglichen. 

Föuzlfc: 

Durch bürgerschaftliches En¬ 
gagement, durch die Netzwerk¬ 
arbeit der gesellschaftlichen Ak¬ 
teure und durch die Politik sind 
die Kinder in Armut in Braun¬ 
schweig sichtbarer geworden. 
Die weiterhin hohe Zahl von 
Kindern und Jugendlichen in 
Armut und den damit verbun¬ 
denen Lebensrisiken muss allen 
Verantwortlichen die dringende 
Notwendigkeit aufzeigen, mit 
hoher Priorität die Kinderrechte 
in den Mittelpunkt ihres Han¬ 
delns zu setzen. 
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Kundgebung 

1. Mai 2017 


Mai-Kundgebung 

10:30 Uhr Burgplatz 

Grußworte: 

Ulrich Markurth 

Oberbürgermeister Stadt Braunschweig 

Mairede: 

Prof. Dr. Klaus Dörre 

Friedrich-Schiller-Universität Jena 
Berichte aus Braunschweiger Betrieben 

anschließend Demonstration 
zum Bürgerpark 

mit der Samba Band attac Braunschweig 

ca. 12:30 Uhr Internationales Fest 

kulinarische Spezialitäten aus vielen Ländern, 
Informationsstände und großes Kinderfest mit 
Zirkus Dobbelino, Ponyreiten und Bastelecke 

Bühne am See: 

Bernd Dallmann's Nowottny 
Hannes Salzmann 

Bühne am Turm: 

Axel Uhde und Geza Gal 

spielen Blues, Soul und Pop-Klassiker 



in Braunschweig 



.MAI DGB 

Wir sind viele. 

Wir sind eins. 


Stände und Aktivitäten 
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Arbeitslos in Braunschweig 

TEXT: HANSI VOLKMANN | DGB BRAUNSCHWEIG ♦ FOTOS: KLAUS G. KOHN 


S eit 1991 gab es nie weniger 
arbeitslose Menschen als in 
diesem Jahr. Lange nicht alle 
offenen Stellen können besetzt 
werden. Menschen mit den not¬ 
wendigen Qualifikationen sind 
beim Job-Center nicht gemel¬ 
det. 

Allein in Braunschweig sind 
jedoch mehr als 3.000 Menschen 
schon sehr lange arbeitslos und 
beziehen Hartz IV. Die meisten 
haben keine Chance auf dem 
sog. 1. Arbeitsmarkt anzukom¬ 
men. Programmierte Armut. 
Über Kinderarmut wird in die¬ 
ser Zeitung auch geschrieben, 
auch über die katastrophalen 
gesellschaftlichen Folgen von 
Hartz IV. 

Ideen aus der Langzeitarbeits¬ 
losigkeit heraus zu kommen und 
ein (Arbeits-)Leben in Würde zu 
leben gibt es zu Häuf. Zuletzt 
hat die thüringische Landesre¬ 
gierung ein Beschäftigungspro¬ 
gramm aufgelegt. 

Bei dieser gemeinwohlorien¬ 
tierten Beschäftigung auf dem 
sozialen Arbeitsmarkt geht es 
um Tätigkeiten in Vereinen, So¬ 
zialprojekten und Kommunen 
über einen Zeitraum von drei 
Jahren. Die etwa 1.000 Teilneh¬ 


merinnen erhalten dabei den 
gesetzlichen Mindestlohn. Fi¬ 
nanziert wird das Ganze vom 
Land, dem Jobcenter, der Kom¬ 
mune sowie dem Träger der Ein¬ 
richtung, in der der Betroffene 
arbeitet. Es ist etwa das Geld, 
das sonst an Arbeitslosengeld II 
und Kosten der Unterkunft ge¬ 
zahlt wird. Im Fachjargon heißt 
es Aktiv-Passiv Transfer, der im 
Prinzip untersagt ist, aber inzwi¬ 
schen in vielen Bundesländern 
praktiziert wird. Das sollte auch 
in Niedersachsen und somit in 
Braunschweig möglich sein. 

Die thüringischen Programme 
sind auf 3 Jahre begrenzt. Dann 
ruft wieder Hartz IV oder die 
„Zwangs "-Verrentung, eine Al- 
tersarmutsförderungs-Maßnah- 
me der job-center. 

Bundesaußenminister Sigmar 
Gabriel hatte im Februar 2017 
zum Wahlkampf-Frühstück in 
den Ratskeller in Salzgitter-Bad 
eingeladen. Er schlägt einen 
sozialen Arbeitsmarkt vor, ein 
neues Beschäftigungsmodell für 
Langzeitarbeitslose: Freiwillig, 
existenzsichernd bezahlt und 
möglichst langfristig soll nach 
diesem Modell Langzeitarbeits¬ 
losen eine „sinnvolle, normale. 


nicht stigmatisierende Beschäf¬ 
tigung /x verschafft werden. Das 
geltende Hartz IV-Systems soll 
dazu an zwei Stellen verän¬ 
dert werden, nämlich erstens 
durch den Wegfall der Voraus¬ 
setzungen, dass die öffentlich 
geförderte Beschäftigung (Ar¬ 
beitsbeschaffungsmaßnahmen, 
Arbeitsgelegenheiten, Beschäfti¬ 
gungszuschüsse) für Langzeitar¬ 
beitslose „gemeinnützig, zusätz¬ 
lich und wettbewerbsneutral" 
sein müssen und zweitens durch 
einen sog. „Passiv-Aktiv-Trans¬ 
fer 7 ' (PAT), bei dem die Mittel für 
den „passiven Leistungsbezug" 
aktiv zur Finanzierung von so- 
zialversicherungspflichtigen Be¬ 
schäftigungsverhältnissen ein¬ 
gesetzt werden sollen. 

Um einen drohenden Billigar- 
beitsmarkt vorzubeugen, sollten 
diese Arbeitsmöglichkeiten 
ausschließlich von Kreisen und 
Kommunen angeboten werden, 
mit entsprechender sozialpäda¬ 
gogischer, psychologischer und 
wo notwendig medizinischer 
Hilfestellung. Eine kommunale 
Beschäftigungsgesellschaft wie 
es sie schon einmal, vor Hartz 
IV, in Braunschweig, sehr erfolg¬ 
reich, gab. 


Soziale Gerechtigkeit - jetzt! 

TEXT: ZITIERT AUS DGB-KLARTEXT 8/2017 VOM 28.02.2017 ♦ FOTO: KLAUS G. KOHN 


S oziale Gerechtigkeit ist 
eines der zentralen The¬ 
men der kommenden Bun¬ 
destagswahl. Wer es jedoch 
ehrlich meint mit der Gerech¬ 
tigkeit kann die „Hartz-Ge¬ 
setze", die gesamten unsozi¬ 
alen Regelungen der Agenda 
2010, nicht akzeptieren. Die 
in Gang gesetzten Diskussi¬ 
onen rufen nun das neolibe¬ 
rale Lager auf den Plan: Der 
Chef des Ifo-Instituts, Fuest, 
sieht bereits „Gefahren für 
das Wirtschaftswachstum in 
Deutschland". 

Dabei ist das Gegenteil rich¬ 
tig: Eine Korrektur der Agenda 
2010 ist nicht nur sozial- und 
arbeitsmarktpolitisch, sondern 
auch wirtschaftspolitisch not¬ 
wendig. Die meisten der da¬ 
maligen Reformen beruhen auf 
falschen ökonomischen Theo¬ 
rien und hatten entsprechend 
negative Auswirkungen für 
Wachstum und Stabilität. 

Bereits ein Jahr vor der Ver¬ 
kürzung der Bezugsdauer von 
ALG I hatten die Wirtschafts¬ 
weisen in ihrem Jahresgutach¬ 
ten 2002/2003 gefordert, das 
Arbeitslosengeld auf zwölf Mo¬ 
nate zu befristen, die Arbeits¬ 
losenhilfe in die Sozialhilfe zu 
integrieren und den Regelsatz 
für Sozialhilfeempfänger um 
30 Prozent zu senken. 

Das erklärte Ziel der neoli¬ 
beralen Ökonomen: Der „An¬ 
spruchslohn" müsse gesenkt 


werden. So bezeichneten sie 
den Lohn, zu dem ein Arbeits¬ 
loser bereit ist, zu arbeiten. Nur 
wenn die Leistungen im Falle 
von Arbeitslosigkeit niedrig 
sind und Arbeitslose zusätz¬ 
lich gezwungen werden, sich 
möglichst schnell einen - auch 
schlecht bezahlten - Job zu 
suchen, könnten neue Jobs für 
Geringqualifizierte entstehen, 
so das Postulat der Ökonomen. 

Mit der Agenda 2010 wur¬ 
den diese Empfehlungen um¬ 
gesetzt. Hartz IV wurde zum 
Verhängnis nicht nur für die 
SPD. Viele Menschen mit lang¬ 
jähriger Berufsbiografie fielen 
beim Verlust des Arbeitsplatzes 
schon nach einem Jahr ALG I- 
Bezug ins Hartz IV-Loch. Hartz 
IV wurde zum Synonym für 
den sozialen Absturz. 

Doch damit nicht genug: Die 
Agenda 2010 führte auch zu 
einer deutlichen Ausweitung 


des Niedriglohnsektors mit 
negativen Folgen für die Ver¬ 
fassung unserer Wirtschaft. Ir¬ 
reguläre und schlecht bezahlte 
Beschäftigung drückten das 
gesamtwirtschaftliche Lohnge¬ 
füge nach unten, sodass auch 
die private Konsumnachfrage 
stagnierte und in den 2000er 
Jahren verhältnismäßig we¬ 
nig zum Wirtschaftswachstum 
beitrug. Folglich wurde das 
Wachstum immer einseitiger 
von der Auslandsnachfrage 
abhängig. Erst durch die gu¬ 
ten Lohnabschlüsse nach er¬ 
folgreicher Krisenbewältigung 
sowie durch arbeitsmarktpo- 
litische Korrekturen, wie die 
Einführung des Mindestlohnes, 
steigt die Binnennachfrage 
wieder schneller. Deshalb: Die 
Korrektur der „Hartz-Gesetze" 
ist längst überfällig, und sie ist 
sozial-, arbeitsmarkt- und wirt- 
schaftspolitisch sinnvoll. 
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vhs//arbeit 

VHS Arbeit und Beruf GmbH 

Kommunale Beschäftigungsförderung unter 
dem Dach der VHS Arbeit und Beruf GmbHg 

TEXT: RAINER JUNGE | VHS ARBEIT UND BERUF GMBH ♦ FOTOS: KLAUS G. KOHN 



D ie VHS Arbeit und Beruf 
GmbH ist eine hundert¬ 
prozentige Tochter der Volks¬ 
hochschule Braunschweig 
GmbH mit den Arbeits¬ 
schwerpunkten Qualifizie¬ 
rung, Berufs Vorbereitung, Ver¬ 
mittlung, Beschäftigung und 
Arbeitsmarktintegration. 

Darüber hinaus wurde die 
VHS Arbeit und Beruf GmbH 
von der Stadt Braunschweig 
mit der Aufgabe der kommu¬ 
nalen Beschäftigungsförderung 
betraut und führt im Rahmen 
dessen für das Jobcenter Braun¬ 
schweig eine Vielzahl von Pro¬ 
jekten und Beschäftigungsmaß¬ 
nahmen durch. 

Im Erwachsenenbereich wer¬ 
den zurzeit ca. 200 langzeitar¬ 
beitslose Menschen betreut und 
in eigens dafür eingerichteten 
Werkstätten mit sinnstiftenden 
Arbeiten qualifiziert und be¬ 
schäftigt. Hierzu kommen dann 
noch einmal ca. 80 Jugendliche 
in Qualifizierungsmaßnahmen. 
In allen Arbeitsbereichen wer¬ 
den eine pädagogische Beglei¬ 
tung sowie eine fachpraktische 
Anleitung durch besonders ge¬ 
schultes Personal vorgehalten. 

Interdisziplinäre klar struktu¬ 
rierte Mitarbeiterteams in der 
Kombination mit sinnvollen 
ergebnisorientierten Tätig¬ 
keiten sind für unsere Projekte 
und Einsatzbereiche unver¬ 
zichtbare Rahmenbedingungen 
und damit auch ein Schlüssel 
unserer erfolgreichen Arbeit. 
Neben einer (Re)Integration in 
den Arbeitsmarkt sind Soziale 
Teilhabe mit einer gegliederten 
Tagesstruktur (morgens zu 
wissen was zu tun ist), Aner¬ 
kennung am Arbeitsplatz etc. 
wesentliche Ziele und Inhalte 
unserer Angebote. 

Mit dem ESF-Bundespro- 
gramm für arbeitsmarktferne 
langzeitarbeitslose Leistungs¬ 
berechtigte im SGB II oder dem 
Programm „Soziale Teilhabe 
am Arbeitsmarkt" werden in 
jüngster Vergangenheit wieder 


Instrumente angeboten, in wel¬ 
chen die Langzeitarbeitslosen 
in einer versicherungspflich- 
tigen zeitlich befristeten Be¬ 
schäftigung gefördert werden 
können. Für die VHS Arbeit 
und Beruf GmbH bedeutet die 
Umsetzung solcher Programme 
aber immer wieder einen finan¬ 
ziellen Kraftakt, welcher ohne 
kommunale Zuwendungen 
nicht leistbar wäre, da hierbei 
lediglich die (Teil-) Lohnkosten 
refinanziert werden, aber leider 
keinerlei Infrastrukturkosten. 

Was bedeuten diese 
Za Kien aber für eine 
betroffene Person? 
Stellvertretend w^urde 
Hierfür eine Teilneh¬ 
merin Interviewt, 

Persönliche Situation: Frau 
X ist seit dem 15. Februar 2016 
in einem auf 2 Jahre befristeten 
Arbeitsverhältnis mit 39 Wo¬ 
chenarbeitsstunden bei der 
VHS Arbeit und Beruf GmbH 
beschäftigt. Sie ist 56 Jahre alt, 
geschieden und hat 3 Kinder. 
Auch der Lebenspartner ist ar¬ 
beitssuchend. Frau X hat eine 
abgeschlossene Berufsausbil¬ 
dung als Schuhfacharbeiterin. 
Mit dem Zusammenbruch 
der ehemaligen DDR wurde 
die Schuhfabrik geschlossen. 
Frau X hatte in der Folgezeit 
verschiedene immer zeitlich 
befristete Arbeitsstellen. Eine 
Selbstständigkeit scheiterte. 
Die daraus resultierenden 
Schulden sind mittlerweile in 
eine Privatinsolvenz geregelt. 
Nach einer fünfjährigen unun¬ 
terbrochenen Arbeitslosigkeit 
folgte im Oktober 2015 ein so¬ 
genannter 1 Euro- Job bei der 
VHS, welcher dann in der ver- 
sicherungspflichtigen Tätigkeit 
einmündete. 

Arbeitslosigkeit: Frau X be¬ 
schreibt die lange Phase der 
Arbeitslosigkeit als deprimie¬ 
rend. „Es ist der freie Fall in 
ein tiefes Loch". Die Situation 


ist psychisch sehr belastend 
und den „ganzen Tag mit dem 
Lebenspartner zu Hause" birgt 
ebenfalls ein gewisses Kon- 
fliktpotenzial. Mit jeder Bewer¬ 
bungsabsage steigt die Perspek- 
tivlosigkeit. Die Tagesabläufe 
ähneln sich sehr, „immer die 
gleichen Abläufe". 

In Beschäftigung: Auf die Fra¬ 
ge, was sich durch die Beschäf¬ 
tigung bei Frau X geändert 
hat, sprudelt es nur so aus ihr 
heraus. Sie geht sehr gern zur 
Arbeit. Dort hat sie „nette" Kol¬ 
leginnen und Kollegen, es gibt 
unterschiedliche Gesprächsthe¬ 
men, sie trägt Verantwortung 
für bestimmte Abläufe, erfährt 
Anerkennung und Lob. Frau 
X teilt mit:" Meine Schwester 
sagt, man sieht, dass dir die Ar¬ 
beit Spaß macht, immer wenn 
du davon erzählst, bekommst 
du ganz leuchtende Augen." 
Sie sei schon ein wenig stolz auf 
das Projekt, in welchem sie tätig 
ist. Auch der Familie wurde das 
Projekt schon vorgestellt. Im 
Bereich der Organisation von 
Arbeitsabläufen (wer macht 
wann was in welcher Reihen¬ 
folge) hat sie auch schon einiges 
dazugelernt. 

Ziel: Am liebsten wäre es 
Frau X, wenn ihre jetzige Tä¬ 
tigkeit unbefristet weitergehen 
könnte. Ihr ist aber klar, dass 
dieses kaum eintreten wird. So 
hat sie sich fest vorgenommen, 
sich im letzten halben Jahr ihrer 
Beschäftigung wieder ge- und 
verstärkt um eine Folgetätigkeit 
zu bewerben. 

Resümee: Auch wenn die 
Zahl der Arbeitslosen weiterhin 
sinkt, gibt es noch eine erheb¬ 
liche Anzahl von langzeitar¬ 
beitslosen Mitbürgerinnen. Es 
sollte daher auch keine poli¬ 
tische Diskussion darüber ge¬ 
führt werden, ob es für diesen 
Personenkreis einer geförderten 
Beschäftigungskultur bedarf, 
sondern lediglich das „Wie". 
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Steigende rechte Straf- und Gewalttaten: 
Braunschweig nimmt „Spitzenplatz“ in Niedersachsen ein 

TEXT: BÜNDNIS GEGEN RECHTS ♦ GRAFIK: BÜNDNIS GEGEN RECHTS 


N ie gab es in den letzten 10 
Jahren in Braunschweig 
so viele polizeilich registrierte 
rechte Straf- und Gewalttaten 
in Braunschweig wie im letz¬ 
ten Jahr. Das ist eine besorg¬ 
niserregende Entwicklung", 
stellt David Janzen, Sprecher 
des Bündnis gegen Rechts, an¬ 
gesichts der aktuellen von der 
Landesregierung veröffentli¬ 
chten Zahlen für das Jahr 2016 
fest. 

Mit 126 polizeilich registrier¬ 
ten rechten Straftaten, davon 
19 Gewalttaten, steht Braun¬ 
schweig demnach im Vergleich 
zu anderen Orten in Nie¬ 
dersachsen an der Spitze der 
Statistik. 

„Vor allem die schon vor zwei 
Jahren sprunghaft angestiegene 
hohe Zahl rechter Gewalttaten 
sollte Anlass zur Sorge geben", 
so David Janzen. Während die 
Zahlen sich in Braunschweig 
hier in den letzten 10 Jahren 
zwischen 3 und 6 Fällen be¬ 
wegten, stiegen diese bereits 
2015 sprunghaft auf 18 Fähe 
an und blieben mit 19 rechten 
Gewalttaten in 2016 weiter auf 
einem hohen Niveau. 

„Der brutale Angriff eines An¬ 
hängers der NPD-Jugend auf 
zwei Schüler des Gymnasiums 
Neue Oberschule Anfang letz¬ 
ten Jahres, aber auch die Ha¬ 
kenkreuze auf , Stolper steine' 
und die rechten Schmierereien 
an der KZ-Gedenkstätte Schill¬ 


Rechlo Gewalttaten 'm Braunschwets 



strasse haben im letzten Jahr für 
Schlagzeilen gesorgt", so David 
Janzen: „Auch wenn die organi¬ 
sierte rechte Szene in der Stadt 
eher überschaubar ist, stellen 
wir hier ein zunehmend aggres¬ 
siveres Auftreten fest. Angst 
und Sorge macht uns aber vor 
allem die zunehmende Radika¬ 
lisierung eines Teils der ,Mitte' 
der Gesellschaft: Vorurteile und 
Hass gegen Flüchtlinge, Mus¬ 
lime und Migrant/innen, aber 
auch gegen Medien, Politiker/ 
innen und Menschen, die sich 
für Flüchtlinge oder gegen Ras¬ 
sismus und Neonazis engagie¬ 
ren, sind leider fast schon Nor¬ 
malität in unserer Gesellschaft." 


Auch insgesamt sind die Zah¬ 
len in Niedersachsen gestiegen: 
Registrierte die Polizei 2015 
noch 1580 rechte Straftaten, gab 
es im letzten Jahr einen weiteren 
Anstieg auf 1622 Straftaten. Bei 
den rechten Gewalttaten stiegen 
die Zahlen von 90 in 2015 auf 
106 Fälle in 2016 an. 

„Menschen, die von rechten 
Bedrohungen und Gewalt be¬ 
troffen sind, brauchen unsere 
Solidarität und Unterstützung. 
Wir hoffen deshalb, dass die 
von der Landesregierung schon 
seit längerem angekündigte 
unabhängige Beratungsstelle 
für Betroffene rechter, antisemi¬ 
tischer und rassistischer Gewalt 


bald ihre Arbeit aufnehmen 
kann. Als Bündnis gegen Rechts 
werden wir eng mit der Bera¬ 
tungsstelle kooperieren und 


hier vor Ort ein entsprechendej 
Netzwerk zur Unterstützung 
von Betroffenen rechter Gewal 
aufbauen", so David Janzen. 


Bündnis gegen Rechts 

c/o Carl-von-Ossietzky-Zentrum 
Leopoldstr. 23 * 38100 Braunschweig 
www.buendnisgegenrechts.net 
facebook.com/bgr.braunschweig 
twitter.com/ gegenrechtsBS 

Spendenkonto: Sonderkonto Volkmann * Konto Nr. 150567964 * 
NORD LB * BLZ 25050000 * IBAN DE75 2505 0000 0150 5679 64 

Wir engagieren uns gegen Rassismus und Aufmärsche 
von Neonazis. 

Wir treten ein für eine bunte, tolerante, antifaschistische 
und antirassistische Stadt! 



> Berufliche Weiterbildung mit IHK Abschluss 

> Betriebliche Weiterbildung im 
demografischen Wandei 

> Bildungsurlaube 

> Hoch sch ulzug ang für beruflich Qualifizierte 

> Integrationskurse für Zugewanderte 

> Nach holen von Schulabschlüssen 


Rechte Straftalen \n Braun» chwcis 



Geschäftsstellen 

BrEHiiiüChweEg 

TfcWton: 0Ö31/12 33 63 0 

Sachter 



rafefon: 05341/33 44 50 

Wotfsburg 

Telefon: OS341V30 33 0 


GlLduiigsv^rainlguny 
ARBEIT UND l£BEH 
Nds. Obi gümtsH 


Infos & Anmeldung unter: www.aul-nds.de 


Jahr 
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Die AfD ist keine soziale Alternative 


TEXT: ANDREAS SPEIT | JOURNALIST ♦ FOTO: PRIVAT 



D ie da oben, wir hier un¬ 
ten". Kaum eine andere 
Rhetorik nutzt die vermeint¬ 
liche „Alternative für Deutsch¬ 
land" (AfD) um sich als die 
wahren Fürsprecher der soge¬ 
nannten einfachen Leute zu 
gerieren. Die „etablierten Par¬ 
teien" werden in dem Furor 
auch gleich als „Volksverräter" 
ausgemacht. „Wir kümmern 
uns" ist nicht bloß bei den 
Rechtspopulisten in Braun¬ 
schweig das suggerierte Ver¬ 
sprechen. 

Keine Überraschung: In 

Deutschland, in Europa haben 
alle weit rechten Parteien vom 
„Front National" um Marine 
Le Pen bis zur „Freiheitlichen 
Partei Österreich" um Heinz- 
Christian Strache eines erkannt: 
Ohne die Hinwendung zur so¬ 
zialen Frage keine nachhaltigen 
Wahlerfolge. Erst wenn sie die 
berechtigen Sorgen vor sozialen 
Einbrüchen und ökonomischen 
Veränderungen in der Mitte der 
Gesellschaft aufgreifen, wächst 
der gesellschaftliche Zuspruch. 
Die herrschende Politik unter 
dem Slogan der „Alternativlo- 
sigkeit", die laufenden Speku¬ 
lationen über die „Belastungen 
durch Zuwanderung" und die 
anhaltende Debatte um Lohn¬ 
kosten- und Rentensenkungen 
spielen ihnen mehr als entge¬ 
gen. 

Der Konflikt in der AfD um 
den Thüringischen Landtags¬ 
fraktionsvorsitzende Björn Ho¬ 


cke ist so auch kein Streit um 
die Geschichts- und Erinne¬ 
rungspolitik der Partei. In einer 
Rede hatte Hocke am 17. Janu¬ 
ar eine „erinnerungspolitische 
Wende um 180 Grad" gefordert, 
da zu sehr die NS-Zeit beachtet 
werde und bezeichnete das Ho¬ 
locaust-Mahnmal als „Denkmal 
der Schande". Die Bundesspre¬ 
cherin Frauke Petry ging auf 
Distanz, der niedersächsischen 
Landesvorsitzende Armin Paul 
Hampel stelle sich zu ihm. Im 
Grundsatzprogramm hat die 
AfD allerdings festgeschrieben: 
„Die aktuelle Verengung der 
deutschen Erinnerungskultur 
auf die Zeit des Nationalso¬ 


zialismus ist zugunsten einer 
erweiterten Geschichtsbetrach¬ 
tung aufzubrechen". Der Dis¬ 
put liegt in der Thematisierung. 
Petry will nicht alleine für das 
rechte Milieu mit Geschichts- 
und Erinnerungspolitik einen 
Wahlkampf führen. Sie will 
wie Marine Le Pen mit Sozial- 
und Arbeitsmarktpolitik einen 
Wahlkampf für die „Verges¬ 
sen der großen Parteien" den 
Schmitts und Schulzes, den 
Arbeiter, Angestellten und Be¬ 
amten führen. Nicht ohne „die 
Fremden" und „die Geflüchte¬ 
ten" als Sündenböcke zu prä¬ 
sentieren. 

Ihr wahres soziales Gesicht 


offenbaren jedoch ihre Überle¬ 
gungen. In einem Entwurf des 
Grundsatzprogramms forderte 
die AfD die Privatisierung des 
Arbeitslosengeld I und die Ver¬ 
mögen- und Erbschafssteuern 
abzuschaffen. Kaum wurde 
dieser Entwurf öffentlich, ver¬ 
schwand die Idee der Privati¬ 
sierung, geblieben ist der Steu¬ 
erforderung. 

Eine Umverteilung schwebt 
auch der AfD-Fraktion im Rat¬ 
haus vor. In der Haushaltsdebat¬ 
te schlug die vermeintliche Par¬ 
tei der sogenannten einfachen 
Leute rigorose Kürzungen bei 
sozialen Einrichtungen der Frei¬ 
en Wohlfahrtspflege vor. Die 
Zuschüsse aus der öffentlichen 
Hand, erklärte Stefan Witz, 
dürften „für niemanden ein 
dauerhaftes Gewohnheitsrecht" 
sein. Diese Zuschüsse seien zu¬ 
dem, so der Fraktionsvorsitzen¬ 
de nicht „unter der Bedingung 
wirtschaftlicher Vertretbarkeit" 
überprüft worden. Kein Ver¬ 
ständnis hätte sie dafür, das 
„milliardenschwere karitative 
Großkonzerne wie AWO und 
DRK massenhaft Steuergelder 
aus dem städtischen Haushalt 
einstreichen, und dabei zusätz¬ 
lich sogar noch die Sanierung 
ihrer eigenen Kindergartenge¬ 
bäude aus Mitteln der Stadt" 
bekämen. 

Die Aussage zeigt das man¬ 
gelnde Interesse der AfD an 
der Wohlfahrtspflege. Denn 
die Träger der Freien Wohl¬ 


fahrtspflege ergänzen in enger 
partnerschaftlicher Kooperati¬ 
on mit der öffentlichen Wohl¬ 
fahrtspflege Beratungs- und 
Betreuungsangebote, Hilfs- und 
Pflegeprogramme, Bildungs¬ 
und Fördermaßnahmen. Durch 
strenge Förderrichtlinien und 
genauen Verwendungsnach¬ 
weisen wird dieser Geldtransfer 
kontrolliert. Die gewünschten 
Streichungen der AfD sind dop¬ 
pelt unsozial: Sie würden die 
Mitarbeiter der Einrichtungen 
und Träger sowie die Nutzer 
der Hilfe und Unterstützung 
treffen. Eine Partei für „uns 
hier unten" hätte ein anderes 
Programm. 



Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft der Braunschweiger Wohlfahrtsverbände (AGW) zu 
der Streichungsoffensive der AFD gegen soziale und kulturelle Angebote in Braunschweig 

TEXT: ARBEITSGEMEINSCHAFT BRAUNSCHWEIGER WOHLFAHRTSVERBÄNDE 


Mit Verärgerung und Unverständnis haben die Verbände der Freien Wohl¬ 
fahrtspflege in Braunschweig von den Streichungsanträgen der AFD-Fraktion 
im Braunschweiger Stadtrat erfahren, die sich ohne jede Begründung gegen die 
Finanzierung der meisten in unserer Stadt über viele Jahre etablierten sozialen 
und kulturellen Angebote richten. Die Liste der Streichungsanträge ist erheblich 
und würde die soziale und kulturelle Infrastruktur der Stadt Braunschweig mit 
einem Federstrich auflösen. Folgende Anträge wurden gestellt: 

Brunsviga: Mietzuschuss kürzen Arbeitskreis andere Geschichte: streichen Gedenk¬ 
stätte für Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft: streichen Kunstverein Braun¬ 
schweig: streichen Bund Bildender Künstler: streichen Jugendkunstschule buntich: 
streichen Allgemeiner Konsumverein: streichen Internationales Filmfest Braun¬ 
schweig: streichen LOT-Theater: streichen Brunsviga: Zuschuss streichen Friedens¬ 
zentrum: streichen DRK-Kaufbar: streichen 

Gesamte Projekt- und Konzeptionsförderung sonstige kulturelle Projekte: 
streichen Ev. Autheriseher Kirchenverband: streichen Arbeiterwohlfahrt: streichen 
Caritasverband: streichen Diakonisches Werk: streichen Deutsches Rotes Kreuz: 
streichen Projekt „Demokratie leben!": streichen Dachverband der Elterninitia¬ 
tiven: streichen Erziehungsberatungsstelle BEJ: streichen Landesverband Braun¬ 
schweig der Gartenfreunde: streichen 

Die Fokussierung der Streichungsanträge auf Einrichtungen, die sich in Braun¬ 


schweig für Demokratie und ein friedliches und sozial ausgewogenes Klima 
einsetzen erscheint bemerkenswert. 

Bei einem gemeinsamen Gespräch der AGW mit den Ratsfraktionen am 
23.11.2016 gab es ausreichend Gelegenheit, sich über die von der Stadt Braun¬ 
schweig geförderten Angebote der Wohlfahrtsverbände zu informieren. Es gab 
aber von der anwesenden AFD-Fraktion keine einzige Nachfrage dazu. Die 
Vorgehensweise, bestehende Angebote durch Anträge zur Mittelstreichung 
schließen zu lassen ohne sich auch nur im Geringsten für deren wichtige, positi¬ 
ve Auswirkungen auf ein sozial verträgliches Klima in unserer Stadt zu interes¬ 
sieren zeigt uns, dass die mit dem AFD-Wahlerfolg verbundenen Befürchtungen 
eines destruktiven und zersetzenden Politikverständnisses bei dieser Partei 
zutreffen. Zudem zeigt sich hier ein zutiefst verantwortungsloser Umgang mit 
langjährigen Kooperationspartnern und gegenüber verdienstvollen Mitarbeiten¬ 
den in den Angeboten der Freien Wohlfahrtspflege. 

Mitglieder der AGW: 

Arbeiteiwohlfahrt - Kreisverband Braunschweig e.V. (AWO) • Caritasverband 
Braunschweig e. V. (CV) • Deutsches Rotes Kreuz - Kreisverband Braunschweig- 
Salzgitter e. V. (DRK) • Diakonie im Braunschweiger Land gemeinnützige 
GmbH (Diakonie) • Paritätischer Wohlfahrtsverband Niedersachsen e. V. - 
Kreis verband Braunschweig (PARITÄT) 
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Barrierefrei durch Braunschweig 

TEXT: BEHINDERTENBEIRAT BRAUNSCHWEIG E.V. ♦ FOTO: DANIELA NIELSEN / STADT BRAUNSCHWEIG 



Dr. Andrea Hanke, Dezernentin für Soziales, Gesundheit, Schule und Jugend, und Dr. Burkhard Wiegel, 1. Vorsitzender Behin¬ 
dertenbeirat Braunschweig e. V 


I m April 2014 hatte der Behinderten¬ 
beirat Braunschweig e. V. zusammen 
mit der Stadt Braunschweig die 1. Auf¬ 
lage der Broschüre „Barrierefrei durch 
Braunschweig" veröffentlicht. 

Am 31. Januar 2017 konnte der Behin¬ 
dertenbeirat und die Stadt, vertreten 
durch die Dezernentin für Soziales, Ge¬ 
sundheit, Schule und Jugend, Frau Dr. 
Hanke, die 2. Auflage der Broschüre der 
Öffentlichkeit vorstellen 

BEHINDERTENBEIRAT 
BRAUNSCHWEIG c.V. 

Dem Behindertenbeirat Braunschweig 
e. V. ist es ein hohes Anliegen mit der 
Broschüre „Barrierefrei durch Braun¬ 
schweig" einen Wegweiser anzubieten, 
der eine Hilfestellung geben soll beim Su¬ 
chen von barrierefreien Bedarfen. Für die 
Braunschweiger Innenstadt bieten wir 
auszugsweise in den Bereichen Beratung, 
Gesundheit, Leben, Wohnen, Verkehr, 
Hotels u. Gaststätten, u. a. Hilfe beim 
Auffinden von barrierefreien Angeboten. 

Es ist die Aufgabe des Behinderten¬ 
beirates darauf zu achten, dass die UN- 
Behindertenrechtskonvention in unserer 
Stadt als geltendes Recht anerkannt und 
umgesetzt wird. 

In den letzten Jahren konnten wir 
durch Beharrlichkeit erreichen, dass sehr 
viele Bereiche der Verwaltung, allen vo¬ 
ran das Rathaus und auch ausgelagerte 
Fachbereiche wie zum Beispiel der Sozi¬ 
albereich barrierefrei gestaltet wurden. 


Aber auch Altentages- und Be¬ 
gegnungsstätten, das Jobcenter und 
Schwerpunktschulen (inklusive Be¬ 
schulung) wurden bereits barrierefrei 
umgebaut. Hier wurden die Bedürf¬ 
nisse von Menschen mit Geh-, Hör- 
und Sehbeeinträchtigung in einem ho¬ 
hen Maße berücksichtigt. 

Es muss immer wieder darauf hinge¬ 


wiesen werden, dass ein EIGENSTÄN¬ 
DIGES - GLEICHBERECHTIGTES Le¬ 
ben ein verbrieftes Menschenrecht ist. 
Gemeinsam mit Verwaltung und Politik 
der Stadt sind wir bemüht, weitere öf¬ 
fentliche Bestandsgebäude, Plätze und 
Straßen barrierefrei zu gestalten, bei 
Neubauten ist Barrierefreiheit ein Muss. 

Die 2000 neuen Exemplare werden an 


verschiedenen Ausgabestationen (z.B. 
bei der Touristinformation) kostenlos 
verteilt. Der Behindertenbeirat arbeitet 
an einer Online-Version dieser Broschü¬ 
re. Bis diese fertig gestellt ist, haben Sie 
die Möglichkeit, die Broschüre als PDF 
Datei auf der Seite http://www.behm- 
dertenbeirat-bs.de/barrierefrei/ herun¬ 
ter zu laden. 



Eintracht 

Braunschweig 

Stiftung 

Eintracht stiften. 


Die Eintracht Braunschweig Stiftung bündelt das gesamte gesellschaftlich¬ 
soziale Engagement der Löwen und setzt sich für Kinder und Jugendliche 
im Braunschweiger Land ein. Zweck der Stiftung ist die Förderung von 
Gesundheit, Jugend- und Altenhilfe, Erziehung und Bildung, Toleranz und 
Völkerverständigung, Sport sowie des bürgerschaftlichen Engagements 
zugunsten gemeinnütziger und mildtätiger Zwecke. 


Spendenkonten 

Volksbank eG Braunschweig Wolfsburg 
IBAN: DE65269910661920472000 
BIC: GENODEF1WOB 

Volkswagen Bank 

IBAN: DE82270200006800083161 

BIC: VOWADE2BXXX 

NORD/LB - Braunschweigische 
Landessparkasse 
IBAN: DE19250500000152051132 
BIC: NOLADE2HXXX 

www.stiftung.eintracht.com 

info@eintracht-braunschweig-stiftung.com 



Das Friedenszentrum 
Braunschweig stellt sich vor 

TEXT: FRIEDENSZENTRUM BRAUNSCHWEIG 


017 feiert das Friedenszentrum 
sein dreißigjähriges Bestehen. 
Über 150 Vorträge zu politischen, 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, 
ökologischen, historischen oder kul¬ 
turellen Themen in der Reihe „Wege 
zu einer Kultur des Friedens" haben 
bis heute die Bandbreite des Quer¬ 
schnitt-Themas „Frieden" deutlich 
gemacht. Ausstellungen und Publi¬ 
kationen sowie die Anbringung von 
Gedenktafeln an Orten, die von der 
Braunschweiger Kulturverwaltung 
links liegen gelassen wurden, ver¬ 
weisen auf den fortwährenden Bezug 
unserer Arbeit zur noch immer nicht 
ganz bewältigten NS-Vergangenheit. 

Doch die Gegenwart stellt uns vor 
neue, unerwartete Probleme. Stand 
die Gründung des Friedenszentrums 
im Jahre 1987 im Zeichen einer sich 
auflösenden Konfrontation der beiden 
Blöcke und hörte man im Hinterkopf 
das Gebot des norwegischen Friedens¬ 
forschers Johan Galtung, dass, wer 
Frieden haben wolle, die Sicherheit 
des Gegenspielers gleichfalls beden¬ 
ken müsse, so finden wir uns heute 
angesichts der Konflikte in Syrien und 
der Ukraine im tiefsten Lagerdenken 
wieder, als sei der Kalte Krieg nie be¬ 
endet worden. Wir haben in einer Stel¬ 
lungnahme bekundet, dass wir weder 


mit der einen noch mit der anderen 
Seite sympathisieren, sondern primär 
auf die Verletzung der Menschenrechte 
achten, und zwar durch beide Konflikt¬ 
parteien. Hier wie dort sehen wir zy¬ 
nische Machtpolitiker am Werk, welche 
sich nicht um die Leiden der Zivilbe¬ 
völkerung kümmern. Für uns sind die 
Menschen nicht für die Politik da, auch 
nicht für die angeblich „richtige", son¬ 
dern umgekehrt müsste die Politik für 
die Menschen da sein. 

Mit Erschrecken konstatieren wir die 
erneute Aufrüstung auf beiden Seiten. 
Trumps Auftreten setzt die Rüstungs- 
bzw. Atomspirale weiter in Gang. Daher 
ist „Militarisierung" unser derzeitiges 
Hauptthema: Weißbuch der Bundes¬ 
wehr, Aufrüstung in Japan, „Ramstein" 
(als Ort, wo die Drohnen losgeschickt 
werden) sind einige Schwerpunkte. Ein 
Vortrag zur multipolaren Weltordnung 
zeigt den Stand der Machtverhältnisse. 
Gegenpole bilden Veranstaltungen wie 
die der „Mayors for Peace" (Bürger¬ 
meister für den - atomaren - Frieden) 
und die Hiroshima-Gedenkfeier. Os¬ 
termarsch und Antikriegstag als Ver¬ 
anstaltungen des Friedensbündnisses 
sollen nicht vergessen werden! Beides 
sind wichtige Ereignisse, an denen die 
Friedensbewegung auf die Straße geht, 
um für den Frieden zu werben. 
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für Respekt und Toleranz 


Foto 1: Preisverleihung 2014 | Foto 2: Preisverleihung 2016 | Foto 3: Preisverleihung 2016 mit Sally Perei 


Gemeinsam für Vielfalt, Respekt und Solidarität 

TEXT: MADELINE HAPKA ♦ FOTOS: LENA BELZ 


D er Betriebsrat und das 
Werkmanagement von 
Volkswagen Braunschweig un¬ 
terstützen junge Menschen aus 
der Region, die sich gegen Ras¬ 
sismus und Gewalt stark ma¬ 
chen. Jährlich vergibt Volks¬ 
wagen Braunschweig den 
„Sally-Perel-Preis für Respekt 
und Toleranz". Er ist mit ins¬ 
gesamt 3.000 Euro dotiert und 
richtet sich an junge Menschen 
im Alter von 14 bis 25 Jahren, 
die aus Braunschweig, Wolfen¬ 
büttel oder Peine kommen. 

Zielsetzung und Ziel¬ 
gruppe des Preises 

Ein besonderes Anliegen der 
Initiatoren und des Namens¬ 
gebers ist es, die Auseinander¬ 
setzung der heranwachsenden 
Jugend mit der deutschen Ge¬ 
schichte zu fördern. Die jungen 
Menschen sollen im Zuge ihrer 
Projektarbeiten ein kritisches 
Bewusstsein für Geschehnisse 
während der Zeit des National¬ 


sozialismus entwickeln. Volks¬ 
wagen Braunschweig ist ein 
international agierender Sys¬ 
temlieferant, an dem Menschen 
aus über 30 verschiedenen Na¬ 
tionen arbeiten. Im Werk leben 
wir eine Kultur der partner¬ 
schaftlichen Zusammenarbeit, 
die auf den Grundlagen eines 
respektvollen und toleranten 
Umgangs miteinander basiert. 
Der Betriebsrat und die Werk¬ 
leitung fördern diese Kultur in¬ 
nerhalb und auch außerhalb des 
Werkes. 

Daher unterstützen wir mit 
dem Sally-Perel-Preis Projekte 
für Respekt und Toleranz, gegen 
Rassismus und Gewalt. „Mit 
dem Sally-Perel-Preis setzt sich 
das Engagement des Werkes 
fort. Unsere Aktionen gegen 
Aktivitäten Rechtsradikaler 
und Ausländerfeine in Braun¬ 
schweig haben in starkem Maße 
junge Menschen unterstützt. 
Diesen Weg setzen wir gemein¬ 
sam mit dem Werkmanagement 
fort. Wir wollen Jugendliche 


motivieren, für Respekt und To¬ 
leranz aktiv zu werden", so der 
stellvertretende Betriebsrats¬ 
vorsitzende des Werkes Braun¬ 
schweig, Mathias Möreke. 

Prärvtle ukcA. 

Unters tützung 

Der Sally-Perel-Preis beinhaltet 
eine Geldprämie von insgesamt 
3.000 Euro als Unterstützung 
für die drei besten Gruppenak¬ 
tivitäten. Außerdem hilft Volks¬ 
wagen Brauschweig bei organi¬ 
satorischen Belangen und steht 
mit Rat und Tat zur Seite. Damit 
verbunden ist die Überzeugung, 
dass die prämierten Initiativen 
das Bewusstsein für die Wichtig¬ 
keit einer Gesellschaft in Vielfalt 
und fairem Miteinander weiter 
schärfen. Im Sommer vergibt 
Volkswagen Braunschweig den 
Sally-Perel-Preis 2017. Auch 
diesmal hofft der Betriebsrat tol¬ 
le Projekte oder Konzepte aus¬ 
zeichnen und unterstützen zu 
können. 


Bewerbung spkcxse 

Die Bewerbungsphase für den 
Sally-Perel-Preis 2018 beginnt 
im September 2017 und endet 
am 31. Januar 2018. Sally Perei 
ist am 21. April 2016 91 Jahre alt 
geworden. Er ist jedoch noch 
lange nicht müde, seine Über¬ 
lebensgeschichte zu erzählen 
und sich für Respekt und Tole¬ 
ranz einzusetzen. Daher freut 


er sich über alle Einreichungen 
und unterstreicht stets die Be¬ 
deutung des Engagements jun¬ 
ger Menschen gegen Rassismus 
und Gewalt. Bewerben können 
sich Jugendliche mit bereits re¬ 
alisierten Projekten aber auch 
mit realistischen Ideen und 
Konzepten. 

Weitere Informationen dazu 
gibt es unter www.sally-perel- 
preis.de. 


Hier geht's zur 
„Sally-Perel-Preis" 
Webseite... >>>> 
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für Respekt 



Preisträger der letzten Jahre 



IGS Franzsches Feld IGS Volkmarode 

Schüler helfen Flüchtlingskindern Kinderbuch 


Neue Oberschule 

Deutsch-poln. Rechercheprojekt 


IG Metall-Jugend 

Gegendemo in Bad Nenndorf 



Martin Henkel 


Lehrer an der Nibelungen Realschule: 
„Meine Schülerinnen waren sehr stolz, 
mit ihrer Arbeit zu den ersten Preisträ¬ 
gern des Sally-Perel-Preises zu gehören. 
Nicht nur das große Publikum der Volks¬ 
wagen-Mitarbeiterinnen, sondernauch 
die Anwesenheit und Ansprache von 
Sally Perei war für alle berührend. Die 
Zusammenkunft mit Herrn Perei nach 
der Preisverleihung war für die Klasse 
eine besondere Begegnung mit einem 
Menschen, der großes Verständnis für 
Jugendliche zeigt. Auch in den nächsten 
Jahren wollen wir uns gerne wieder be¬ 
werben. Denn für alle Menschen lohnt es 
sich, Toleranz zu zeigen und mit anspre¬ 
chenden Projekten erlebbar zu machen.“ 


Stimmen der Preisträger 



Burcu Süslü 

Mitglied der Töne Braunschweigs: 

„Durch Freunde, die bei Volkswagen ar¬ 
beiten, sind wir auf den Sally-Perel-Preis 
aufmerksam geworden. Die persönliche 
Preisverleihung durch Herrn Perei war 
ein sehr emotionaler Moment. Für uns 
ist Herr Perei ein Symbol für Respekt, 
Toleranz und Weltoffenheit. Wir haben 
das Preisgeld in die Studioproduktion 
und die Präsentation unseres Projektes 
investiert. Ich denke, dass der Sally- 
Perel-Preis eine sehr gute Gelegenheit 
ist, sich für Respekt und Toleranz einzu¬ 
setzen. Neben der finanziellen Unterstüt¬ 
zung eines Projektes fördert er auch 
das Leben miteinander und das Lernen 
voneinander.“ 



Schülerinnen der IGS Volkmarode in Braunschweig 


„Wir haben im letzten Jahr mit unserer Idee, einen Flashmob vor dem Schloss 
in Braunschweig zu organisieren, die Jury des Sally-Perel-Preises überzeugt und 
einen Sonderpreis gewonnen. Wir ließen Warnwesten mit einem selbst entwor¬ 
fenen Logo bedrucken und auf selbst gestalteten Karten konnten die ca. 200 
Teilnehmer ihre eigene Meinung zu diesem Thema aufschreiben und dann mit 
einem Luftballon „in die Welt“ schicken. An unserer Aktion sieht man deutlich, 
wie leicht es ist etwas zu erreichen, wenn man die nötige Unterstützung be¬ 
kommt. Uns hat die Aktion viel Spaß gemacht. Ob wir die Welt ein Stück verbes¬ 
sern konnten? Wir finden schon! Deswegen, seid mutig und bewerbt euch mit 
euren Ideen um den Sally Perei Preis!“ 



Namensgeber Sally Perei 

Sally Perei ist in Peine geboren und Jude. Er überlebte im Dritten Reich „versteckt 
unter der Haut des Feindes", indem er sich als Volksdeutscher ausgab und schließlich 
als Hitlerjunge inmitten der Nationalsozialisten lebte. Unter dem Tarnnamen Josef 
Perjell kam er 1943 als 18-Jähriger in das damalige Braunschweiger Vorwerk und be¬ 
gann eine Lehre als Werkzeugmacher. Gemeinsam mit vielen anderen Lehrlingen, die 
aus dem gesamten Reichsgebiet rekrutiert wurden, lebte er in ständiger Todesgefahr 
im Wohnheim auf dem Werksgelände. Zu dieser Zeit hat Perei selbst erfahren, wie 
rassistisches Gedankengut zu inhumanem Denken und Verhalten führt. 

Heute ist es sein Anliegen, diese Erfahrungen weiterzugeben und innerhalb der Ge¬ 
sellschaft für Respekt und Toleranz einzutreten. Insbesondere junge Menschen möchte 
der in Israel lebende Perei mit seiner Lebens- und Leidensgeschichte erreichen, wes¬ 
halb er viele Lesungen an deutschen Schulen hält. 
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Vergessene“ Geschichte - Berufsverbote 
Politische Verfolgung in der Bundesrepublik Deutschland 

TEXT: JÜRGEN REUTER | GEW ♦ GRAFIK: ARBEITSKREIS REGIONALGESCHICHTE E.V. UNTER VERWENDUNG DES GEMÄLDES: JÜRGEN WALLER, DIE LÄDIERTE IDENTITÄT DES VOM 

BERUFSVERBOT BETROFFENEN KUNSTERZIEHERS H.J. SCHREIBER, ÖL, 1976 


P olitische Verfolgung in der 
Bundesrepublik Deutsch¬ 
land" erstmals gezeigt. Mittler¬ 
weile wurde sie bundesweit in 
über 25 Städten gezeigt. 

In Braunschweig kann die 
Ausstellung vom 24.04. bis 
31.05.2017 im Gewerkschafts¬ 
haus, Wilhelmstr. 5, besucht 
werden. Der Eintritt ist frei, 
Führungen mit Betroffenen 
können organisiert werden. 

Allein in Nieder Sachsen wa¬ 
ren 130 Personen von Beruf¬ 
verbotsverfahren betroffen. Sie 
warten seit Jahrzehnten auf 
eine gesellschaftliche, politische 
und materielle Rehabilitierung. 
Bundesweit kam es zu 3,5 Mio. 
Überprüfungen, zu 11.000 of¬ 
fiziellen Berufsverboten, 2.200 
Disziplinarverfahren, 1.250 Ab¬ 
lehnungen von Bewerbungen 
und 265 Entlassungen. Die 5. 
Konferenz der Betroffenen von 
Berufsverboten am 18.02.2017 
in Hannover forderte im 45. Jahr 


des „Radikalenerlasses" erneut 
die „politische, gesellschaftliche 
und materielle Wiedergutma¬ 
chung" ohne Einschränkungen. 

Die Ausstellung über Berufs¬ 
verbote stellt ausführlich den 
sog. „Radikalenerlass" von 1972 
mit seinen insbesondere innen¬ 
politischen Folgen und Lang¬ 
zeitauswirkungen dar. Er wird 
eingeordnet in die deutsche 
Geschichte, die seit dem Kaiser¬ 
reich über die Weimarer Repu¬ 
blik und die Nazi-Diktatur bis 
zur Bonner Republik gekenn¬ 
zeichnet ist durch Repressionen 
gegen linke Oppositionelle. 
Ebenso wird kritisch Bezug ge¬ 
nommen auf die parallel dazu 
verlaufene Entwicklung der In¬ 
landsgeheimdienste - z. B. auch 
des sog. Verfassungsschutzes -, 
die durch Bespitzelung den Be¬ 
hörden jeweils die Grundlagen 
für Kriminalisierung, Verfol¬ 
gung und später dann auch die 
Berufsverbote geliefert haben. 

Die Ausstellung will Men¬ 


schen - vor allem der jüngeren 
Generation - über den sog. Ra¬ 
dikalenerlass informieren und 
dieses unrühmliche Kapitel 
bundesdeutscher Nachkriegs¬ 
geschichte vor dem Vergessen 
bewahren. Sie möchte anregen 
zu einer Auseinandersetzung 
in unserer Gesellschaft über 
Grund- und Menschenrechte 
wie z. B. Meinungsfreiheit und 
- damit in Zusammenhang ste¬ 
hend und ganz aktuell - Rolle 
und Nutzen von Inlandsge¬ 
heimdiensten. 

Konzept, Recherche und 
Texte der Ausstellung wurden 
erarbeitet von: Cornelia Booß- 
Ziegling (Hannover), Hubert 
Brieden (Neustadt), Rolf Gün¬ 
ther (Hannover), Bernd Löwin 
(Dransfeld), Joachim Sohns 
(Oldenburg), Matthias Wietzer 
(Hannover). 

bitederscxckseK wotll 
deK »RcxdlkaleKericxss« 
cxufcxrbelteK, 
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Auszüge aus dem Gespräch 
von Claudia Wrobel mit Jutta 
Rübke* (junge Welt 20.02.2017) 

Sie sind ja auch staatlicher- 
seits die erste, die das Thema 
überhaupt aus der Schublade 
geholt hat. 

Insofern könnte die Über¬ 
schrift der »Initiative gegen 
Berufsverbote« »>Vergessene< 
Geschichte« auch über meiner 
Arbeit stehen. Die Jüngeren 
wissen gar nichts darüber. In 
Gesprächen erschrecken sich 
viele regelrecht und wollen 
nicht glauben, dass es so etwas 
»bei uns« gegeben hat. Das hat 
mich noch mal darin bestärkt, 
dass wir was machen müssen. 
Ich kann aber sagen, dass die 
Menschen, die uns in den Mini¬ 
sterien als Ansprechpartner zur 
Verfügung gestellt werden, sehr 
offen sind. Ich habe beispiels¬ 
weise nicht das Gefühl, dass 
vorher Akten beiseitegelegt 
wurden - im Gegenteil. 


Die Betroffenen haben lange 
für eine Auseinandersetzung 
des Staates mit Ihrer Geschich¬ 
te gekämpft. Sind sie erleich¬ 
tert, dass nun endlich jemand 
mit ihnen redet? 

Als am 15. Dezember im 
Landtag die Aufarbeitung be¬ 
schlossen wurde und Vertreter 
der Regierungsparteien sich für 
die Vorgänge entschuldigt und 
auch benannt haben, dass es 
ein Unrecht gewesen ist, waren 
viele Betroffene dabei. Das hat 
allen gutgetan. Es kann natür¬ 
lich aus den unterschiedlichsten 
Gründen Berufsverbote geben, 
aber doch nicht, weil jemand in 
einer Partei ist, die nicht verbo¬ 
ten ist, und ansonsten ist er ein 
unbescholtener Bürger, der mit 
beiden Beinen auf dem Grund¬ 
gesetz steht. Solch ein Unrecht 
darf es nie wieder geben. 

*Jutta Rübke ist »Landesbeauftragte 
für die Aufarbeitung der Schicksale im 
Zusammenhang mit dem sogenannten 
Radikalenerlass« in Niedersachsen 


Stimmen zur Ausstellung: 

„Eine sehr informative und aufrüttelnde Ausstellung. 
Auch gut für Schüler/innen und Studierende geeignet." 
(Lea Arnold, DGB-Bezirk Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt) 


„ Verdienstvoll , diese Ausstellung. Es war meine Studien- 
zeit, es waren auch meine Ängste. Die Auf-arbeitung ist 
überfällig/' 

(Michael Hans Höntsch MdL, SPD-Landtagsfraktion) 


„Eine nicht nur visuell , sondern auch inhaltlich , mit his¬ 
torischen Bezügen hervorragend gelungene Ausstellung." 

(Meta Janssen-Kucz MdL, Landes Vorsitzende Bündnis90/DIE GRÜ¬ 
NEN Niedersachsen) 


„Danke für diese aufschlussreiche Ausstellung. Ich bin 
beeindruckt und bewegt." (Besucherin) 

„Für mich besteht kein Zweifel: Es war falsch, wie der 
Staat damals mit seinen Bediensteten umgegangen ist. 
Das war radikaler als die allermeisten, die man ins 
Visier nehmen wollte. Was zum Schutz der Demokratie 
dienen sollte, hat der Demokratie und der demokrati¬ 
schen Kultur geschadet. Und es hat vielen Menschen und 
ihrem Leben Schaden zugefügt." 

(Grußwort von Oberbürgermeister Rolf-Georg Köhler zur Eröffnung 
der Ausstellung „Berufsverbote" im Göttinger Rathaus) 
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WIDERSTAND 


auch in Zukunft 


LJ 


30 Jahre erfolgreich gegen die radioaktive Bedrohung 

TEXT: URSULA SCHÖNBERGER | ARBEITSGEMEINSCHAFT SCHACHT KONRAD ♦ FOTO: ARBEITSGEMEINSCHAFT SCHACHT KONRAD 


3 0 Jahre wird die Arbeits¬ 
gemeinschaft Schacht 

KONRAD in diesem Jahr und 
kann auf beachtliche Erfolge 
zurückblicken. 1988 sollte die 
Einlagerung von Atommüll in 
Schacht KONRAD beginnen - 
derzeit redet der Betreiber von 
frühestens 2022. 

Nach dem Ende der DDR 
sollte über mindestens 10 Jahre 
Müll aus westdeutschen Atom¬ 
kraftwerken in das marode 
DDR-Atommülllager Morsle¬ 
ben gleich hinter Helmstedt ein¬ 
gelagert werden - 1992 wurde 
die Einlagerung vorübergehend 
gerichtlich gestoppt, 1998 end¬ 
gültig. 1989 wollte der damalige 
Betreiber der ASSE II Versuche 
mit hochradioaktiven Strahlen¬ 
quellen durchführen, 1992 wur¬ 
de das Projekt nach massiven 
Protesten aufgegeben. Und na¬ 
türlich ging es nie nur um die 
Atommüllprojekte in unserer 
Region. Ein verantwortbarer 
Umgang mit den radioaktiven 
Gefahren fängt mit der Still¬ 
legung der Atomanlagen an. 
Deshalb hat die Arbeitsgemein¬ 
schaft Schacht KONRAD viele 
landesweite und bundesweite 
Aktionen mitorganisiert und 
andere Initiativen an anderen 
Atomstandorten nach Kräften 
unterstützt. 


EIk starkes BükcAkIs für 
die. Reg Lok 

All dies war nur möglich, 
weil viele Menschen mit uns 
gemeinsam aktiv waren und 
sind. Ein besonders schlagkräf¬ 
tiges Bündnis existiert derzeit 
mit der Stadt Salzgitter, dem 
Landvolk Braunschweiger 
Land und der IG Metall Peine- 
Salzgitter. 2015 konnten unter 
dem Motto „KONRAD stoppen 
statt erweitern!" in einem Kraft¬ 
akt innerhalb von drei Wochen 
70.000 Unterschriften gegen das 
Atommüllprojekt gesammelt 
und dem Bundesumweltmi¬ 
nisterium in Berlin persönlich 
übergeben werden. Und das 
Bündnis zieht Kreise. Inzwi¬ 
schen unterstützen 29 Gemein¬ 
deparlamente darunter die 
Städte Braunschweig, Wolfs¬ 
burg, Wolfenbüttel und Salzgit¬ 
ter sowie die Landkreise Peine, 
Gifhorn, Helmstedt, Wolfenbüt¬ 
tel und Goslar den Appell der 
Region, in dem es heißt: „„Nach 
dem heutigen Stand von Wis¬ 
senschaft und Technik scheidet 
Schacht Konrad als Lagerstätte 
für Atommüll aus! Denn der 
Schacht ist ein ehemaliges Ge¬ 
winnungsbergwerk, liegt in 
einer wasserführenden Schicht 
und ist nicht-rückholbar konzi¬ 
piert. Zu Konrad wurden kei¬ 


ne Standortalternativen für die 
Entsorgung des sogenannten 
schwach- und mittelradioak¬ 
tiven Abfalls geprüft/' 

AkttoKeK Im 
Oublläumsjakr 

KREATIV - Unterwegs mit 
dem Bauwagen: Während der 
Jubiläumskampagne werden 
wir mit unserem Infostand 
durch die Region reisen, zu 
kleinen und großen Festen und 
Veranstaltungen. Wir möchten 
direkt vor Ort über unsere Ak¬ 
tivitäten informieren um dabei 
neue Aktive und Mitglieder zu 
gewinnen. Ladet uns ein, wir 
kommen gerne. 

VERBINDEND - 30 Paten ge¬ 
sucht: Action statt Geschenke": 
Unter dem Motto „30 Jahre - 30 
Paten" rufen wir auf, uns im 
Laufe des Jubiläumsjahres eine 
ganz persönliche Idee oder 
Aktion zu widmen. Die Mög¬ 
lichkeiten Pate zu werden sind 
vielfältig. Von kulturellen über 
sportliche, naturkundliche, 
spielerische, kulinarische Ak¬ 
tivitäten - wir freuen uns auf 
Beiträge. Beispiel: Der BUND 
Salzgitter hat unseren Bauwa¬ 
gen-Infostand zu seiner Toma¬ 
tenbörse eingeladen. Wer dort 
Mitglied bei uns wird, bekommt 


eine Tomatenpflanze geschenkt. 

KOMPETENT - Neue Wan¬ 
derausstellung: Auf zwölf 

Tafeln wird die Kritik an den 
Atommüllprojekten Schacht 
KONRAD, ASSE II und Mors¬ 
leben sowie 30 Jahre Wider¬ 
stand der Arbeitsgemeinschaft 
Schacht KONRAD in der Regi¬ 
on und auf Landes- und Bun¬ 
desebene dargestellt. Die Aus¬ 
stellung kann gebucht werden, 
es sind noch Termine frei. 

Höhepunkt der Aktivitäten 
wird ein Fest am Samstag, dem 
26. August, rund um das KON- 
RAD-Haus in Salzgitter-Ble¬ 
ckenstedt sein. Ab 12.00 Uhr er¬ 
warten die Besucherinnen und 
Besucher Informationen, Spiele, 
Essen und Trinken, Musik und 
ein offizieller Festakt. 

WiderstaKd auek Lk 
Zukunft 

Wir haben viel erreicht, es lie¬ 
gen aber noch große Aufgaben 
vor uns: Die Einlagerung von 
Atommüll in das marode Eisen¬ 
erzbergwerk Schacht KONRAD 
muss verhindert werden. Die 
Rückholung des strahlenden 
Mülls aus der ASSE II muss 
beschleunigt werden. Aus dem 
Salzstock Morsleben müssen 


zumindest die illegal einge¬ 
lagerten radioaktiven Abfälle 
geborgen werden. Und die Ver¬ 
arbeitung von Atommüll direkt 
neben Schule und Kindergarten 
in Braunschweig-Thune muss 
beendet werden. Die Region 
Braunschweig ist ein Brenn¬ 
punkt der unverantwortlichen 
Atommüllpolitik der Bundesre¬ 
gierung. Und diese Politik wird 
weitergehen, wenn es keinen 
Widerstand gibt. Deshalb muss 
jetzt die Basis für weitere 30 
Jahre erfolgreiche Arbeit gelegt 
werden. 

ElKe gewelKsame Lobby 
gegeK Atommüll brauekfc 
viele Mitglieder! 

Maekfc mit, belegt 
efcw^as mit uks, auek als 
Mitglied der 
ArbeltsgemelKsckaft! 


Kontakt: 

Arbeitsgemeinschaft 
Schacht KONRAD e.V. 
Bleckenstedter Straße 14a 
38239 Salzgitter 

Tel.: 05341 / 90 01 94 

info@ag-schacht-konrad.de, 

www.ag-schacht-konrad.de 
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Braunschweig erlaubt Atommüllkonditionierung 

in Wohngebieten 

TEXT: PETER MEYER | BISS E.V. ♦ LOGO UND FOTOS: BISS E.V. 


N ach mehreren verlorenen 
Gerichtsprozessen gegen 
die Atomfirma Eckert & Zieg¬ 
ler gibt die Stadt Braunschweig 
klein bei. 

Fast 6 Jahre kämpfen die Mit¬ 
glieder der Bürgerinitiative 
StrahlenSchutz BISS e.V. bereits 
gegen rechtswidrige Strahlenge¬ 
nehmigungen in Braunschwei¬ 
ger Wohngebieten neben Schu¬ 
len, KiTa und Jugendzentrum. 

Das Umweltministerium in 
Hannover bestätigt, dass der 
Standort und die dort fehler¬ 
haft erteilten Strahlengenehmi¬ 
gungen heute niemals mehr ge¬ 
nehmigt werden würden. Auch 
die aktuellen Strahlen- und Be¬ 
triebsgenehmigungen für die 
Atommüllkonditionierung sind 
zwar gerade auf dem Prüfstand, 
haben aber in den letzten zwei 
Jahren nur zu einer Verbesse¬ 
rung in der Uberwachungsme- 
thode geführt und nicht zu einer 
Verringerung des nuklearen Ge¬ 
fährdungspotentials für Braun¬ 
schweig. 

Unter diesen Vorzeichen 
knickt die Stadt Braunschweig 
gegenüber der Atomfirma 
Eckert & Ziegler ein und will 
sämtliche Verantwortung zum 
Schutz der Bürgerinnen und 
Bürger auf das Umweltmini¬ 
sterium schieben. Dabei kann 
sie selbst einiges tun. Das hat 
der vor dem Oberverwaltungs¬ 
gericht verlorene Prozess ge¬ 



gen Eckert & Ziegler gezeigt. 

Aber die Nutzung der ver¬ 
bleibenden Möglichkeiten zur 
Verhinderung einer Erweite¬ 
rung der Atommüllverarbei¬ 
tung in Braunschweig benöti¬ 
gt endlich einen eindeutigen 
Standpunkt der Stadt zum 
Schutz seiner Bürgerinnen und 
Bürger. 

Denn nicht nur die Atom¬ 
müllkonditionierungsanlage 
im Braunschweiger Norden, 
sondern auch der zukünftige 
Atommüllumschlag-Bahnhof 
im Braunschweiger Westen 
(Beddingen-Stiddien-Geitel- 
de-Timmerlah) und die Mög¬ 
lichkeit eines Atommüll-Zwi¬ 
schenlagers im dort geplanten 
Interkommunalen Gewerbe¬ 
gebiet sind keine Einbildung. 
Dazu muss die Stadt Stellung 
beziehen und ihren Bürgerinnen 
und Bürgern deutlich sagen, ob 
sie Vorsorge für die Einwohner¬ 
schaft Braunschweigs vorneh¬ 
men wird oder nicht. 

Die BISS hat der Stadt mit Rü¬ 
ckendeckung ihres Rechtsbei¬ 
stands mehrfach Vorschläge in 
der Form von Rechtsgutachten, 
Physik-Gutachten und rechtssi¬ 
cheren Inhalten für einen neuen 
Bebauungsplan für das Gelände 
der Atomfirmen übergeben. Lei¬ 
der wurden diese Vorschläge in 
der Regel ignoriert. 

Nun rückt der Zeitpunkt der 
Erweiterung der ansässigen 
Atomfirmen immer näher, denn 




Bürgerinitiative 

Strahlenschutz 


Braunschweig will in einem 
weiteren neuen Bebauungs¬ 
plan keine Einschränkungen für 
Atomfirmen mehr festlegen und 
Eckert & Ziegler will endlich 
bauen. 

Der alte und der ganz neue 
Bebauungsplan werden die von 
Eckert & Ziegler beantragte Hal¬ 
le zum „Messen, Konditionieren 
und Lagern" in vollem Umfang 
erlauben. 

Die BISS verlangt: „Braun¬ 
schweig muss endlich aktiv das 


Land Nieder Sachsen auff ordern, 
die enormen Strahlengenehmi¬ 
gungen zu reduzieren und ihre 
letzten Möglichkeiten zur Ver¬ 
hinderung einer Atommülldreh¬ 
scheibe Braunschweig nutzen!" 

Aber nicht nur die Stadt Braun¬ 
schweig und das Land Nie¬ 
dersachsen sind gefragt: „Auch 
der Bund muss Ansprechpartner 
werden, denn bundesweit gibt es 
nur eine Handvoll solcher Kon¬ 
ditionierungsanlagen. Der Bund 
hat ein offensichtliches Interesse 
an der Erweiterung hier, aber er 


darf kein Interesse daran haben, 
dass so etwas neben Wohnhäu¬ 
sern und Schulen geschieht. 
Braunschweig ist die zweitgröß¬ 
te Stadt Niedersachsens und darf 
nicht zum Atommüllumschlags- 
Wohnort verkommen!" 

Jeder ist aufgefordert, seine 
Meinung zu diesem Thema 
einzubringen. Wenden Sie sich 
an die Stadt Braunschweig und 
verhindern Sie mit uns den 
Atommüllwohnort und die 
Atommülldrehscheibe Braun¬ 
schweig. 
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Her mit dem schönen Leben! 


JUGEND Braunschweiger Jugendbündnis im siebten Jahr in Folge 

TEXT: MARVIN HOPP UND DAVID RÖSLER | UGENDBÜNDNIS ZUM 1. MAI ♦ FOTOS: DGB-JUGEND 


D as verflixte siebte Jahr... 

Mitnichten! Auch in die¬ 
sem Jahr, und damit zum sieb¬ 
ten Mal in Folge, formierte sich 
ein eigenständiges Jugend¬ 
bündnis zum 1. Mai. Der zen¬ 
trale Gedanke aus dem Jahr 
2011 trägt sich bis heute und 
auch zukünftig fort: 

„Wz> wollen die unter¬ 
schiedlichen Kämpfe von 
Gewerkschaftsjugenden, Ju¬ 
gendverbänden, -initiativen, 
-Organisationen und autonom 
agierenden Gruppen zusam¬ 
menführen und eine Vernetzung 
dieser Strukturen und ihrer Ar¬ 
beit vorantreiben. Was uns eint 
ist die Vorstellung einer soli¬ 
darischen Gesellschaft, jenseits 
der kapitalistischen Ausbeu¬ 
tung von Mensch und Natur. 
Daher lautet unser Motto: Ge¬ 
meinsam für eine solidarische 
Gesellschaft!" 

Neben diesem verbindenden 
Grundsatz ist es uns hierbei 
ebenso wichtig, auf aktuelle 
Entwicklungen in der Gesell¬ 
schaft einzuwirken und uns in 
Auseinandersetzungen einzu¬ 
mischen. 2011 veranlasste uns 
beispielsweise der geplante 
Aufmarsch von Faschisten unter 
dem rassistischen Motto „Tag 
der deutschen Zukunft: Unser 
Zeichen gegen Überfremdung", 
den 1. Mai und unser Bündnis 
zu nutzen, um für gemeinsame 
Gegenaktivitäten zu mobilisie¬ 
ren. Konkret waren dies Blocka¬ 
den zur Verhinderung des Auf¬ 
marsches durch unsere Stadt. 
Zudem begleiteten uns in den 


letzten fünf Jahren die andau¬ 
ernde Krise des Kapitalismus 
und die damit voranschreiten¬ 
de Prekarisierung der Arbeits¬ 
und Lebensverhältnisse junger 
lohnabhängig Beschäftigter. Bei 
der gegenwärtigen Entwick¬ 
lung muss von einem Abhängen 
einer ganzen Generation von 
Heranwachsenden gesprochen 
werden. In Griechenland, Spa¬ 
nien, Italien und Portugal sind 
es die extrem hohen Zahlen von 
Jugendarbeitslosigkeit, die das 
(soziale) Ausmaß der kapitalis¬ 
tischen Krise sichtbar machen. 
Aber auch in Deutschland sind 
insbesondere junge Menschen 
von diesem negativen Wandel 
der Arbeitswelt betroffen. 

Zusätzlich sind ein zuneh¬ 
mender Rechtsruck und ein 
vermehrter Zuspruch für an¬ 
tidemokratische Sichtweisen 
in der Gesellschaft deutlich zu 
spüren. Die Stimmungsmache 
und Gewalt von Rechts wird 
von der „vermeintlichen Mitte" 
aufgegriffen und ist so längst 
im gesellschaftlichen und politi¬ 
schen Alltag angekommen. Die 
Abstimmung über den Brexit in 
Großbritannien, die Wahl eines 
offen auftretenden Rassisten ins 
Weiße Haus der USA und auch 
die zunehmende Abschottung 
Europas und Deutschlands, ein¬ 
hergehend mit beschleunigten 
Abschiebungen und zum Nor¬ 
malzustand werdendem Racial 
Profiling, zeigen deutlich: Es 
wird Zeit gegen die rassistischen 
und nationalistischen Zustände 
aufzustehen und Widerstand zu 
organisieren. 


Seit 2011 ist es uns gelungen, 
durch kontinuierliche Arbeit 
von Jahr zu Jahr immer mehr 
junge Menschen zum 1. Mai zu 
mobilisieren. Alleine die 400 
Beteiligten am Jugendblock auf 
der 1. Mai-Demonstration im 
vergangenen Jahr, sprechen eine 
deutliche Sprache. Diese Zahl 
zeigt, dass junge Menschen alles 
andere als politisch desinteres¬ 
siert sind. Viel mehr werden ihre 
Stimmen und Ideen zu wenig 
wahrgenommen. 

Bei unseren Aktivitäten geht es 
uns auch um eine theoretische 
Auseinandersetzung mit den 
Verhältnissen in denen wir 
leben und um die Diskussion 
über unsere unterschiedlichen 
Herangehensweisen an gesell¬ 
schaftliche Herausforderungen. 
Hierzu geben wir pünktlich zum 
1. Mai jedes Jahr unsere eigene 
Broschüre raus, welche ihr unter 
anderem online auf Facebook 
(DGB Jugend Braunschweig) 
oder w w wer ster maibraun- 

schweig.de einsehen könnt. Au¬ 
ßerdem organisieren wir im Vor¬ 
feld mehrere Informations- und 
Diskussionsveranstaltungen zu 
den Themen G20, Feminismus 
und Wohnraum. 

Ih cüeserw StKKe: Wir 
seken uns <xm 1, Mat! 

für elKe so- 
UcWtseke Gesellschaft 

t^orlK die freie 
CKfc^tckiuKq etKes je¬ 
den die Bedingung für 
cAte freie Entwicklung 
aller Ist," 
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Jugendarbeit in Gefährt - 
wir brauchen mehr Geld für Jugendbildung 

TEXT: LANDESJUGENDRING NIEDERSACHSEN UND DGB-JUGEND NIEDERSACHSEN 


D ie DGB-Jugend beteiligt 
sich aktiv an der Kampa¬ 
gne „jugend - zukunft - schaf¬ 
fen" des Landesjugendrings 
Niedersachsen. Gemeinsam 
mit unseren Kolleg_innen der 
anderen Mitgliedsverbände 
machen wir darauf aufmerk¬ 
sam, dass im Bereich der öf¬ 
fentlichen Jugendförderung 
eine enorme Lücke klafft, die 
dringend geschlossen werden 


Innerhalb der vergangen 25 
Jahre hat die Anzahl der Teil¬ 
nahmetage an Bildungsveran¬ 
staltungen, also der gesamten 
durch das Land geförderten 


JUGEND 

ZUKUNFT 

SCHAFFEN 


Angebote der Jugendverbän- raum sind die sogenannten staltungen finanziert werden weniger Mittel pro Tag und 
de, um mehr als 50% zuge- Bildungsmittel - also die - aber lediglich um 27% gestie- Teilnehmer in zur Verfügung 
nommen. Im gleichen Zeit- Mittel, mit denen die Veran- gen. Das bedeutet, dass heute stehen als noch vor 25 Jahren. 


Und dabei ist nicht berücksich¬ 
tigt, dass Waren und Dienstlei¬ 
stungen heute deutlich teurer 
sind als damals. 

Mit der Kampagne machen 
die Jugendverbände in Nie¬ 
dersachen auf diese negativen 
Entwicklungen aufmerksam. 
Gemeinsam wollen wir für die 
Jugend eine bessere Zukunft 
schaffen. Die Jugendarbeit darf 
nicht unter die Räder einer 
vermeintlich generationenge¬ 
rechten Sparpolitik kommen. 
Deshalb fordern wir eine deut¬ 
liche Erhöhung der Bildungs¬ 
mittel in Niedersachsen! 

Weitere Infos gibt es unter 
www.jugend-zukunft-schaf- 
fen.de 


AIDS-Hilfe will Diskriminierung abbauen und sucht dafür Unternehmen als Partner 

TEXT: JÜRGEN HOFMMAN | AIDS HILFE ♦ FOTO: JÜRGEN HOFMMAN 


H lV-Positive werden häufig 
im Arbeitsleben diskri¬ 
miniert, oder sogar gekündigt. 
Aber im Berufsalltag bestehen 
keine Ansteckungsrisiken. 
Und es gibt kein „Berufsver¬ 
bot" für HlV-Positive. Zwei 
Drittel aller Menschen, die mit 
der Infektion leben, sind in¬ 
zwischen erwerbstätig. Durch 
moderne Medikamente sind 
sie im Durchschnitt auch nicht 
häufiger krank als andere Be¬ 
schäftigte. Aus Angst vor Re¬ 
pressalien vermeiden die mei¬ 
sten HlV-Positiven jedoch, mit 
ihrer Infektion im Berufsalltag 
offen umzugehen. 

Um Vorurteile abzubauen 
und ein deutliches Zeichen 
zu setzen hat die AIDS-Hilfe 
die Kampagne „Positiv ein¬ 
gestellt" ins Leben gerufen. 
Schirmherr ist der Niedersäch¬ 
sische Wirtschaftsminister Olaf 
Lies. Mit dieser bundesweit 
bisher einzigartigen will die 
AIDS-Hilfe möglichst viele 
Unternehmen und Betriebe als 
Partner gewinnen, die für einen 
respektvollen Umgang mit HIV- 



positiven Menschen am Arbeits¬ 
platz stehen. 


Bereits 43 ganz unterschied¬ 
liche Partner aus Wirtschaft, 
Verwaltung, Kirche sowie For¬ 
schung und Lehre unterstüt¬ 
zen diese Kampagne. Aber das 
ist der AIDS-Hilfe nicht genug 
- es sollen mindestens 100 Un¬ 
terstützer werden, um so auch 
wirklich etwas im Bewusstsein 
verändern zu können. 


Wie können Sie die AIDS- 
Hilfe unterstützen? Bitte ma¬ 
chen Sie in Ihrem Betrieb deut¬ 
lich, dass Ihnen das Thema HIV 
wichtig ist und Sie Wert auf 
einen, respektvollen und soli¬ 
darischen Umgang miteinander 
legen. Sprechen Sie die Arbeit¬ 
nehmervertretung oder Leitung 
Ihres Betriebes an, um Partner 
der Kampagne zu werden. 

Kontakt: 

Braunschweiger AIDS-Hilfe 
e.V., Eulenstr. 5, 

38114 Braunschweig. 

Ihr Ansprechpartner: 

Jürgen Hoffmann Tel. 580030 
info@braunschweig.aidshilfe.de 

Mehr Informationen 
www.positiv-eingestellt.net 

Um die Arbeit weiter führen zu 
können freut sich die AIDS- 
Hilfe auch über finanzielle 
Unterstützung und stellt natür¬ 
lich eine Spendenquittung aus. 

Spendenkonto: IBAN: DE40 
3006 0601 0004 3995 52 


Volkshochschule 

VI Iw Braunschweig GmbH 

Das gesamte Programm im Internet unter: 

vwvw.vhs-braunschweig.de 

VHS Braunschweig GmbH, Alte Waage 15, 38100 Braunschweig 


WIR WOLLEN MEHR! 



Wirsudicu LU0 Finiwin die fliggc lür HI V-Foshivr zeigen- 


POSITIV 

EIHC’ü6 r tÜ.i 




Gibt es eine Krankenkasse, 

bei der meine Familie die Nr. 1 ist? 






Die kk c assic mit inren incnvmue en 


Leistungen für die ganze Familie. 

Weitere Informationen unter unserer 
kostenlosen IKK-Servicehotline: 0800 455 1111. 


iK 



IKKclassic 


Oder auf www.ikk-classic.de/familie 
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Krankenhäuser: von der Personalbemessung zur Entlastung 

TEXT: SEBASTIAN WERTMÜLLER | VERDI ♦ FOTO: ISTOCK 


A ktive Gewerkschafte- 

rinnen und Gewerkschaf¬ 
ter im Saarland sind schon mal 
vorgeprescht: Die Schwestern 
und Pfleger haben aus der 
Dauerbelastung im Job die 
Konsequenz gezogen und mal 
aufgeschrieben, was ihnen 
alles nicht passt und was sie 
wollen: 

Wir wollen ... 

• ...nachts nicht alleine arbei¬ 
ten. 

• dass auf höchstens zwei 
Intensivpatienten eine exa¬ 
minierte Pflegekraft kommt. 

• ... nach einem Bereitschafts¬ 
dienst einen 24 Stunden Aus¬ 
schlaftag , der mit 7,7 Stunden 
Arbeitszeit bewertet wird. 

• ...verbindliche Festlegungen 
der Sollbesetzungen auf den 
Stationen. Wenn diese Zah¬ 
len unterschritten werden, 
dann müssen sofort Betten 
geschlossen werden." 

Und da findet sich vieles von 
dem, was auch in jedem Kran¬ 
kenhaus in Braunschweig die 
Beschäftigten umtreibt: Unzu¬ 
reichende Besetzung auf den 
Stationen, zu kurze Ruhepha¬ 
sen, zu hohes Risiko in der 
Nacht, Rufen aus dem Frei und 
und und... 

Letztes Jahr im Juni haben 
Tausende Krankenhausbeschäf¬ 
tigte mit einem Aktion auf ihre 
Situation hingewiesen: „162.000 
fehlen" war das Motto - aber 
verbessert hat sich mal wieder 
nichts. Seit Jahren fordert ver. 
di, dass der Gesetzgeber ran 
muss: Personalbemessung per 
Gesetz ist die Forderung, als 



Alternative zur Gewinnmaxi¬ 
mierung bei den Privaten zu 
Lasten des Personals. 

Jetzt gibt es einen neuen Weg: 
Erstmalig in der Berliner Chari¬ 
te wurde im April 2016 per Ta¬ 
rifvertrag ein Personalschlüssel 
vereinbart! 

Und die Saarländer Kranken¬ 
häuser ziehen jetzt nach: Die 
Ankündigung, gegebenenfalls 
auch mit Streik für eine perso¬ 
nelle Entlastung zu sorgen, hat 
die Landesregierung auf den 
Plan gerufen und jetzt wird 
über einen Personalaufbau in 
der Pflege verhandelt. 


Auch für Niedersachsen und 
für die Region ist das Thema 
akut: Mit Blick auf die Bundes- 


verdi 


tagswahlen steht das Thema 
Personalbemessung bei ver.di 


ganz weit oben und die Kandi¬ 
datinnen und Kandidaten wer¬ 
den sich positionieren müssen. 

Und wenn das nicht fruchtet 
und in einem neuen Koalitions¬ 
vertrag dazu wieder nichts zu 
finden ist, dann bleibt ja immer 
noch die Möglichkeiten einer 
tariflichen Regelung... Aber 
auch die wird nicht einfach sein: 
Es gibt kommunale Kranken¬ 
häuser wie das Braunschwei¬ 
ger Klinikum, gemeinnützige 
wie das Herzogin-Elisabeth- 
Hospital, Krankenhäuser in 
kirchlicher Trägerschaft (wie 
das gerade geschlossene Kran¬ 


kenhaus St. Vinzenz und pri¬ 
vatwirtschaftliche betriebene 
wie in Salzgitter, Helmstedt 
und Gifhorn. Jeweils gibt es ei¬ 
genen Tarifverträge oder noch 
ganz andere Regelungen (wie 
bei den kirchlichen Einrich¬ 
tungen). 

Es ist ein dickes Brett, das 
ver.di da zu bohren hat - in 
der Politik, aber auch bei den 
Krankenhausträgern. Arbeit¬ 
geber lassen sich nicht gerne 
herein reden, wenn es um den 
Personaleinsatz geht, bei den 
Krankenhäusern aber muss es 
jetzt sein! 


Neue Erwerbslosenselbsthilfegruppe 
in Braunschweig - ein Resümee 

TEXT: WOLFGANG KRÄMER | VAMV ♦ FOTO: ERSE-BRA 


S eit nun mittlerweile mehr 
als einem Jahr existiert 
die neu gegründete Erwerbs¬ 
losenselbsthilfegruppe, 
kurz ErSeBra, nun in Braun¬ 
schweig. Als Tochtergruppe 
des Verband alleinerziehen¬ 
der Mütter und Väter gab es 
vorher jedoch viel Bedarf an 
Hilfe für Erwerbslose, der 
nicht nur aus Alleinerziehen¬ 
den bestand. 

„Woraus der meiste Bedarf 
besteht, ist so einfach nicht 
zu sagen", erklären Wolf gang 
Kraemer und Sarah Wachert 
von ErSeBra. „Wir helfen dabei, 
Anträge für Sozialleistungen 
auszufüllen, die für viele Men¬ 
schen schwierig verständlich 
geschrieben sind oder begleiten 
sie auch zum Jobcenter. Andere 
suchen einfach Anschluss und 


ErSe-Bra 


ErwerbslosenSelbsthilfe Braunschweig 


Eine Gruppe im Vcrtamf allein er? (ehender Mutier und V$ter QV BScV 


uppe im vemana auetnt 
Büro und Vetclnegemeinvchiill 
KaLfontraftc 31 
33100 Braun«hwelfl 
Telefon 05M 61 71 40 ?1 
Fak;0$31 25 23 TU 
Malt; ettobra&vamv to» de 
pTT/e 


Internet http /Veisc-bra Viimv-b* de 


hjerm 


ein gutes Gespräch, wie zum tag ab Zehn Uhr stattfindet". unsicher ist, wie er eine gute 
Beispiel bei unserem Erwerbs- Auch gibt es Hilfe bei der Bewerbung schreibt, ist bei 
losenfrühstück, das jeden Mon- Job- und Wohnungssuche. Wer ErSeBra ebenfalls gut aufgeho¬ 


ben. Dabei sind die Hilfsange¬ 
bote stets ganz individuell wie 
die Menschen selbst. 

Nach einem Jahr Erwerbslo¬ 
senselbsthilfegruppe ziehen 
Wolfgang Kraemer und Sarah 
Wachert ein positives Resümee: 
"Wir konnten in diesem einen 
Jahr schon viele Menschen un¬ 
terstützen und ihnen helfen, 
wieder eine Perspektive zu se¬ 
hen. Auch konnten wir einige 
Netzwerke aufbauen und durf¬ 
ten sogar zwei Radiointerviews 
bei Radio Okerwelle geben, 
was uns viel Freude gemacht 
hat. Denn Arbeitslosigkeit darf 
nicht zur Isolation führen. Man 
muss darüber reden, dass es 
keine Schande ist, erwerbslos 
zu sein und dass es Wege und 
Unterstützung für jene Men¬ 
schen gibt". 
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Geschichte der gesetzlichen Rente 

TEXT: HANSI VOLKMANN ♦ FOTO: ISTOCK 

15^9 - Bismarck fükrfc cUe ReKfceKverslekeruKg elK 
Im Mai 1889 verabschiedet der Reichstag des Deutschen Reiches unter Führung Otto von Bismarcks das 
Gesetz zur Alters- und Invaliditätsversicherung. Alle Arbeiter zwischen 16 und 70 Jahren müssen nun in die 
gesetzliche Rentenversicherung einzahlen. Der Beitragssatz beträgt 1,7 Prozent und wird jeweils zur Hälfte 
von Arbeitgeber und Arbeitnehmer getragen. Das Gesetz sieht eine Rente ab 70 Jahren vor, wenn zuvor 30 
Jahre lang Beiträge eingezahlt wurden. Da die durchschnittliche Lebenserwartung in dieser Zeit jedoch bei 
nur 40 Jahren lag, kam kaum einer in den Genuss der Rentenzahlung. Außerdem war die Rente nicht mehr 
als ein kleines Zubrot. Verdiente ein Arbeiter im Monat 350 bis 550 Mark, so bekam er - sofern er das 70. 
Lebensjahrüberhaupt überschritt - eine monatliche Rente von nur 11,25 Mark. 

1911 - Die H Inter b l lebeneK.ren.te kommt 
1911 werden in der Reichsversicherungsordnung die Renten-, Kranken- und Unfallversicherungen ge¬ 
bündelt. Hinterbliebene haben zum ersten Mal einen Anspruch auf Rentenzahlungen. Außerdem wird im 
selben Jahr die Reichs ver Sicherungsanstalt für Angestellte gegründet, die für die Renten der privilegierten 
Beschäftigten zuständig ist. 




1957 - GrroiSe Rentenreform 

Kopplung der Rente an die Bruttolohnentwicklung - Wiederführung des Umlageverfahrens 

Unter Führung des Bundeskanzlers Konrad Adenauer stellt der Bundestag im Januar 1957 die Rentenfinan¬ 
zierung um: Zuvor war das angesparte Kapital für die Höhe der Ruhestandsbezüge entscheidend. Beim 
neuen Umlage ver fahren zahlen Arbeitnehmer und Arbeitgeber mit den Rentenversicherungsbeiträgen die 
Bezüge der Rentner. Uber die Höhe der Renten entscheidet der Bundestag. Außerdem werden noch im 
selben Jahr Arbeiter und Angestellte bei der Rente gleichgestellt. 


1972 - Die Tür Ist offen. - Die Altersgrenze. wird flexibel 
Auch Hausfrauen und Selbständige bekommen durch das Rentenreformgesetz Anspruch auf eine Rente. 
Der Gesetzgeber ermöglicht großzügige Nachzahlungen, mit denen Interessierte auch nachträglich Ansprü¬ 
che erwerben können. Frauen und langjährige Versicherte können mit 63 in Rente gehen, Schwerbehinderte 
sogar schon mit 60 Jahren. 


1992 - ReHte.Kre.forrvigese.tz. 

Abkopplung der Rente von der Bruttolohnentwicklung - Einführung von Abschlägen bei vorzeitigem 
Renteneintritt 

Nach der deutschen Einheit gerät das Rentensystem in die Krise. Die Renten sinken, denn künftige Ren¬ 
tenerhöhungen beziehen sich nicht mehr auf Brutto-, sondern auf Nettolöhne. Das Renteneintrittsalter steigt 
wieder auf 65 Jahre. Wer früher in den Ruhestand gehen möchte, muss für jedes Jahr einen Abschlag von 3,6 
Prozent in Kauf nehmen. 


2001 - AÜ:ersverry\ögeKs-/ErgäK2LuKgsgesel:2L 

Riesterrente - Beitragssatzziel von 22% in der GRV bis 2030 - Erwerbsminderungsrente ersetzt die Be¬ 
rufsunfähigkeitsrente 

Die Bundesregierung beschließt eine weitere Absenkung des Rentenniveaus. Der Staat fördert aber von nun 
die private Altersvorsorge. Mit staatlichen Zulagen und Steuervorteilen wird die - nach dem Arbeitsmini¬ 
ster Walter Riester benannte - Riesterrente eingeführt. 


2002 - Die betriebliche Altersvorsorge wird erneuert 
Arbeitnehmer bekommen einen Rechtsanspruch auf eine betriebliche Altersvorsorge. Die Betriebsrente 
finanzieren die Beschäftigten allerdings meistens allein mittels einer sogenannten Entgeltumwandlung. 
Arbeitgeber können sich über fünf verschiedene Durchführungswege an der betrieblichen Altersvorsorge 
ihrer Arbeitnehmer beteiligen. 


2004 - - RV-EJackkaltlgkeltsgesetz. 

Einführung einer demographischen Komponente in die Rentenformel - Drastische Drosselung zukünf¬ 
tiger Rentenerhöhungen 


200 & ElnsparmaJHakmeH bei AL<3~1I Beziehern 


2007 - RV-ALtersgrenzeHanpassungsgesetz. - Die Rente mit 67 kommt 
Die Große Koalition beschließt die Verlängerung der Lebensarbeitszeit - die Rente mit 67 kommt. Die 
neue Ruhestandsgrenze betrifft alle, die 1964 oder später geboren wurden. Wer allerdings 45 Jahre in die 
Rentenkasse eingezahlt hat, kann dennoch mit 65 Jahren abschlagsfrei seinen Ruhestand genießen. 


2014 - - <3rroJe Koalition - Rentenpaket 
abschlagsfreie Rente mit 45 Pflichtversicherungsbeitragsjahren (Rente ab 63), Verbesserungen bei der Müt¬ 
terrente, der EM-Rente und des Reha-Budget 


1933-194-5 - Zerschlagung der Selbstverwaltung 
ln der Rentenversicherung 

Abschaffung des Umlage Verfahrens - Überschüsse in der Rentenversicherung wurden für die Rüstungs¬ 
finanzierung verwendet 


1916 - Früher ln Rente 

Das Renteneintrittsalter wird 1916 unter Kaiser Wilhelm II. für Arbeitnehmer auf 65 Jahre gesenkt. Dadurch 
verdoppelt sich bis zum Jahresende die Zahl der Rentner. 


1921 - Erste Rentenkrise 

Der Rentenversicherung droht 1921 der Kollaps. Die massive Geldentwertung führt zu riesigen Ren¬ 
ten, aber auch Beiträgen in horrenden Höhen. Zwischenzeitlich muss die Rentenversicherung das 
(auch heute praktizierte) Umlage verfahren einführen: Für kurze Zeit werden die Rentenansprüche 
aus laufenden Einnahmen bedient. Danach bauen die Einzahler wieder einen Kapitalstock auf, aus 
dem ihre Altersbezüge gezahlt werden. 
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Was versteht man unter dem „Drei-Säulen-Modell“? 


Unter diesem Begriff versteht man den Ansatz, dass sich 
das Einkommen von Beschäftigten im Ruhestand aus drei 
Bestandteilen zusammensetzt: der gesetzlichen Rente, einer 
betrieblichen Altersversorgung und privater Altersvorsorge. Seit 
der Rentenreform 2001 gilt in Deutschland ein „Drei-Säulen- 
Modell". 

Allerdings ist hier vieles im Argen. Viele haben nur die gesetz¬ 
liche Rente, andere zusätzlich nur entweder privat oder betrieb¬ 
lich vorgesorgt. Auch decken die zweite und dritte Säule oftmals 
nicht alles ab, was in der gesetzlichen Rentenversicherung abge¬ 
sichert ist. Und insbesondere private Versicherungen sind häufig 
teuer, haben geringe Renditen und sind intransparent. 

Der DGB will das gesetzliche Rentenniveau stabilisieren, denn 
für viele Menschen bleibt die gesetzliche Rente das einzige oder 
wesentliche Einkommen im Alter. Ergänzend wollen wir, dass 
Tarifverträge, die betriebliche Altersversorgung regeln, leichter 
für allgemeinverbindlich erklärt werden können und so für 
alle Beschäftigten einer Branche gelten. So könnten noch mehr 
Beschäftigte im Alter auch Einkommen aus dieser Säule des 
„ Drei-Säulen-Modells " beziehen. 



Beispiel Österreich 
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Was ist betriebliche 
Altersversorgung? 

Die betriebliche Altersversorgung (bAV) ist neben gesetz¬ 
licher Rente und privater Altersvorsorge eine der drei Säulen 
des „Drei-Säulen-Modells" - also eine von drei potenziellen 
Einkommensquellen im Alter. Bei der bAV sagt der Arbeitge¬ 
ber den Arbeitnehmern bestimmte Leistungen der Altersver¬ 
sorgung zu. 

Das können neben einer „Betriebsrente" auch Leistungen bei 
Erwerbsminderung oder Leistungen für Hinterbliebene im 
Todesfall des Arbeitnehmers sein. 

Oftmals wird bAV in Form einer Entgeltumwandlung 
gemacht: Ein Teil des Gehalts wird nicht ausgezahlt, sondern 
so eingesetzt, dass der Arbeitnehmer später im Ruhestand 
Ansprüche auf eine bestimmte Versorgungsleistung hat (zum 
Beispiel auf eine klassische „Betriebsrente"). Allerdings wird 
die gesetzliche Rente durch die sozialabgabenfreie Entgelt¬ 
umwandlung geringer und zusätzlich sinkt das gesetzliche 
Rentenniveau für alle. 

Der Arbeitgeber investiert das so angespart Geld seiner 
Beschäftigten zum Beispiel in einen Pensionsfonds, eine 
Pensionskasse oder eine Direktversicherung. In vielen Fällen 
einer tarifvertraglich geregelten bAV übernehmen sowohl der 
Arbeitnehmer als auch der Arbeitgeber einen Teil der Zah¬ 
lungen. 

Was ist das Renteneintrittsalter 
und welche Rolle spielt es? 

Mit diesem Begriff ist in der Regel nicht das Alter gemeint, 
mit dem man tatsächlich in Rente geht. Das Renteneintrittsal¬ 
ter steht für das Alter, mit dem man ohne Rentenkürzungen 
(„Abschläge") in Altersrente gehen kann - also das Alter, das 
der Gesetzgeber für den Beginn der regulären Altersrente 
vorgesehen hat. 

Vor den Rentenreformen der vergangenen Jahre lag es in 
Deutschland bei 65 Jahren. Mit Einführung der „Rente mit 
67" wird es ab einem bestimmten Geburtsjahrgang nach und 
nach angehoben: Der Geburtsjahrgang 1947 muss bereits 65 
Jahre und einen Monat arbeiten, bis er regulär in Altersrente 
gehen kann. Der Jahrgang 1948 muss 65 Jahre und zwei Mo¬ 
nate arbeiten - und so weiter. Für den Geburtsjahrgang 1964 
und alle kommenden Jahrgänge gilt dann ein Renteneintritts¬ 
alter von 67 Jahren. 

Von Bedeutung ist das steigende Renteneintrittsalter, weil 
Beschäftigte Rentenkürzungen („Abschläge") hinnehmen 
müssen, wenn sie früher in Rente gehen. Und je mehr der 
reguläre Renteneintritt nach hinten verschoben wird, desto 
größer ist das Risiko für viele Beschäftigte, vor dem Ren¬ 
teneintritt arbeitslos zu werden und längere Zeiten der 
Arbeitslosigkeit zu haben. Da bereits heute viele Beschäf¬ 
tigte es nicht einmal bis 65 schaffen, gesund und in Arbeit 
zu bleiben, bevor sie in Rente gehen, bedeutet ein höheres 
Renteneintrittsalter oft nichts anderes als Rentenkürzungen 
durch die Hintertür. 


Was ist das Rentenniveau? 

Der Begriff „Rentenniveau" fehlt in kaum einer Debatte zum Thema Rentenpolitik. Doch was 
beschreibt er genau? Das gesetzliche Rentenniveau misst das Verhältnis zwischen Rente und Lohn 
- und zwar nicht der Rente oder des Lohns einer einzelnen Person, sondern eine Art statistischen 
Durchschnittswert. 

Konkret geht es um das Verhältnis des „Durchschnittsentgelts" zur „Standardrente". Das Durch¬ 
schnittsentgelt ist das durchschnittliche Einkommen aller (Sozial-)Versicherten. Es wird jährlich 
neu berechnet. Die Standardrente wiederum ist eine abschlagsfreie Regelaltersrente aus 45 Entgelt¬ 
punkten - diese Rente käme beispielsweise dann raus, wenn eine Person 45 Jahre lang immer zum 
Durchschnittsentgelt gearbeitet hat und ohne Abschläge in Rente gehen würde. Das Rentenniveau 
misst nun in Prozent das Verhältnis von Standardrente zu Durchschnittsentgelt. Ausgewiesen 
wird das „Rentenniveau netto vor Steuern", also das Verhältnis der „verfügbaren" Standardrente 
zum „verfügbaren" Durchschnittslohn. Verfügbar heißt: Es werden noch die Abzüge durch Sozi¬ 
alabgaben berücksichtigt, Steuern nicht. Für 2016 beträgt die verfügbare Standardrente 1.200 Euro 
und das verfügbare Durchschnittsentgelt 2.505 Euro (vorläufige Werte). Das gesetzliche Rentenni¬ 
veau „netto vor Steuern" liegt 2016 also bei etwa 47,9 Prozent (vorläufiger Wert). 


Was ist die sogenannte „Mütterrente“? Und was 
hat sie mit der Rentenversicherung zu tun? 

Mit der sogenannten „Mütterrente" werden die Kindererziehungszeiten von Eltern bei der 
späteren Rentenzahlung besser berücksichtigt. Die Mütterrente wurde mit dem sogenannten 
Rentenpaket der Bundesregierung im Jahr 2014 eingeführt. 

Zuvor galt die Regelung, dass bei der Kindererziehungszeit für Kinder ab dem Geburtsjahr¬ 
gang 1992 drei Jahre für die Rente angerechnet werden, für Kinder, die vor 1992 geboren worden 
sind, nur ein Jahr. Mit dem Rentenpaket wird jetzt für vor 1992 geborene Kinder ein zusätzliches 
Erziehungsjahr angerechnet, also insgesamt zwei Jahre. Das verkleinert tatsächlich eine Gerech¬ 
tigkeitslücke und wertet die Erziehungszeiten von Eltern bei der Rentenberechnung auf. 

Das ist aber eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und keine Aufgabe der Rentenversicherung. 
Die Mütterrente müsste deshalb aus Steuermitteln erstattet werden. Doch aktuell ist dies nicht 
der Fall, stattdessen wird sie aus den Rentenbeiträgen der Versicherten bezahlt. Das kostet die 
Beitragszahler jedes Jahr sieben Milliarden Euro - allein bis Herbst 2017 also 23,3 Milliarden 
Euro. Diese Summe macht fast drei Viertel der Gesamtkosten des Rentenpaktes der Bundes¬ 
regierung aus. Das Problem: Da die Mütterrente aus der Rentenkasse statt aus Steuermitteln 
finanziert wird, verschlingt sie fast komplett die derzeitigen Rücklagen der Rentenversicherung. 
Die Fehlfinanzierung wird so zu einer schweren Belastung für die jüngeren Generationen. 
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Was ist eine Standardrente? 

Die Standardrente ist eine sozialrechtliche Größe. Die Stan¬ 
dardrente ist eine Regelaltersrente aus 45 Entgeltpunkten und 
beträgt brutto seit 1. Juli 2016 im Westen 1.370,25 Euro und im 
Osten 1.289,70 Euro. Nach Sozialabgaben (sogenannte verfügbare 
Standardrente) beträgt sie 1.225 Euro im Westen und 1.153 Euro 
im Osten. 

Eine solche Rente bekäme beispielsweise eine Person, die 45 
Jahre lang immer genau zum Durchschnittsentgelt gearbeitet 
hat und ohne Abschläge in Rente geht. Das Durchschnittsentgelt 
ist das durchschnittliche Einkommen aller (Sozial-)Versicherten 
in Deutschland. Es wird jährlich neu berechnet. Das Verhältnis 
der Standardrente zum Durchschnittsentgelt ist das „gesetzliche 
Rentenniveau". 


Die Entwicklung 

des Rentenniveaus DGB 
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Grundsicherung im Alter 



D ie Grundsicherung im 
Alter ist eine steuerfinan¬ 
zierte Sozialleistung. Sie ga¬ 
rantiert ein sozio-kulturelles 
Existenzminimum. Die Grund¬ 
sicherung im Alter wird aus 
den Regelsätzen (2016 sind das 
404 Euro für Singles - wie bei 
Hartz IV) und den übernom¬ 
menen Kosten der Unterkunft 
einschließlich Heizung errech¬ 
net. Kosten für Kranken und 
Pflegeversicherungsbeiträge 
sowie Vorsorgebeiträge werden 
berücksichtigt. Hinzu kommen 
gegebenenfalls Mehrbedar- 
fe für Schwerbehinderte oder 
chronisch Kranke. Darüber 
hinaus werden die Größe und 
die Alterszusammensetzung 
der Haushalte beachtet. Der 
Bruttobedarf lag in der Alters¬ 
gruppe der über 65-Jährigen 
im Bundesdurchschnitt bei 774 
Euro. Die Grundsicherung im 
Alter wird nur dann gewährt, 
wenn der Empfänger auf kei¬ 
ne weiteren Einkommens- und 
Vermögensquellen zugreifen 
kann. Ein Rückgriff auf Ein¬ 
kommen naher Verwandter er¬ 
folgt in aller Regel nicht. 

Die DurcksckHlfetsrenfeeH 
slKkeK 

Für viele neue Rentnerinnen 
und Rentner sinkt die Rente. 
Bei den Neuzugängen in die 
Altersrente 2014 erhielten west¬ 


deutsche 
Männer 
im Schnitt 
eine Mo¬ 
natsrente 
in Höhe 
von 980 
Euro (Ost: 

952 Euro). 

Dieser 
Betrag lag 
unter der 
Durch¬ 
schnitts¬ 
rente der 
„Altrent¬ 
ner" - Bezieher laufender Renten 
- in Höhe von 1020 Euro (Ost: 
1111 Euro). Die Durchschnitts¬ 
rente der neuen Rentnerinnen 
belief sich in den alten Bundes¬ 
ländern 2014 auf nur 562 Euro 
(Ost: 841 Euro). Auch hier lag 
die mittlere Rente der westdeut¬ 
schen „Altrentnerinnen" mit 
durchschnittlich 566 Euro (Ost: 
824) über dem aktuellen Renten¬ 
anspruch. Zudem ist die Vertei¬ 
lung der Renten sehr ungleich. 
In Westdeutschland lagen bei 
den Männern 13,5 Prozent der 
Altersrenten (Ost: 1,6 Prozent) 
und bei den Frauen 26 Prozent 
(Ost: 2,7 Prozent) unter 300 Euro. 
Rund 16,8 Prozent der west¬ 
deutschen Rentner (Ost: 10,8 
Prozent) und ein Prozent der 
westdeutschen Rentnerinnen 
(Ost: 1,4 Prozent) erhielten eine 


Altersrente über 1500 Euro. 

Was Ist ‘Produktivität? 

Die „Arbeitsproduktivität" ist 
eine Kennziffer, die angibt, wie 
hoch die durchschnittliche Pro¬ 
duktion von Waren und Dienst¬ 
leistungen je Arbeitsstunde 
ausfällt. Je mehr es gelingt, die 
Arbeitsproduktivität von Jahr 
zu Jahr zu steigern, desto bes¬ 
ser kann ein Land den demo¬ 
grafischen Wandel bewältigen. 
Denn damit wächst auch der Ku¬ 
chen, an dem alle (Erwerbstätige 
und Nichterwerbstätige) teilha¬ 
ben können. Um die Arbeitspro¬ 
duktivität zu verbessern, kommt 
es auf technologische Innovati¬ 
onen, organisatorische Effizienz 
sowie ein gutes Bildungsniveau 
und eine hohe Arbeitszufrieden¬ 
heit der Beschäftigten an. 



Qualität 

ist immer das 

Anständige. 


Wir machen es den Menschen einfach, 
ihr Leben zu gestalten - sprechen Sie 
uns an! Ihre Landessparkasse. 


Braunschweigische 

Landessparkasse 

Ein Unternehmen der NORD/LB 
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fektiven Jahresz.ns. 


Großer Wunsch - kleine Rate. 


Jetzt Wünsche erfüllen. Mit dem Direkt Kredit. 

Effektiver Jahreszins von 3,99 % bis 6,99 % 1 
-> Sollzinssatz (gebunden) von 3,92% bis 6,78% p.a. 

-> Nettodarlehensbetrag (Kreditbetrag) zwischen 1.000,- Euro und 50.000,- Euro 
Laufzeit frei wählbar zwischen 12 und 120 Monaten 

Repräsentatives Berechnungsbeispiel: Nettodarlehensbetrag 5.000,- Euro, 
Sollzinssatz (gebunden) 3,92% p.a., effektiver Jahreszins 3,99%, Vertragslaufzeit 
84 Monate, Gesamtbetrag 5.725,44 Euro, 84 monatliche Raten ä 68,16 Euro, 

Bonität vorausgesetzt. Stand: März 2017 

Dies ist ein Angebot der Volkswagen Bank GmbH. 


Filiale Schuhstraße Schuhstr. 8, 38100 Braunschweig 

Filiale Porschestraße Porschestraße 37, 38440 Wolfsburg 

Terminvereinbarung 0531 212-859559 

Telefonische Beratung 0531 212-859504 
Montag bis Freitag: 8.00 bis 20.00 Uhr 
Samstag: 9.00 bis 15.00 Uhr 

www.volkswagenbank.de/direktkredit 


Volkswagen Financial Services 

Bank. Leasing. Versicherung. Mobilität.* * 



Zinssatz ist bonitäts- und laufzeitabhängig. 

* Die Tochtergesellschaften der Volkswagen Financial Services AG erbringen unter der gemeinsamen Geschäftsbezeichnung „Volkswagen Financial Services" Bankleistungen (durch Volkswagen Bank GmbH), Leasingleistungen 
(durch Volkswagen Leasing GmbH), Versicherungsleistungen (durch Volkswagen Versicherung AG, Volkswagen Autoversicherung AG) und Mobilitätsleistungen (u.a. durch Volkswagen Leasing GmbH). Zusätzlich werden 
Versicherungsprodukte anderer Anbieter vermittelt. 



